


Nach 48 Stunden 
Dauerregen 
in Süddeutschland: 

GröBte Flutkatastrophe 
seit Menschengedenken 

Schaden wird auf über 
100 Mill. Mark geschätzt 

Mehr als 100 Millionen Mark Schaden 
richtete eine Hochwasserkatastrophe 
ungeheuren Ausmaßes Ende Mai in 
Süddeutschland an . Nach Angaben 
des Wetteramtes Stuttgart fielen seit 
Beginn der 48 Stunden dauernden 
sintflutartigen Regenfälle 110 Liter 
pro Quadratmeter. Zwei Menschen 
verloren ihr Leben. Am schwersten 
betroffen wurden die Städte Ludwigs­
burg , Aich und Neckartenzlingen 

(alle bei Stuttgart) und mehrere Land­
kreise in Oberfranken . In Ludwigsburg 
wurde Katastrophenalarm ausgelöst , 
nachdem der Neckardamm geborsten 
war. In mehreren Städten mußten die 
Menschen aus ihren Wohnungen eva­
kuiert werden , viele Häuser waren 
nur noch per Schlauchboot zu errei­
chen , es herrschte Einsturzgefahr. 
Die Bauern in den betroffenen Regio­
nen fürchten um ihre Ernte. Im Land­
kreis Miltenberg (Bayern) vernichteten 
die Fluten die gesamte Aussaat auf 
den Feldern. Ein einziges Chaos 
herrschte auch auf den Autobahnen 
im Großraum von Karlsruhe bis Heil­
bronn. Rund 200 Menschen mußten 
auf der Autobahn bei Rastatt mit 
Schlauchbooten von den Dächern 
ihrer Autos geborgen werden. Total 
verwüstet wurde ein Campingplatz 
bei Eichenbühl (Bayern), rund 60 

Wohnwagen wurden von den Wasser­
massen weggeschwemmt und zer­
schellten an Brückenpfeilern . Im Ge­
biet um Stuttgart war die Trinkwasser­
versorgung gefährdet. Die Bevölke­
rung wurde au fgefordert, nur noch 
abgekochtes Wasser zu verwenden. 
Die Schiffahrt auf Main und Neckar 
mußte vorübergehend eingestellt wer­
den . Vielerorts mußte mit Notstrom­
aggregaten gearbeitet werden , da die 
Stromversorgung ausgefallen war. 
Zahlreiche Telefon leitungen waren 
über mehrere Tage unterbrochen. 
Helfer der KatastrophenSChutzorgani­
sationen, der Feuerwehren und Bun­
deswehr-Einheiten waren im Einsatz 
rund um die Uhr. Man spricht von 
der größten Überschwemmungskata­
strophe des Jahrhunderts in diesem 
Gebiet. Das ZS-MAGAZIN wird noch 
ausführlich berichten . 

Unter Wasser standen die Ufersiraßen in Heidelberg. Ein Chaos richtete eine GerÖll- lawine in Rieden an. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittel­
bare Körperschaft des Öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern) , ist baldmöglichst die Stelle 
einer 

zu besetzen. 

Lehrkraft der BVS-Schule 
Körtlinghausen (Landesstelle 

No rdrh e i n-We sUa le n) 

Gesucht wird ein(e) Mitarbeiter(in), der (die) über umfangrei­
che Kenntnisse auf dem Sektor des Zlvil-, Katastrophen- und 
Selbstschutzes verfügt. 

Möglichst langjährige Mitarbeit im BVS oder anderen Zivil­
schutzorganisationen ist erwünscht. Bewerber(innen) mit ab­
geschlossener BVS-Fachausbildung werden bevorzugt. 

Ferner sind didaktisch-methodische Fähigkeiten und Erfah­
rungen in der Erwachsenen-Ausbildung sowie pädagogi­
sches Geschick Voraussetzung für die Besetzung dieses 
Dienstpostens. 

Geboten werden eine Vergütung bis Verg.-Gr. IVb BAT sowie 
die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit allen üblichen Unterlagen sind bis zum 
20. Juni 1978 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- Bundeshauptsteile -

Eupener Straße 74 - 5000 KÖln 41 

Personal bogen wird auf schriftliche Anfrage übersandt. Bei 
Bediensteten des BVS genügt formlose Bewerbung. 

Bei der Katastrophenschutz-Zentralwerkstatt in Großweis­
mannsdorf, Landkreis Fürth , ist 

die Stelle des leiters 

zu besetzen . Gesucht wird ein Angestellter , der Fachkennt­
nisseei nes Ingenieurs in der Kraftfahrzeugtechnik besi tzt und 
möglichst mit der Kraftfahrzeug-Elektrotechnik vertraut ist. 
Der Bewerber soll einschlägige Kenntnisse in der Arbeitspla­
nung und -o rganisation nachweisen , über entsprechende 
Verwaltungserfahrung verfügen sowie selbständige und zu­
verlässige Arbeitsweise gewohnt sein. Einstufung in Vergü­
tungsgruppe V bl IV b BAT. 

Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtbild. Zeugnisabschriften 
und Nachweisen bisheriger Tätigkeiten erbeten an die 

Regierung von Mittelfranken 
Postfach 606 
8800 Ansbach 
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DRK-Präsident fordert Ver­
stärkung des Zivilschutzes 

Anläßlich des " Welttages des Roten 
Kreuzes", der an den 150. Geburtstag 
des Rot-Kreuz-Gründers Henry Du­
nant erinnerte, forderte der Präsident 
des Deutschen Roten Kreuzes, Bar­
gatzky, vor Journalisten in Bonn eine 
Verstärkung des Zivilschutzes in der 
Bundesrepublik : Die Zahl von gegen­
wärtig 150000 Helfern in diesem 
Bereich müsse auf 600000 erhöht 
werden. Der DAK-Präsident verwies 
darauf, daß die Unkosten je Helfer 
im Zivilschutz pro Jahr 1000 Mark 
betragen. Oie notwendige Erweite­
rung des Personals sei daher eine 
reine Geldfrage. 

Bargatzky berichtete, er habe In 

Übereinstimmung mit anderen Hilfs­
organisationen seine Vorstellungen 
über den Ausbau des Zivilschutzes 
im zuständigen Bundesinnenministe­
rium vorgetragen. Mit Rücksicht auf 
die knappen Haushaltsmittel sollte 
wenigstens erreicht werden , daß der 
Zivilschutz pro Jahr mit 100 Millionen 
Mark zusätzlich ausgebaut wird . 

Einen entsprechenden Appell richtete 
Bargatzky sowohl an Bundesregie­
rung wie Bundestag. 

Fünf Tote bei Wohnhausbrand 
in Frankfurt 

Funf Tote forderte ein Wohnhaus­
brand in der Frankfurter Innenstadt. 
Nach Ansicht der Polizei lag Brand­
stiftung vor, möglicherweise galt 
der Anschlag einer Diskothek, d ie 
im Keller des Hauses lag , zur Tatzeit 
aber noch geschlossen war. Der 
Brand breitete sich nach Augenzeu­
genberichten rasend schnell aus, 
da Treppenhaus und Wandverklei­
dung aus Holz und die Treppen mit 
Teppichboden ausgelegt waren . Ein 
Jugoslawe sprang mit seiner zehnjäh­
rigen Tochter aus dem fünften 

Äußerst schwierig gestalteten sich die Aufräumungsarbeiten der Feuerwehr nach 
dem Brand, da das ganze Treppenhaus ein Raub der Flammen geworden war. 

Stockwerk in den Hof - beide konn­
ten nur noch tot geborgen werden . 
Für seine junge Frau , ihren acht Mo­
nate alten Säugling und eine weitere 
Jugoslawin kam jede Hilfe zu spät. 
Fünf Hausbewohner hatten sich auf 
das Dach des Nachbarhauses gerettet 
und wurden über Leiterbühnen gebor­
gen. Bei den stundenlangen, schwie­
rigen Bergungsarbeiten wurden fünf 
Feuerwehrleute verletzt , einer von 
ihnen schwer. 

Brände verursachten über 
550 Millionen Mark Schaden 
in Nordrhein-Westfalen 

Insgesamt 30 776 Brände aller Art 
haben im vergangenen Jahr in Nord­
rhein-Westfalen einen geschätzten 
Gesamtschaden von mehr als 550 
Millionen Mark verursacht. Dabei 

wurden die Berufs- und Freiwilligen 
Feuerwehren zur Bekämpfung von 
1521 Großbranden, 3611 Mitteibrän­
den und 25644 Kleinbränden einge­
setzt. 6134mal wurde die Feuerwehr 
böswillig alarmiert. Diese Zahlen gab 
der nordrhein-westfälische Innen mi­
nister Dr. Burkhard Hirsch Anfang 
Mai in DlJsseldorf bekannt. 

Die starke Abnahme der Brände von 
rund 49000 (1976) auf etwa 30 000 
im vergangenen Jahr ist vor allem 
auf den durch die schlechte Witte­
rung im Sommer 1977 bedingten 
Rückgang der Waldbrände zurückzu­
führen . Während 1976 11 838 Ein­
sätze bei Wald-, Heide- und Moor­
bränden verzeichnet wurden, mußten 
im letzten Jahr nur 2075 Einsätze 
gefahren we rden. 

Hirsch appelliert an die Bevö lkerung, 
die außergewöhnliche Gefahrdung 
der Wälder und Moore beim Umgang 



mit Feuer verantwortungsvoll zu be­
rücksichtigen. Besonders bei einer 
zunehmenden Dürre in Wald und 
Flur genüge häufig die kleinsie 
Unachtsamkeit - von der weggewor­
fenen Zigarettenkippe bis zum Gril­
len - um in kürzester Zeit einen Wald­
brand von nicht abschätzbaren Aus­
maßen entstehen zu lassen. 

Im vergangenen Jahr betrug der An­
teil der Brände in Nordrhein-Westfa­
len, die durch Fahrlässigkeit entstan­
den waren, trotz eines Rückganges 
von 6366 (1976) auf 5243 noch immer 
17 Prozent aller Schadenfeuer. Aus 
diesem Grund bittet der Innenminister 
Erwachsene und Jugendliche nicht 
nur um Sorgfalt im Umgang mit Feu­
er, sondern auch darum, Kinder über 
diese Gefahren aufzuklären. Denn 
1977 wurden allein 1674 Brände 
durch Kinder verursacht. Durch 
Brandstiftung entstanden 3045 
Brände (= 9,9 % aller Schadenfeuer). 

An der Spitze der Ursachen aller 
Brände, die 1977 registriert wurden, 
standen noch Feuer-, Licht- und 
Wärmequellen (10 %), anschließend 
bauliche, betriebliche und maschi­
nelle Mängel (5,9 %) und schadhafte 
elektrische Anlagen oder Geräte 
(5,6 %). Bei allen Einsätzen wurden 
im vergangenen Jahr 1461 Feuer­
wehrmänner verletzt , einer kam ums 
Leben . 

Neben der Brandbekämpfung haben 
die nord rhein-westfälischen Feuer­
wehren 56935 technische Hilfelei­
stungen durchgeführt und dabei 5899 
Menschen und 4561 Tiere aus Notla­
gen befreit. Außerdem wurden knapp 
eine Million Kranken- oder Rettungs­
transporte und 7060 Blutkonserven­
Transporte registriert. 

Einschließlich der Werk- und Be­
triebsfeuerwehren gibt es derzeit 
in Nordrhein-Westfalen 708 Wehren 
mit 97 140 Feuerwehrmännern. Ihnen 
zahlte das Land zur Beschaffung 
von Fahrzeugen und Geräten , zur 
Errichtung von Feuerwachen und 
anderen Gebäuden Beihilfen in Höhe 
von mehr als 26 Millionen Mark. 

Innenminister Dr. Hirsch dankte allen 
Feuerwehren für ihre hervorragenden 
Leistungen. Durch ihre ständige Ein­
satzbereitschaft, die oftmals den Ver­
lust vieler Freizeitstunden bedeutet 
habe, und durch entschlossenes 
Handeln seien zahlreiche kleine 
Brände bereits im Keim erstickt und 
größere Katastrophen vermieden 
worden. 

MdB Möllemann: Zivilschutz 
findet zu wenig Beachtung 

Der sicherheitspolitische Sprecher 
der F.D.P.-Bundestagsfraktion, Jür­
gen W. MÖllemann, hat angeregt, 
Kriegsdienstverweigerer zum Zivil­
schutz heranzuziehen. In einem Inter­
view wies MöHemann darauf hin, 
daß im Grundgesetz die Möglichkeit 
aufgezeigt sei, ein Zivilschutzkorps 
zu schaffen . Es sei zu bedauern, daß 
der Schutz der Zivilbevölkerung ge­
genüber der militärischen Verteidi­
gung zu wenig Beachtung finde. 

Der F.D.P.-Abgeordnete trat dafür 
ein, nach dem Karlsruher Urteil über 
die Wehrnovelle bei der Neufassung 
des Gesetzes eng mit der CDU / CSU­
Opposition zusammenzuarbeiten. 

Diese Haltung werde nicht nur durch 
die Mehrheitsverhältn isse im Bundes­
rat bestimmt, betonte MÖllemann, 
sondern vielmehr auch durch die 
allgemeine Dienstverdrossenheit der 
jungen Generation . Ein auf breiter 
Basis verabschiedetes neues Gesetz 
zum Zivildienst würde ein Signal für 
die Diskussion aller Parteien mit den 
jungen Staatsbürgern über die Not­
wendigkeit von Diensten für den 
Staat setzen. 

Die Anregung des F.D.P.-Wehrexper­
ten findet auch bei den Unionspar­
teien Anklang . Der verteidigungspoli­
tische Sprecher der CDU/ CSU-Bun­
destagsfraktion, Wörner, nannte den 
Vorschlag MÖllemanns " sehr interes­
sant". 

Vier neue Löschfahrzeuge 
für die Freiwilligen Feuer. 
wehren in Bremen 

Neben der Berufsfeuerwehr gibt es 
im Land Bremen 21 freiwillige Weh­
ren mit 650 Helfern. " Ohne diese 
Männer" , so stellte Ud. Branddirektor 
Jörn Braun bei der Übergabe von 
vier neuen Löschfahrzeugen fest , 
"wäre ein ausreichender Brandschutz 
nicht gewährleistet". Daß sie vor al­
lem als notwendige Reserve bei 
Großeinsätzen und Kalastrophenfäl­
len , aber auch in normalen Zeiten , 
immer wieder gebraucht werden , 
läßt sich leicht von den Einsatzzahlen 
ablesen. Bis zu 40mal mußten einige 
der Wehren im vergangenen Jahr 
ausrücken . Es versteht sich, daß viele 
Einsätze mitten in die Nachtstunden 
fielen und die Helfer überraschend 
aus den Federn mußten. 

Solch selbstlosen Einsatz läßt sich 
die Freie Hansestadt Bremen etwas 
kosten . 600000 DM waren ihr die 
neuen Löschfahrzeuge wert, die d ie 
vier Freiwilligen Feuerwehren in Bre­
men erhielten . 

Es handelt sich um vier Löschgrup­
penfahrzeuge in schwerer Ausfüh­
rung, nach dem neuesten Stand der 
Technik entwickelt und gebaut. Die 
Ausrüstung der für Lösch- und Hilfe­
leistungseinsätze bestimmten Fahr­
zeuge entspricht der gültigen Norm­
vorschrift . Zusätzlich ist jedes Lösch­
gruppenfahrzeug mit Geräten und 
Einrichtungen für technische Hilfelei­
stungen bestückt. 

Berlin verleiht Ehrenzeichen 
für besondere Verdienste 

Helfer im Berliner Katastrophenschutz 
werden künftig neue Ehrenzeichen 
für besondere Verdienste erhalten: 
das Silberne Ehrenzeichen am Bande 
nach zehnjähriger Dienstzeit und 
das Goldene Ehrenzeichen nach 
25jähriger Dienstzeit. Diese Auszeich­
nungen wurden für Helfer bei der 
Freiwilligen Feuerwehr, den privaten 
Hilfsorganisationen und beim Techni­
schen Hilfswerk geschaffen. Ein Son­
der-Steck-Kreuz ist für Feuerwehr­
und Polizeibeamte gedacht, die ihr 
Leben eingesetzt haben, um Men­
schen zu retten . 

Alle drei Zeichen tragen auf der 
Rückseite die Inschrift " Für Hilfe 
in Not - Land Berlin ". 

Katastrophenschutzgesetz 
für Hessen im Landtag 
beraten 

Eine zusammenfassende gesetzliche 
Regelung des friedensmäßigen Kata­
strophenschutzes für Hessen ist in 
einem neuen Gesetz vorgesehen , 
das Ende Apr il in erster Lesung den 
Wiesbadener Landtag passierte. 

Die Notwendigkeit der Regelung un­
terstrich Innenminister Ekkehard 
Gries (F.D.P.) mit dem Hinweis auf 
die Waldbrandkatastrophe in Nieder­
sachsen , die deutlich gemacht habe, 
daß es zum bestmöglichen Schutz 
des Bürgers einer klaren gesetzlichen 
Bestimmung und des Zusammenwir­
kens aller am Katastrophenschutz 
beteiligten Kräfte bedürfe. Das Land 
Hessen sei zwar in den letzten Jahren / 
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von größeren Katastrophen verschont 
geblieben, erklärte Gries, niemand 
könne jedoch eine Garantie dafür 
geben, " daß bereits auch morgen 
bei uns ein Katastrophenfall eintritt, 
der den Großeinsatz der Hilfsmann­
schaften erforderlich macht". Den 
Begriff " Katastrophe " definiert das 
Gesetz mit "ein insbesondere durch 
Naturereignisse oder Ungtücksfälle 
hervorgerufener Gefahrenzustand, 
der Leben , Gesundheit oder die te­
bensnotwendige Versorgung der 
Bevölkerung oder erhebliche Sach­
werte in einem . .. ungewöhnlichen 
Maße gefährdet". Die Zuständigkeit 
fur den Katastrophenschutz und des­
sen Einrichtungen mit allen Aufgaben 
vom Brandschutz über Bergung bis 
zum Sanitätsdienst überträgt das 
Gesetz den Landräten und Oberbür­
germeistern. Übergeordnete Kata­
strophenschutzbehörden sind der 
Regierungspräsident sowie der In­
nenminister, dem ein Landeskata­
strophenschutz-Beirat beratend zur 
Seite steht. 

In einer Informationsanzeige schrieb 
der hessische Innenminister Gries 
über den Brand- und Katastrophen­
schutz: "Naturereignisse, Brände 
und Unfälle sind immer und überall 
denkbar. Sie bedrohen Leben, Ge­
sundheit, Hab und Gut. 

Gefahrenvorbeugung und Gefahren­
abwehr nehmen uns Politiker in die 
Pflicht, ideell und materiell zu helfen. 

Seitdem die sozial-liberale Landesre­
gierung im Amt ist, wurde in Hessen 
mehr getan für den Brand- und Kata­
strophenschutz ats je zuvor. 217 Mil­
lionen Mark investierte sie in den 
Brandschutz. Davon allein in diesem 
Jahr 35 Millionen Mark. Für den Kata­
strophenschutz wurden seit 1971 
22,6 Millionen Mark bereitgestetlt. 

Die steten baulichen und technischen 
Verbesserungen zeigen Erfolge: un­
sere Feuerwehren sind leistungsstär­
ker. Unser Katastrophenschutz ist 
wirksamer. Darüber hinaus sichert 
der vom Innenminister vorgelegte 
Entwurf eines Katastrophenschutzge­
setzes ein Höchstmaß an organisato­
rischer Zusammenarbeit und schnel­
ler Hilfe. 

Alle diese Maßnahmen wären jedoch 
wirkungslos ohne den selbstlosen 
Einsatz der Helfer bei den Feuerweh­
ren , dem Technischen Hilfswerk, 
dem Deutschen Roten Kreuz, dem 

Arbeiter-Samariter-Bund , dem Malte­
ser-Hilfsdienst, der Johanniter-Un­
fall-Hilfe und der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft e. V. 

Wir danken und helfen Helfern. In 
Hessen sind Brand- und Katastro­
phenschutz in guten Händen." 

Maihofer stellte Feuerlösch­
rüstsatz für die Transall vor 

Zur Bekämpfung von Großflächen­
branden ist ein deutscher "Wasser­
bomber" entwickelt worden . Bundes­
innenminister Prof. Dr. Werner Mai­
hofer stellte in Hannover den Feuer­
löschrüstsatz vor, der in einer knap-

pen halben Stunde in jedes Trans­
portflugzeug der Bundesluftwaffe 
vom Typ C 160 Transall eingebaut 
werden kann. Nach Angaben des 
Bundesinnenministeriums sollen die 
ersten sieben Rüstsätze für Trans­
all -Maschinen noch in diesem Spät­
sommer in Niedersachsen bereitge­
stellt werden. 

ASB: Droschken sind keine 
Rettungsfahrzeuge 

Auf die zunehmende Gefährdung 
von Unfallpatienten durch den Trans­
port in Mietwagen verwies der Arbei­
ter-Samariter-Bund (ASB). Es mehr­
ten sich Fälle, wo selbst Herzinfarkt­
Patienten , frisch Operierte und 

Kranke mit dem Verdacht auf Cholera 
in Taxis befördert worden seien. 

Aus diesem Anlaß warnt der ASB 
erneut davor, die Gesundheit der 
Unfallopfer leichtfertig aufs ·Spiel 
zu setzen: "Droschken sind keine 
R eltu ngsfah rzeu ge! " 

Ein unsachgemäßer Krankentransport 
könne auch nicht mit dem Hinweis 
auf die vermeintliche Kostenersparnis 
gerechtfertigt werden , denn grund­
sätzlich kann die Kostendämpfung 
- so der ASB - nicht zu Lasten der 
medizinischen Versorgung gehen. 

Außerdem ergibt sich durch den Ein­
satz von Taxis keine Ersparnis, son­
dern eine Kostensteigerung, da die 
konstanten Ausgaben für einen stän-

dig einsatzbereiten Rettungsdienst 
dadurch nicht vermindert werden . 

Bei einem derartigen Verfahren 
kommen lediglich die Kosten für die 
Mietautos noch hinzu. 

Der ASB erwartet von den Verbänden 
der Krankenkassen - im Interesse 
eines funktionierenden Rettungsdien­
stes - ein klärendes Wort zu dem 
Vorwurf, sie stünden hinter dieser 
fatalen Art der Kostendampfung. 

Bei allem Verständnis fur die wirt­
schaftlichen Sorgen der Taxi-Unter­
nehmen erinnert der ASS deren Ver­
bände, sich der rechtlichen Folgen 
bewußt zu werden , die mit dem vor­
sätzlich unsachgemäßen Kranken­
transport verbunden sein können. 
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Innenminister Hirsch stellte Veranstaltungsplan der BVS-Bundesschule 
Broschüre über Kerntechnik 
und Sicherheit vor Der Bundesverband für den Selbstschutz führt im 2. Halbjahr 1978 an der BVS-

Bundesschule in Bad Neuenahr-Ahrweiler die nachfolgenden Veranstaltungen 
Der Innenminister des Landes durch. Teilnehmermeldungen sind der BVS-Bundesschule mindestens vier Wo-
Nordrhein-Westfalen, Or. Burkhard ehen vor Veranstaltungsbeginn durch die BVS-Landesstellen vorzulegen. 
Hirsch, stellte am 23. Mai in Oüssel-
dorf die Broschüre "Kerntechnik 
und Sicherheit in Nordrhein-Westfa-
len" vor. 

In der Zeit 
Diese Broschüre soll in erster linie Nr. Veranstaltung vom bis 
an die in der Umgebung der bei den 
kerntechnischen Anlagen des Landes '; 

Nordrhein-Westfalen , der Kernfor- . 57 BVS-Fachlehrgang " BVS-Fachbearbeiter Teil 11" 4. 7. 7. 7. 
schungsanstalt Jülich und des Kern- 58 Informationsseminar 
kraftwerks Würgassen , wohnenden " Waffenwirkungen und Schutzmöglichkeiten " 4. 7. 7. 7. 
Bürger verteilt werden . 59 BVS-Fachlehrgang " ABC-Schutz Teil 11 " 11 . 7. 14. 7. 

Die Broschüre enthält Leitsätze für 60 BVS-Fachlehrgang " Allgemeine Staats-

die Unterrichtung der Öffentlichkeit und Verwaltungskunde" 11. 7. 14. 7. 

über die Katastrophenschutzplanung 61 BVS-Fachlehrgang " BVS-Bauberater Teil I" 19. 7. 20. 7. 

in der Umgebung kerntechnischer 62 B VS-Fortb ildu ngsleh rgang " BVS-F ach le h rer" 18. 7. 21 . 7. 

Anlagen, die von den Innenministern 63 Informationsseminar .,Waffenwirkungen und 

der Bundesländer am 10. Februar SChutzmög lichkeiten" 18. 7. 21 . 7. 

1978 verabschiedet worden sind. 64 BVS-Fachlehrgang " Brandschutz" 29. 8. 1. 9. 
64 a Informationsseminar "Zivile Verteidigung " 29. 8. 1. 9. 

Diese Leitsätze regeln staatliche Vor- 65 BVS-Fortbildungslehrgang " BVS-Fachlehrer" 29. 8. 1. 9. 
sorgemaßnahmen bei Reaktorunfäl- 66 BVS-Fortbildungslehrgang " BVS-Redner" 29. 8. 1. 9. 
len , die selbst bei Einhaltung aller 67 BVS-Fachlehrgang " BVS-Redner Teil I" 5. 9. 8. 9. 
Sicherheitsbestimmungen schlimm- 68 Arbeitsseminar "Brandschutzstaffel " 5. 9. 8. 9. 
stenfalls vorkommen könnten , und 68 a Informationsseminar .,Waffenwirkungen" 5. 9. 8. 9. 
richtiges Verhalten der Bürger bei 69 Arbeitsseminar " Sanitätsstaffel " 5. 9. 8. 9. 
Reaktorunfällen. 70 BVS-Fortbildungslehrgang " BVS-Redner" 12. 9. 15. 9. 
Die Leitsätze beschreiben alle Si- 71 Arbeitssem inar "Brandschutzgruppe' , 12. 9. 15. 9. 
cherheitsmaßnahmen, die tür den 71 a Informationsseminar "Zivile Verteidigung " 12. 9. 15. 9. 
äußersten Notfall vorsorglich zu tref- 72 Arbeitsseminar " Bergungsstaffel " 12. 9. 15. 9. 
fen sind . Sie reichen von der Einrich- 73 BVS-Fachlehrgang " ABC-Schutz Teil I" 19. 9. 22 . 9. 
tung einer Katastrophenschutzleitung 74 BVS-Fachlehrgang " Brandschutz" 19. 9. 22. 9. 
über die Einteilung der Umgebung 75 Informationsseminar .,Zivile Verteidigung " 19. 9. 22. 9. 
der kerntechnischen Anlage in Gefah- 76 BVS-Fachlehrgang " Sanitätsdienst" 26. 9. 29. 9. 
renzonen, über Alarmstufen, Sofort- 77 B VS-F 0 rtbi Id u ngslehrgang " B VS-F ach leh rer" 26. 9. 29. 9. 
maßnahmen bis hin zu konkreten 78 Arbeitsseminar "Rhetorik" 26. 9. 29. 9. 
Schutzmaßnahmen. 79 BVS-Fachlehrgang " Weiterführende 

Die Leitsätze vermitteln überdies Se- und BVS-Ausbildung 3. 10. 6. 10. 

dem Bürger das Wissen , wie er sich 80 Arbeitsseminar " Bergungsgruppe" 3. 10. 6. 10. 

in einem solchen äußersten Notfall 81 Informationsseminar "Zivile Verteidigung " 3. 10. 6. 10. 

verhalten soll. 82 BVS-Fachlehrgang " BVS-Bauberater Teil 11 " 11 . 10. 12.10. 
83 BVS-Fachlehrgang " BVS-Redner Teil 11" 10. 10. 13. 10. 

Sie gehen davon aus, daß trotz bishe- 84 Arbeitsseminar "Zivile Verteidigung" 10. 10. 13. 10. 
riger gegenteiliger Erfahrungen bei 85 BVS-Fachlehrgang " ABC-Schutz Teil 11 " 17. 10. 20. 10. 
kerntechnischen Anlagen Unfälle 86 BVS-Fortbildungslehrgang " BVS-Redner" 17. 10. 20. 10. 
nicht mit letzter Sicherheit ausge- 87 Arbeitsseminar " Brandschutzgruppe" 17. 10. 20. 10. 
schlossen werden können . Sie ver- 87 a Informationsseminar " Zivile Verteid igung" 17. 10. 20. 10. 
harmlosen also nicht. Zusätzlich zu 88 BVS-Fachlehrgang "Brandschutz" 24. 10. 27. 10. 
der umfassenden sicherheitstechni- 89 BVS-Fachlehrgang " Sanitätsdienst" 24 . 10. 27. 10. 
schen Konzeption einer kerntechni- 90 Informationsseminar 
sehen Anlage bildet die Notfall- " Waffenwirkungen und Schutzmöglichkeiten " 24. 10. 27. 10. 
schutzplanung eine weitere unabhän- 91 BVS-Fachlehrgang " ABC-Schutz Teil I" 7. 11 . 10. 11 . 
gige Maßnahme im Rahmen der all - 92 BVS-Fachlehrgang " BVS-Redner Teil 11 " 7. 11 . 10. 11 . 
gemeinen Gefahrenabwehr mit dem 93 Arbeitsseminar "Brandschutzgruppe" 7.11. 10. 11 . 
Z iel , die Auswirkungen von Unfällen 94 BVS-Fachlehrgang " Sanitätsdienst" 14. 11. 17. 11 . 
soweit wie möglich zu mildern. 95 BVS-Fo rtbi Id ungsleh rg ang " B VS-F ach lehrer" 14. 11 . 17. 11. 
In der Broschüre sind auch die Rah- 96 Sonderlehrgang " Filmvorführer THW" 15. 11 . 17. 11 . 
menempfehlungen des Bundesmini- 97 BVS-Fachlehrgang " Weiterführende 
sters des Innern für den Katastro- Se- und BVS-Ausbildung 28. 11 . 1. 12. 
phenschutz in der Umgebung kern- 98 BVS-Fortbildungslehrgang 
technischer Anlagen veröffentlicht. " BVS-Fachlehrer" 28. 11 . 1. 12. 
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99 Arbeitsseminar " Rhetorik " 
tOO BVS-Fachlehrgang 

" BVS-Dienststellenleiter" 

28. 11 . 1. 12. 

5. 12. 8. 12. 
101 BVS-Fachlehrgang " ABC-Schutz Teil 11 " 
102 Informationsseminar " Zivile Verteidigung " 

5. 12. 
5. 12. 

8. 12. 
8. 12. 

103 BVS-Fachlehrgang " BVS-Fachbearbeiter Teil 11 " 
1 04 BVS-Fortbildungslehrgang "BVS-Fachlehrer" 

12. 12. 
12. 12. 

15. 12. 
15. 12. 

Hinwe is: 

Die Lehrgänge Nr. 64 , 71 , 88 und 93 finden als Außenveranstaltungen an der 
BVS-Schule Birkenfeld , Nr. 68 und 74 an der BVS-Schule Voldagsen und Nr. 87 
an der BVS-Schule Körtlinghausen statt. 

Jedes fünfte Unfallopfer 
könnte noch leben 

In der Bundesrepublik könnte jedes 
fünfte Unfallopfer gerettet werden , 
wenn das Netz von Rettungshub­
schraubern und Notarztwagen enger 
wäre. Diese Zahl nannte der Präsident 
des Kraftfahrverbandes Deutscher 
Ärzte, Alban Becker, bei einer Tagung 
in Frankfurt. Becker: " Außerdem 
muß möglichst bald ein Gesetz über 
den Beruf des Rettungs-Sanitäters 
verabschiedet werden, damit den 
Unfallopfern besser geholfen wird ." 

MdB Schäfer: 
Mängel beheben 

Über einen Informationsbesuch des 
SPD-Bundestagsabgeordneten Harald 
B. Schäfer im süd badischen Raum 
schrieb die " Badische Zeitung ", Frei­
burg, u. a.: " Um die Sorgen der Be­
völkerung aus dem Ma[kgräflerland 
und dem südlichen Breisgau kennen­
zulernen , war der SPD-Bundestags­
abgeordnete Harald B. Schäfer im 
Rahmen der ,Aktion Halbzeit' des 
SPD-Kreisverbandes Breisgau-Hoch­
schwarzwald ins Markgräflerland 
gekommen. Schäfer ist stellvertreten­
der SPD-Landesvorsitzender und 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe ,Re­
aktorsicherheit und Strahlenschutz' 
im Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages. 

In Neuenburg sprach er mit Bürger­
meistern und Gemeinderäten des 
Markgräflerlandes und des südlichen 
Breisgaus, in Mültheim mit Vertretern 
der südbadischen Bürgerinitiativen . 

Schäfer bezeichnete selbst sein Ge­
spräch mit den Bürgermeistern und 
Gemeinderäten als äußerst informativ 
und als überaus wichtig für seine 
Arbeit in Bann . ,Ich nehme als über­
einstimmende Forderung dieser Zu­
sammenkunft mit, bei der Neufassung 

der SChutzraumkonzeption die Ge­
biete zu bevorzugen , die sich wegen 
ihrer Nähe zu ausländischen Kern­
kraftwerken besonders bedroht fuh­
len ', versprach der Abgeordnete den 
zahlreich erschienenen Kommunalpo­
litikern . Weitere Forderungen waren 
die Verbesserung der Zusammenar­
beit mit Frankreich, vor allem ein 
Austausch der Katastrophenschutz­
pläne und eine Vereinheitlichung 
des Alarmmeldewesens. 

Probleme um die Ortsrufanlagen 
für den Fall des Katastrophenalarms 
erörterte Schafer vor allem mit Bur­
germeister Schweinlin (Neuenburg) 
und Bürgermeister Sanger (Müll­
heim). Auch die fehlende Ausrüstung 
der Gemeinden mit Zelten , Notbetten , 
StrahlendosImetern, Schutzkleidung 
und ähnlichem kam zur Sprache. 
Harald B. Schäfer zitierte aus den 
Rahmenrichtlinien des Bundes für 
die Katastrophenschutzplanung der 
Länder, stellte klar, daß Katastro­
phenSChutz Ulndersache ist, Schutz­
raumbauforderung Bundessache. 
und versprach . sich in Bonn und 
bei der SPD-Fraktion des Landtages 
für eine Behebung der aufgezeigten 
Mängel einzusetzen .. .. 

Derzeit keine Standort­
veränderung bei den 
KatS-Zentralwerkstätten 

Entsprechende Fragen von Helfern 
des Technischen Hilfswerks und Bur­
gern aus Backnang nahm der CDU­
Bundestagsabgeordnete Dieter 
Schulte zum Anlaß, beim Bundesamt 
für Zivilschutz nach einer angeblich 
geplanten Neuorganisation der Zen­
tralwerkstatten des Katastrophen­
schutzes zu fragen . Der Präsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz. 
Dr. Kolb, teilte MdB Schulte mit, daß 
die weitere Entwicklung auf dem 
Werkstattsektor entscheidend von 
einem Gutachten abhänge, das ge­
genwartig vom Bundesrechnungshof 

angefertigt wird und mit dessen Vor­
lage im Laufe dieses Jahres zu rech­
nen sei. Bis zur Auswertung dieses 
Gutachtens werde keine Standortver­
anderung bei Zentral werkstätten des 
Katastrophenschutzes vorgenommen ; 
auch die bestehenden örtlichen In­
standsetzungsplätze können vorerst 
beibehalten werden . 

Menke-Glückert: 
Katastrophenplan für 
Satelliten-Unfälle 
in Vorbereitung 

Ministerialdirektor Peter Menke-Glük­
kert , bis Anfang des Jahres Leiter 
der Abteilung " Zivile Verteidigung " 
des Bundesinnenministeriums, seitdem 
in gleicher Funktion in der Abteilung 
" Umweltschutz" , erklärte in einem 
Interview mit der Zeitschrift " Bild 
der Wissenschaft", daß der Katastro­
phenSChutz m der Bundesrepublik 
den Folgen eines Absturzes des so­
WJetischen Satelliten " Kosmos 954 " 
allem nicht gewachsen gewesen 
ware. Ohne die Hilfe der Bundeswehr 
hatten die Probleme nach einem Ab­
sturz des mit einem Atomreaktor 
ausgestatteten Satelliten nicht gelöst 
werden können . 

Die etwa 200 ABC-Züge des Katastro­
phenschutzes seien nur zur Hälfte 
mit ausreichendem Gerät und nur 
zu zwei Drittel mit ausgebildetem 
Personal ausgestattet. 

Laut Menke-Glückert standen in der 
Zeit , als ein Absturz von "Kosmos 
954 " auf das Gebiet der Bundesrepu­
blik für möglich gehal ten wurde, al­
lein 23 Hubschrauber bereit, die in 
einem 100 Kilometer breiten Korridor 
mit hochempfindlichen Geräten nach 
nuklearem Material !=Jesucht hätten . 

Zusatzliche Hubschrauber mit Nacht­
flugeinrichtungen hätten zur Perso­
nenrettung eingesetzt werden kön­
nen , Krankenhäuser seien aufnahme­
bereit gewesen. Falls es mit ho her 
Wahrscheinlichkeit zum Absturz ge­
kommen ware, wäre die Bundesrepu­
blik das einzige Land der Welt gewe­
sen , das die Bevölkerung vorher in­
formiert hätte. Durchsagen seien 
vorbereitet gewesen. 

Menke-Glückert forderte eine Ver­
schärfung des Weltraumrechts sowie 
ein bei der UNO angesiedeltes inter­
nationales System zur Abwehr von 
Weltraumkatastrophen. Für die Bun­
desrepublik werde bereits ein Kata­
strophen plan für Weltraumunfälle 
ausgearbeitet . 

-------------------------------------------------------------~ 



Die Gründerzeit der Feuer­
wehren und ihrer Verbände 

Die fortschrei tende Entw icklung der 
Technik und die Befreiung des Men­
schen von absolutistischem Denken 
und seine Hinwendung zu den Gedan­
ken der Demokratie und der persönli ­
chen Freiheit, verbunden mit dem 
Willen zur Mitverantwortung und Mit­
verwaltung , ließen Mitte des 19. Jahr­
hunderts im deutschen Sprachraum 
freiwillige Lösch- und Rettungskorps 
oder Feuerwehren entstehen. Es ist 
uns bekannt, daß in den 40er Jahren 
des letzten Jah rhunderts solche frei ­
willige Lösch- und Rettungskorps 
in Meißen, Barmen , Basel , Durlach 
und Ulm - um nur einige ste llvertre­
tend für alle zu nennen - bestanden . 

Es war deshalb nicht verwunderlich , 
daß zur selben Zeit auch der Wunsch 
en tstand , auf überörtlicher Ebene 
einen Gedankenaustauch über die 
Technik der Brandbekämpfung und 
die Organisation solcher " Lösch- und 
Rettungsanstalten " einzulei ten und 
zu pflegen. 

C. D. Magi rus, Kommandant der 1847 
gegründeten Feuerwehr Ulm a. 0 ., 
wu rde hier ini t iativ und rie f am 
18. Juni 1853 zu einer Zusammenkunft 
der Vertreter sämtlicher Feuerwehren 
in den Gasthof zum Waldhorn nach 
Plochingen ein. Diese Aufforderung 
nennt den Zweck der Versamml ung 
wie folgt: 

,, 1. Besprechung über die Mittel zur 
Verbesseru ng der Feuerlösch-Anstal­
ten , insbesondere gegenseitige Mit­
thei lungen über Verbesseru ngen an 
den Feuerlöschgeräthschaften unter 
Vorlegung von Musterstücken, Model­
len oder Zeichnungen. 

2. Gründung eines Vereins um den 
genannten Zweck theils d urch regel­
mäßige jährliche Zusammenkü nfte, 
theils durch schriftliche Mittheilungen 
fortwährend zu verfolgen . 

Da es sich vo rläufig zunäc hst um Con­
stituirung des. Vereins handelt, so 
ist obige Einladung auch nur an die 
Feuerwehren Württembergs gerichtet, 
natürlich wäre aber eine allen fallsige 
Theilnahme auch von Auswärts er-
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zur Gründungsversammlung des Deutschen Feuerwehrverbandes. 
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Am 10. Juli 1853 wurde im Gutshaus zum Waldhorn in Plochingen der Deutsche Feuer­
wehrverband gegründet. 
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wünscht, selbst wenn dieselbe nur 
in einer schriftlichen Erklarung be­
stände, daß man sich nach Gründung 
des Vereins an denselben anzuschlie­
ßen beabsichtige." 

Diese am 18. Juli 1853 stattgefundene 
Versammlung wird in der Geschichte 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 
als Gründungsversammlung geführt. 
Die dort beschlossene nächste Feuer­
wehrversammlung 1854 in Ulm a. D. 
wird künftig als 1. Deutscher Feuer­
wehrtag registriert und die folgenden 
Deutschen Feuerwehrtage laufend 
fortnumeriert. C. D. Magirus schreibt 
in seinem 1877 im Selbstverlag her­
ausgegebenen Buch " Das Feuer­
löschwesen in allen seinen Thei1en ": 

"Aus einem kleinen Anfang im Jahr 
1853 sind die deutschen Feuerwehr­
versammlungen nach und nach zu 
großartigen Versammlungen herange­
wachsen : die Landes- und Bez irks­
Versammlungen begannen erst mit 
Anfang der 60er Jahre, sind aber jähr­
lich nach Zahl und Umfang gewach­
sen , so daß gegenwärtig in Jedem 
Jahre etwa 20 größere und eine nicht 
mehr zu übersehende Anzah l kleinerer 
Versammlungen abgehalten werden. 

Es ist schon angezweifelt worden . 
ob es berechtigt sei , die deutschen 
Feuerwehr-Versammlungen von der 
ersten Versammlung in Plochingen 
vom Jahr 1853 an zu datieren . Dies 
erscheint aber bei genauer Kenntnis 
der Umstände zweifellos: denn hier 
entscheidet nicht die Zahl der Teil­
nehmer, sondern der Umstand, daß 
von Plochingen an auf jedem Feuer­
wehrtag Zeit und Ort fur die nächste 
Zusammenkunft bestimmt wurden ." 

Obwohl in der Ausschreibung vom 
18. 6. 1853 als Ziel die Konstitu ierung 
eines Vereins genannt wa" kam es 
offensichtlich nicht dazu. Es entstand 
zunächst nur ein loser Zusammen­
schluß, dergestalt, daß bei der stattfin­
denden Versammlung der Ort der 
nächsten Versammlung festgelegt 
und der Kommandant der Feuerwehr 
des gastgebenden Ortes die Einladung 
besorgte und den Vorsitz führte. 

Bemerkenswert ist, daß bereits beim 
3. Deutschen Feuerwehrtag 1859 in 
Karlsruhe die Schaffung eines Orga­
nes für Publikation beschlossen und 
bereits 1860 durch Gründung der wö­
chentlich erscheinenden "Deutschen 
Feuerwehrzeitung" im Verlag Kitzin­
ger, später im Verlag W. Kohlhammer, 
Stuttgart, realisiert wurde. Die Deut­
sche Feuerwehrzeitung stellte 1920, 
bedingt durch die politische Verände­
rung nach dem 1. Weltkrieg, ihr Er­
scheinen ein . 
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-Pferdebespannte Spritzen verlasse n die Feuerwac he in München. 

Die erste Jugendfeuerwehr wurde 1882 In Oevenum auf der Insel Föhr gegründel Unser 
historisches Foto zeigl diese Jugendwehr anläßllch des 50jährigen Gründungsfestes 
Im Jahre 1932. 

Beim 5. Deutschen Feuerwehrtag 1862 
in Augsburg wurde die Bildung von 
Landesfeuerwehrausschüssen be­
schlossen. In Ausführung dieses Be­
schlusses erfolgte die Gründung von 
Landesfeuerwehrverbänden , nämlich 
1863 der Württembergische Landes­
feuerwehrverband 
1863 der Badische Landesfeuerwehr­
verein 
1864 der Sächsische Landesfeuerver­
band 
1868 der Bayerische Feuerwehrver­
band 
1868 der Niedersächsische Provinzial­
Feuerwehrverband. 
In anderen deutschen Landen 

brauchte es z. T. noch geraume Zeit, 
bis dort auch Feuerwehrverbände 
zustande gekommen waren. 

Die Entwicklung 
im Ka iserre ich 1870-1918 

Die Veränderung der pOlitisChen 
Landschaft im deutschen Sprachraum 
nach dem deutsch-französischen Krieg 
1870/ 71 bewirkte eine weitere positive 
Entwicklung des Feuerwehrwesens. 

Der Zusammenschluß der Feuerweh­
ren deutscher Zunge wurde vor über 
hundert Jahren auch auf Deutsch­
Österreich ausgedehnt, und der 
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8. Deutsche Feuerwehrtag ward dann 
auf den 17.118. Juli 1870 nach Linz 
a. D. ausgeschrieben. Trotz Ausbruch 
des deutsch-französischen Krieges 
konnte diese Tagung damals unter 
Teilnahme der Vertreter von 180 Feu­
erwehren planmäßig durchgeführt 
werden. Hier in Linz wurde dann ein 
zwölfköpfiger "Deutscher Feuerwehr­
ausschuß" gewählt, der die Belange 
der deutschen Feuerwehrmänner zu 
wahren und die künftigen deutschen 
Feuerwehrtage vorzubereiten hatte. 

Bei dem folgenden 9. Deutschen Feu­
erwehrtag in Kassel vom 11.-14. Juli 
1874, bei dem 175 Freiwillige Feuer­
wehren vertreten waren , wurde die 
Zusammensetzung des Al1sschusses 
neu geregelt. Jeder angeschlossene 
Landes- bzw. Provinzial-Feuerwehr­
verband hatte nunmehr ein Aus­
schußmitglied zu stel len , wozu noch 
zusätzlich vier weitere Mitglieder ka­
men, so daß der gesamte Ausschuß 
bei damals 20 angeschlossenen Ver­
bänden nunmehr 24 Personen umfaßt. 

Auch wurde jetzt regelmäßig ein Vor­
sitzender des Deutschen Feuerwehr­
ausschusses gewählt . 

Mit der Begründung der Reichsgewalt 
und der Neuordnung der Innen- und 
Außenpolitik des Reiches und der 
Länder war auch eine Stärkung des 
Brandschutzes und eine Aufwertung 
der bürgerschaftlichen Mitverantwor­
tung verbunden, die sich in der Grün­
dung weiterer Feuerwehren und Ver­
bände niedersch lug. Dies wiederum 
erforderte eine Straffung der Vertre-

Welten liegen zwischen dem alten Spri tzenwagen und dem 
hochmodernen Fahrzeug unserer Tage. 

tung der Feuerwehren in ihrer Spit­
zenvertretung . 

Bei dem 15. Deutschen Feuerwehrtag 
in Mainz im September 1904 wurde 
an Stelle des vorherigen lockeren 
Zusammenschlusses und des Deut­
schen Feuerwehr-Ausschusses nun 
der "Deutsche Reichsfeuerwehrver­
band freiwilliger und sonst organisier­
ter Feuerwehren " gebildet. Dabei 
schieden die seit 25 Jahren dem Aus­
schuß angeschlossen gewesenen Ver­
bände Deutsch-Osterreichs aus und 
bildeten einen eigenen "Osterr. Feu­
erwehr-Reichsverband ." Eine Verbin­
dung des letzteren mit den künftigen 
Deutschen Feuerwehrtagen und dem 
neuen " Bundes-Ausschuß" blieb aber 
vorgesehen . Beide Reichsverbände 
bildeten gemeinsam den Bundes-Aus­
schuß und gaben diesem am 6. Sep­
tember 1904 eine Satzung. Dem ge­
nannten Ausschuß gehörten acht Ver­
treter des Deutschen Reichsfeuer­
wehrverbandes und vier Vertreter des 
Osterr. Feuerwehr-Reichsverbandes 
an. 

Als Zweck der Verein igung der bei den 
Reichsverbände war in § 1 der in 
Mainz beschlossenen Satzung festge­
legt "die gemeinsame Förderung und 
Unterstützung in allen das Feuerlösch­
und Rettungswesen betreffenden An­
gelegenheiten mit dem entsprechen­
den Austausch fachtechnischer Fragen 
und Erfahrungen sowie die Pflege 
des kameradschaftlichen Verhältnisses 
zwischen den Wehren der beiden 
Rechtsverbände" . Dem Deutschen 
Reichsfeuerwehrverband gehörten 

damals 30 und dem Österr. Feuer­
wehr-Reichsverband acht Feuerwehr­
verbände an . 

Neuordnung in der Weimarer 
Republik 

Durch den ersten Weltkrieg 1914-18 
wurden dann alle Arbeiten des Deut­
schen Reichsfeuerwehrverbandes 
und des Bundes-Ausschusses unter­
brochen . Infolge der im Jahre 1919 
geschehenen Auflösung von Öster­
reich-Ungarn in verschiedene selb­
ständige Staaten waren dort auch 
die Feuerwehrverbände durcheinander 
und z. T. in Auflösung geraten. Aber 
beim 19. Deutschen Feuerwehrtag 
Ende Juli 1923 in München trat der 
Osterr. Feuerwehr-Reichsverband 
wieder dem Deutschen Reichsfeuer­
wehrverband bei, zusammen mit den 
ihm angeschlossenen Landesfeuer­
wehrverbänden. Im Jahre 1926 folgte 
ferner der gleichartige Anschluß des 
inzwischen gebildeten "Deutschen 
Reichsverbandes für Feuerwehr- und 
Rettungswesen in der tschechoslowa­
kischen Republik". Diese Anschlüsse 
waren dann Veranlassung dazu , beim 
20. Deutschen Feuerwehrtag im Som­
mer 1928 in Breslau die Organisation 
des Verbandes den neuen Verhältnis­
sen anzupassen , wie auch dem Ver­
band die Rechte einer juristischen 
Person zu erwirken . Dabei wurde der 
bisherige Deutsche Reichfeuerwehr­
verband in "Deutscher Feuerwehrver­
band " umbenannt. Beim 21 . Deut-
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schen Feuerwehrtag Anfang August 
1932 in Karlsruhe konnte bekanntge­
geben werden, daß damals dem Deut­
schen Feuerwehrverband insgesamt 
33 Feuerwehrverbände (17 Landes­
und 16 Provinzial-Feuerwehrverbände) 
mit zusammen rund 39 180 Wehren 
und insgesamt rund 1 888 750 Feuer­
wehrmännern angehörten. 
Die letzteren Zahlen verteilen sich 
wie folgt : 

densmäßige Organisation hierauf ab­
gestellt wird. Hierzu ist nötig die 
Schaffung einer straff organisierten, 
vom Führerprinzip geleiteten, reichs­
einheitlich gestalteten, von geschulten 
Kräften geführten POlizeitruppe (Hilfs­
polizeitruppe) unter staatlicher Auf­
sicht. Zur Erreichung dieses Zieles 
hat die Reichsregierung das folgende 
Gesetz beschlossen, daß hiermit ver­
kündet wird : ... " 

Deutsches Reich: 30775 Feuerwehren und 
Österreich . 
Tschechoslowakel . 

4610 Feuerwehren und I 

3790 deutsche Feuerwehren und 204 500 Mitglieder. 

In der Zelt der Weimarer-Republik 
vollzog sich ein entscheidender Wand­
lungsprozeß In der Organisation und 
Ausrüstung der Feuerwehren. Mit dem 
Einzug der Motorisierung, neuer 
Technologien und Organisations- und 
Ausbildungsmethoden , veränderten 
sich die Feuerwehren unter der Ver­
antwortlichkeit des Deutschen Feuer­
wehrverbandes. 

Feuerschutzpolizei im 
Nationalsozialistischen Reich 

Die Liquidierung der Weimarer Repu­
blik durch die Nationalsozialisten be­
gann für die Feuerwehren mit dem 
Erlaß des Preußischen Feuerlöschge­
setzes vom 15. 12. 1933 In Verbindung 
mit dem Gesetz über den Neuaufbau 
des Reiches vom 30. 1. 1934 mit sei­
nen Angleichungsbestimmungen , wo­
nach die außerpreußischen Feuerweh­
ren sich den preußischen gleichzustel­
len hatten. Diese gesetzliche Neurege­
lung bewirkte reichseinheitlich 

1. Die Abschaffung der Wahlen in den 
Feuerwehren und die Einführung des 
fundamentalsten Grundsatzes der 
nationalsozialistischen Weltanschau­
ung , nämlich des Führerprinzips, in 
die Feuerwehrorganisation. 

2. Die bewußte Unterstellung der Feu­
erwehren unter den Ortspolizeiverwal­
ter und damit unter die Aufsicht der 
Pol izeiaufsich tsbehö rden. 

3. Den Beginn einer staatlichen Be­
vormundung der Feuerwehren über­
haupt. 

Diesem ersten radikalen Eingriff in 
die gewachsene Struktur der Feuer­
wehren folgte im Zuge der Kriegsvor­
bereitungen die Neuordnung des 
deutschen Feuerlöschwesens von 
Reichswegen durch das Gesetz über 
das Feuerlöschwesen vom 23. 11 . 
1938. Ziel dieses Gesetzes war es nach 
dem Text des Vorspruches : 

" Die wachsende Bedeutung des Feu­
erlöschwesens vor allem für den Luft­
schutz erfordert, daß schon seine frie-
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Dieses Gesetz liquidierte in Verfolgung 
der politischen Richtung in § 6 die 
bestehenden Vereine, die Kreisfeuer­
wehrverbände, die Provinzial- und 
Landesfeuerwehrverbände sowie den 
Deutschen Feuerwehrverband. Es 
wurde in § 6 bestimmt : 

"Die von den Freiwilligen Feuerwehren 
gebildeten Vereine und Verbände wer­
den aufgelöst. Der Reichsminister 
des Innern bestimmt den Zeitpunkt 
der Auflösung und regelt die Rechts­
nachfolge. " 

Mit der Unterzeichnung des Waffen­
stillstandes im Jahre 1945 endete auch 
für die Feuerwehren eine Epoche, 
in der in 12 Jahren das zerschmettert 
wurde, was in 80 Jahren gesund ge­
wachsen war. Teile des Deutschen 
Reiches wurden den Territorien der 
Siegermächte einverleibt, der Rest 
in 4 Besatzungszonen aufgeteilt. 

Leider konnte nach der Errichtung 
der Besatzungsgrenzen mit den Feu­
erwehren in der sowjetischen Besat­
zungszone kein Kontakt mehr aufge­
nommen werden. In d iesem Bereich 

Modernste Technik 
bel der Feuerwehr: 
Einsatz-Container 
bel der Dulsburger 
Feuerwe hr. 

Feuerwehrmänner 
an Ihrem Arbeitsplatz 
in der Hamburger 
EInsatzzentrale. 

der Deutschen Nation blieben die Feu­
erwehren Polizeieinheiten und sind 
seit Bestehen der Deutschen Demo­
kratischen Republik Teil der Volkspoli­
zei. Alle Bemühungen einer Verbin­
dungsaufnahme oder wenigstens 
nachbarlicher Beziehungen sind bis 
heute fehlgeschlagen . 

In den westlichen Besatzungszonen 
entwickelten sich die Feuerwehren 
zunächst ebenfalls unterschiedlich, 
je nach der Vorstellung der Besat­
zungsmacht über die Funktion einer 



solchen Organisation. Diese Unter­
schiedlichkeit ist auch heute noch 
in der Gesetzgebung und in gewissen 
Organisationsstrukturen der Feuer­
wehren in den Ländern spürbar. 
Einheitlichkeit bestand jedoch in den 
drei westlichen Zonen hinsichtlich 
der Entflechtung von der Polizei, in 
der Zuordnung der Feuerwehren zu 
den Gemeinden als deren Einrichtung 
und in der Aufsicht der Länder über 
das kommunale Feuerwehrwesen. 
Im Rahmen des Oemokratisierungs­
prozesses ließen die Besatzungs­
mächte in einzelnen Ländern auch 

als Selbstverwaltungsmaßnahme die 
Bildung von Feuerwehrverbänden 
zu. 

Ungebrochen aber haben die Deut­
schen Feuerwehren den Geist der 
Nächstenliebe und der human itären 
Hilfeleistung auch in den nicht leich­
ten Zeitläuften der Armut und der 
Staatslosigkeit hinübergerettet in die 
Neuordnung, die mit der Bildung der 
Bundesrepublik Deutschland begann. 

Nicht nur das Gefühl der Zusammen­
gehörigkeit, der Wunsch nach Erfah­
rungsaustausch und das Bedürfnis 
nach besserer Ausbildung und Tech­
nologie veranlaßten Führungskräfte 
der Feuerwehren in allen Bundeslän­
dern. den Gedanken zur Wiedergrün­
dung des Deutschen Feuerwehrver­
bandes im Jahre 1950 aufzunehmen, 
sondern es waren die berechtigten 
Forderungen auf Mitbeteiligung bei 
der Gesetzgebung über das Feuer­
löschwesen in den Ländern , das Mit­
wirken bei Normung, Ausrüstung und 
Ausbildung und bei der Vorbereitung 
von ersten Maßnahmen zum Schutze 

der Zivilbevölkerung. Unter diesen 
Aspekten fanden erstmals im Sommer 
1950 Gespräche über eine mögliche 
übergebietliehe Zusammenarbeit mit 
Vertretern der Länder Schieswig-Hol­
stein , Niedersachsen, Nordrhein-West­
falen , Hessen und Baden-Württemberg 
in Stuttgart statt. Dieses erste Ge­
sprach führte über eine Reihe weiterer 
Verhandlungen dann zur Bildung einer 
" Arbeitsgemeinschaft der Landesfeu­
erwehrverbände" (AGL) , die sich im 
März 1951 in Münster i. W. konstituier­
te. Nach einer weiteren Sitzung im 
Juni 1951 in Kassel , welche der inne-

Praktische Ausbil­
dung bei der Feuer­
wehr in Köln. 

ren Ausrichtung diente, beschloß die 
AGL auf ihrer Tagung am 4. Oktober 
1951 in Limburg a. d. L., den früheren 
Deutschen Feuerwehrverband (DFV) 
wieder erstehen zu lassen und erließ 
am 25. Nove mber 1951 einen Aufruf 
mit einer Einladung an alle Deutschen 
Feuerwehren auf den 12. und 13. Ja­
nuar 1952 nach Fulda, um dort den 
Deutschen Feuerwe hrverband wieder­
zugründen. 

Am Samstag, dem 12. Januar 1952, 
traten die Delegierten der Landesfeu­
erwehrverbände unter dem Vorsitz 
von Stadtbrandmeister Hülser im gro­
ßen Saal der Orangerie von Fulda 
zusammen , billigten einstimmig den 
vom vorbereitenden Ausschuß vorge­
legten Entwurf einer Satzung des 
Deutschen Feuerwehrverbandes und 
wählten einstimmig das Präsidium. 

Dieses setzte sich zusammen aus dem 
Präsidenten Albert Bürger (Rottwei l), 
dem 1. Vizepräsidenten Hermann Hül­
ser (Viersen), dem 2. Vizepräsidenten 
Heinrich Ahrberg (Grasdorf), dem 
3. Vizepräsidenten Jonny Matthiesen 

(Keitum), den Beisitzern Ludwig Hehn 
(Achern), Ferdinand Gutberiet (Fulda) 
und Philipp Pfaff (Wixhausen) sowie 
dem Schatzmeister Richard Seybold 
(GÖppingen). Am gleichen Tage löste 
sich die Arbeitsgemeinschaft der Lan­
desfeuerwehrverbände (AGL) auf. Am 
Sonntag , dem 13. Januar 1952, trat 
der wiedererstandene Deutsche Feu­
erwehrverband in Fulda mit einer ein­
drucksvollen Kundgebung zum ersten 
Male an die Öffentlichkeit. 

Der Deutsche Feuerwehrverband ge­
hörte bis zum Jahre 1938 dem im Jahr 
1904 gegründeten Internationalen 
Komitee für vorbeugenden Brand­
schutz und Feuerwehrwesen - CTlF­
(Sitz Paris) an . Es war deshalb den 
Initiatoren für die Wiedergründung 
des DFV ein besonderes Anliegen , 
wieder in diese Organisation aufge­
nommen zu werden, auch um eine 
Diskriminierung der geläuterten bun­
desdeutschen Feuerwehren auszu­
schließen . Durch Vermittlung des 
Österreichischen Bundesfeuerwehr­
verbandes wurde der Deutsche Feuer­
wehrverband schon wenige Monate 
nach seiner Wiedergründung am 
21. August 1952 auf dem Kongreß 
des CTiF in Bern wieder in dasselbe 
aufgenommen. 

26 Jahre sind seit der Wiedergründung 
des DFV vergangen . Im Brand- und 
Katastrophenschutz der Bundesrepu­
blik Deutschland ist er ein tragendes 
Element geworden. Es ist gelungen, 
durch Zusammenfassung der drei 
Sparten der Feuerwehren im DFV, 
Freiwillige Feuerwehren , Berufsfeuer­
wehren und Werksfeuerwehren , eine 
Gesamtvertretung der Feuerwehren 
der Bundesrepublik zu gewinnen. 
Seine Funktionen , den Gedanken des 
humanitären Dienens in unserem Volk 
wachzuhalten , durch seine Mitglieder 
dem Nächsten in jeder Not zu helfen 
und mit ihnen das Feuerwehr- und 
Rettungswesen stets zu fördern und 
zu verbessern, wird er auch in der 
Zukunft erfullen zum Wohle der Deut­
schen Nation, der Freiheit und des 
Friedens. 

Bereitstellung des personellen 
Kräftebedarfs 

Oie Deutsche Jugendfeuerwehr 

Alle Arbeit des Deutschen Feuerwehr­
verbandes wäre nutzlos, wenn es nicht 
gelänge, immer wieder den personel­
len Kräftebedarf der Feuerwehren 
sicherzustellen. Auch dieses Problem 
wurde vom Deutschen Feuerwehrver­
band schon früh erkannt. Im Rahmen 
der Vortragsveranstaltungen beim 
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Deutschen Feuerwehrtag 1953 in Ulm 
befaßte sich ein Vortrag mit der 
Nachwuchsförderung in den Freiwilli­
gen Feuerwehren. Aber es dauerte 
noch bis zum Jahre 1964, daß der 
Deutsche Feuerwehrverband über 
die Feuerwehrfachpresse die bereits 
bestehenden Jugendfeuerwehren er­
faßte, ihnen ein monatliches Mittei­
lungsblatt ins Haus sandte und am 
1. November 1564 in Berlin durch 
die Delegiertenversammlung die 
Gründung der Deutschen Jugendfeu­
erwehr als Dachorganisation der Ju­
gendfeuerwehren in der Bundesrepu­
blik Deutschland vollzog . Noch im 
gleichen Jahre wurde der erste Ju­
gendgruppenleiter-Lehrgang im Ju-

gendhof Vlotho durchgeführt. Ihm 
folgte für den süddeutschen Raum 
Anfang 1965 ein zweiter Lehrgang 
in der Jugendleiterschule Nellingen­
RUIt. In schneller Folge wurden das 
Ansteckabzeichen der Deutschen Ju­
gendfeuerwehr, das Mützenabzeichen. 
das Ärmelabzeichen, die Leistungs­
spange, der Tragewimpel , der Jugend­
feuerwehr-Schutzhelm , der Mitglieds­
ausweis sowie die erforderlichen 
Vordrucke geschaffen. Die Jugendfeu­
erwehr erlebte einen rasanten Auf­
stieg, der bis heute anhält. 

1967 wurde im Rahmen des General­
sekretariats des Deutschen Feuer­
wehrverbandes in Bonn-Bad Godes­
berg ein Jugendsekretariat der Deut­
schen Jugendfeuerwehr gebildet und 
mit einem hauptberuflichen Jugendse­
kretar besetzt. Das bisher als Beilage 
zur Deutschen Feuerwehr-Zeitung 
und als Sonderdruck für die Jugend­
feuerwehren herausgegebene Mittei­
lungsblatt der Deutschen Jugendfeu­
erwehr wurde 1968 versetbstandigt; 
seit dem Jahre 1974 erscheint es unter 
dem Titel lauffeuer. Am 27. November 
1973 wurde die Deutsche Jugendfeu­
erwehr als Träger der freien Jugend­
hilfe auf Bundesebene anerkannt, 
nachdem entsprechende Anerkennun­
gen in fünf Bundesländern vorausge­
gangen waren . 1975 wurde ein Bil­
dungspapier der Deutschen Jugend­
feuerwehr verabschiedet, das die Bil­
dungsarbeit In den Jugendfeuerweh-
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ren umreißt und auf eine einheitliche 
Grundlage stellt. 

Frauen und Mädchen 
im Feuerwehrdien st 

Wahrend in der Jugendfeuerwehr 
schon früh auch Madchen in ihre Rei­
hen drängten und auch aufgenommen 
wurden, war der aktive Feuerwehr­
dienst nach seiner gesetzlichen Rege­
lung bisher eine Domäne der Männer. 

Aber auch hier bahnte sich nunmehr 
ein Wandel an . Schwierigkeiten in 
der ständigen Alarmbereitschaft Frei­
williger Feuerwehren in Pendlerge­
meinden fuhr ten zur Aufnahme von 
Frauen und Mädchen in die Feuer-

Das Führungs­
gremium des DFV Im 
Jubilä umsjahr (von 
links): VIzepräsident 
Karl Wiedemann, 
Präsident Albert 
Bürger, VIzepräsi ­
dent Dr. Hans Mln­
genbach, Vize­
präsident Kurt-Werner 
Seidel und VizepräsI­
dent Paul Augustin. 

wehr. Die Erkenntnis, daß viele Aufga­
ben des Feuerwehrdienstes sogar 
besser von Frauen gemeistert werden 
könnten , so daß Männer tür die ei­
gentlichen Aufgaben vor Ort frei wer­
den, ließ den Gedanken der Mitglied­
schaft von Frauen In der Feuerwehr 
immer mehr reifen . Oie Delegierten­
versammlung 1972 In Frankfurt/Main 
stellte sich denn auch posi tiv zu einer 
Empfehlung ein, die den Frauen und 
Mädchen Raum In der Feuerwehr gibt. 

Das Streben nach Einheit 

Um dieses Ziel erreichen zu können , 
mußte der Deutsche Feuerwehrver­
band bei sich selbst anfangen. Bei 
der Wiedergründung im Jahre 1952 
bestanden nur fünf Landesfeuerwehr­
verbände in Baden-Würltemberg, Hes­
sen , Niedersachsen, Nordrhein-Westfa­
len und Schleswig-Holstein . Sie bilde­
ten den Deutschen Feuerwehrverband, 
luden aber zugleich die ubrigen Feu­
erwehren zum Beitritt ein. Von Jahr 
zu Jahr traten weitere Landesfeuer­
wehrverbande dem Deutschen Feuer­
wehrverband bei . Bayern stand auf­
grund der anderen organisatorischen 
Struktur seiner Feuerwehren lange 
abseits, war aber in den Organen im­
mer durch den geschäftsführenden 
Sprecher der Freiwilligen Feuerwehren 
Bayerns vertreten. 1966 erfolgte der 
Beitritt der Sprechergemeinschaft 
der Freiwilligen Feuerwehren Bayerns, 
da ein Feuerwehrverband dort nicht 

besteht, während gleichzeitig der 
Bayerische Staat Förderndes Mitg l ied 
wu rde und die Beiträge zum Deut­
schen Feuerwehrverband übernahm. 
Rheinland-Pfalz stellte sich unter dem 
damaligen Landesbrandinspektor 
grundsatzlIch gegen das Feuerwehr­
verbandswesen. Eine Verbandsgrün­
dung kam daher in Rheinland-Pfalz 
erst spät und nur zogernd in Gang. 
Gegenwärtig werden ständig neue 
Kreisfeuerwehrverbände in Rhein­
land-Pfalz gegründet , so daß in Bälde 
mit der Mitgliedschaft aller Feuer­
wehrmanner im Landesfeuerwehrver­
band Rheinland-Pfalz und damit im 
Deutschen Feuerwehrverband gerech­
net werden kann . 

Oie Berufs- und Werkfeuerwehren, 
die bei den Vorbesprechungen zur 
Verbandswiedergrundung mitgewirkt 
hatten, gaben damit zu erkennen, 
daß sie ein Zusammengehen der drei 
Feuerwehrsparten Im Deutschen Feu­
erwehrverband begrüßten. Hemmnisse 
rechtlicher Natur verhinderten damals, 
daß die Berufs- und Werkfeuerwehren 
dem wiedergegründeten Deutschen 
Feuerwehrverband beitreten ko nnten . 
Man hatte geglaubt, diese Hemmnisse 
bald überwinden zu können ; es dau­
erte aber über 20 Jahre, bis die Be­
sprechungen wieder aufgenommen 
wurden. Nach der Satzungsänderung 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 
vom Jahre 1975 sind die Berufs- und 
Werkfeuerwehren nunmehr über be­
sondere Bundesgruppen Mitglied des 
Deutschen Feuerwehrverbandes. Dabei 
muß ergänzt werden , daß von dieser 
Möglichkeit z. Z. noch nicht alle Be­
rufsfeuerwehren Gebrauch gemacht 
haben, daß aber andererseits in vielen 
Bundesländern die Berufs- und Werk­
feuerwehren schon seit Jahren Mit­
glied der Landesfeuerwehrverbände 
und damit auch Mitglied des Deut­
schen Feuerwehrverbandes sind. Je­
denfalls ist die Einheit der deutschen 
Feuerwehren im Deutschen Feuer­
wehrverband nunmehr hergestellt. 

Ende des Jahres 1976 gab es in der 
Bundesrepublik Deutschland : 

9234 Freiwillige Feuerwehren 
mit 813 000 Feuerwehrmännern 

67 Berufsfeuerwehren 
mit 19000 Feuerwehrbeamten 

1413 Werkfeuerwehren 
mit 39000 Werkfeuerwehrmännern 

4555 Jugendfeuerwehren 
mit 73 000 Jungfeuerwehrmännern 

Für diese rund 950000 Feuerwehr­
männer ist der Deutsche Feuerwehr­
verband die Vertretung auf Bundes­
ebene und das Sprachrohr in der 
Öffentlichkeit. 



Grußworte zum 125jährigen Jubiläum des DFV 

Bundespräsident 
Dr. Walter Scheel 

Die Festansprache bei der Jubiläums­
feier des Deutschen Feuerwehrver­
bandes aus Anlaß des 125jährigen 
Bestehens wird Bundespräsident Wal­
ter Scheel halten. Der Bundespräsi­
dent würdigt damit die Leistungen 
der rund 940000 Feuerwehrmänner 
in der Bundesrepublik Deutschland, 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Präsident des Bundesrates 

Eine ungebrochene Tradition, die 
Bereitschaft zur Mitverantwortung 
für den Nachbarn und das Engage­
ment für die Gemeinschaft sind die 
Wurzeln , aus denen die Feuerwehren 
ihre Kraft schöpfen . Das Prinzip der 
Humanität bedeutet Auftrag und Ver­
pflichtung zugleich . 

Juristisch definierte Verhaltensregeln 
beherrschen in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts zunehmend un­
ser Dasein . Gesetze, Verwaltungsvor­
schriften werden perfekter und eng­
maschiger. Sie lassen dem einzelnen 
nur noch wenig Raum zu eigener 
Entwicklung und Initiative. Bei dem 
Ruf nach Richtlinien und Verhaltens­
normen, die uns den Weg in unserer 
persönlichen Existenz aufzeigen, 
uns die Last der eigenen Entschei­
dung erleichtern oder gar abnehmen 
sollen, laufen wir Gefahr, unsere viel 
zitierte und durch globale Forderun­
gen strapazierte Freiheit aus den 
Augen zu verlieren. 

Um so erfrischender ist es, den hu­
manitären Geist des Helfens in den 
Feuerwehren im Alltag zu erleben. 
Ständige Bereitschaft zum Einsatz 
für die Allgemeinheit, persönliche 
Opfer und Anstrengungen des einzel­
nen kennzeichnen die Idee derer, 
die sich in der Feuerwehr, wie in 
den anderen Hilfeleistungsorganisa-

tionen , für den Nächsten einsetzen . 
Zivilcourage und Mut zur Verantwor­
tung , pragmatisch-zweckmäßige Ent­
scheidungen und der Wille zu ständi­
ger Improvisation werden von den 
Männern und Frauen aufgebracht, 
die sich ehrenamtlich zum Schutz 
ihrer Mitbürger berufen fühlen . 

In einer Zeit , in der die Finanzkraft 
der öffentlichen Hand auf Grenzen 
stößt, ist die Ermutigung zum ehren­
amtlichen Engagement für unsere 

die sie täglich zum Wohle der Bürger 
vollbringen . Die Festansprache des 
Bundespräsidenten wird vor über 
2000 Gästen in der Sporthalle in Plo­
chingen am Freitag , dem 9. Juni 1976, 
gehalten. Vor nunmehr 125 Jahren 
wurde der Deutsche Feuerwehrver­
band in Plochingen gegründet. 

Gemeinden , für deren Bürger, für 
unseren Nachbarn unentbehrlich. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
hat es sich von jeher zur Aufgabe 
gemacht, die Interessen der vielen , 
selbständigen Gemeindefeuerwehren 
koordiniert zu bündeln und nach 
außen zu vertreten. In den 125 Jahren 
seines Bestehens hat sich das Bild 
der deutschen Feuerwehren gewan­
delt. Im Anfang waren es einzelne 
Freiwillige Feuerwehren, die sich 
zusammenschlossen, um sich in ge­
meinsamem Wollen zu begegnen 
und Erfahrungen auszutauschen. 

Bürgerinitiativen, die sich aus dem 
Schrecken großer Brandkatastrophen 
bildeten, setzten ihren Enthusiasmus 
ein , um solches Unglück künf1ig zu 
verhüten . • 

Heute liegen die Aufgaben des Deut­
schen Feuerwehrverbandes zum gro­
ßen Teil darin, die gesammelten Er­
fahrungen der Praktiker aller Berufs-, 
Freiwilligen und Werkfeuerwehren 
sinnvoll in die Gesetzgebung zur 
Schadenverhütung und Schadenbe­
kämpfung und zum Schutze der Bür­
ger unseres Staates einfließen zu 
lassen . 

Es gibt viele Formen von Bürgerinitia­
tiven. Einige sind laut und auffällig , 
grundsätzlich gegen alles, ohne Alter­
nativen aufzuzeigen . Oie entgegenge­
setzte Form der Skala wirkt im stillen 
und bemüht sich, neue Gefahren 
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im Gefolge moderner Technologien 
zu erkennen , zu identifizieren und 
sich auf ihre mögliche Abwehr vorzu­
berei ten . 

Diese Idee einer Bürgerinitiative und 
die Männer und Frauen , die sich ihr 

Professor Dr. Werner Maihofer 
Bundesminister des Innern 

Dem Deutschen Feuerwehrverband 
sende ich meine besten Glückwün­
sche zu seinem 125jährigen Beste­
hen. 

125 Jahre tätige Nächstenliebe ist 
eine Bilanz, die kaum zu überbieten 
sein dürfte. Auf sie können alle mit 
Stolz und Genugtuung blicken, die 
zu diesem Erfolg durch vorbildlichen 
Einsatz und persönliche Opferbereit­
schaft beigetragen haben. Die ver­
gangenen 125 Jahre umfassen eine 
bewegte Geschichte deutscher Ver­
gangenheit, in der schwerste Prüfun­
gen zu bestehen waren . So' hatten 
ßleichschaltungspolitik und 
Verbandsauflösung während des 
Dritten Reiches den Feuerwehrver­
band hart getroffen. Mit mutiger Ent­
schlußkraft und ungebrochenem Wil­
len wurde aber wieder zusammenge­
fügt, was gewaltsam auseinanderge­
rissen worden war. 

Einer der Männer der ersten Stunde 
nach dem Zweiten Weltkrieg war . 
Präsident Albert Bürger. Er hat den 
Verband , das deutsche und das inter­
nationale Feuerwehrwesen mit der 
eines Architekten seines Ranges ei-

Dr. Burkhard Hirsch 
Vorsitzender der Ständigen Konferenz 

der Innenminister der Länder 

Mit Stolz kann der Deutsche Feuer­
wehrverband auf sein 125jähriges 
Bestehen zurückblicken . Diese Zeit­
spanne umfaßt mehrere Generatio­
nen; vieles ist in dieser Zeit gesche­
hen, was das Leben, die Gesundheit 
und das Eigentum der Bürger in be­
sonderem Maße gefährdet hat. Auch 
die Zusammenballung der Bevölke­
rung in bestimmten Gebieten und 
die zunehmende Industrialisierung 
in den letzten Jahrzehnten haben 
neue Gefahren geschaffen. 

Die Bewältigung all der mit diesen 
Gefahren verbundenen Schwierigkei­
ten hat die Deutschen Feuerwehren 
vor schwierige Aufgaben gestellt. 
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verschrieben haben , verdienen unser 
aller Unterstützung und die uneinge­
schränkte Hilfe des Staates. Meine 
Bereitschaft hierzu auszudrücken, 
soll ein Wunsch zu dem 125jährigen 
Bestehen des Deutschen Feuerwehr­
verbandes sein. 

genen Kreativität und Leidenschaft 
geformt. Ihm und den 900000 Män­
nern der Freiwilligen Feuerwehren, 
Berufsfeuerwehren , Werkfeuerwehren 
und Jugendfeuerwehren gratuliere 
ich zu dem großen Werk und ver­
binde damit den Dank für die gute 
Zusammenarbeit mit der Bundesre­
gierung. 

Sie haben dabei beispielhaften Idea­
lismus und bemerkenswerte Opferbe­
reitschaft gezeigt. 

Die Vielfalt der technischen und ins­
besondere auch der humanitären 
Hilfeleistungen sind der Ölfentlichkeit 
heute zur Selbstverständlichkei t ge­
worden . Oft genug geschehen sie 
in der Unaulfälligkeit alltäglicher 
Ereignisse, selten wird ihnen die 
Aufmerksamkeit einer größeren Öf­
fentlichkeit zuteil. 

Um so aufrichtiger ist der Dank für 
Ihren von stetem Engagement und 
wachem Bürgersinn getragenen Ein­
satz, bei dem Sie oft genug Leben 
und Gesundheit für das Wohl Ihrer 
Mitmenschen gewagt haben. 

Ich wünsche der Jubiläumsveranstal­
tung in Plochingen einen erfolgrei­
chen Verlauf und dem Deutschen 
Feuerwehrverband weitere Jahrzehnte 
erfolgreichen Wirkens. 

Rommel 
Oberburgermelster 
der Landeshauptstadt Stuttgart 
Präsident des Deutschen Städtetages 

Dr. Schmitt-Vockenhausen, MdB 
Bundestagsvizepräsident 
Präsident des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes 

Dr. Wilhelm 
Landrat 
Präsident des Deutschen Landkreis­
tages 

Die Feuerwehren gehören zu den 
ältesten kommunalen Einrichtungen. 
Gemeinschaftsgeist, gegenseitige 
Hilfe, Burgersinn, Einsatz- und Op­
ferbereitschaft haben in ihnen stets 
sinnfälligen Ausdruck gefunden. Aus 
den freiwilligen Feuerwehren sind 
im Laufe der Zeit in den größeren 
Städten Berufsfeuerwehren oder Feu­
erwehren mit einem Kern hauptberuf­
licher Kräfte geworden. Die Tätigkeit 
der freiwilligen Feuerwehrmänner 
ist jedoch nach wie vor Eckpfeiler 
der kommunalen Feuerwehren. Ihrer 
Mitarbeit kommt nicht nur konkret 
praktische Bedeutung zu ; sie ist im 
besten Sinne gemeinschaftsfördernd 
und -erhaltend : ein Beispiel tätiger 
Hilfe der Bürger untereinander und 
für ihre Gemeinde. 

Die Feuerwehren stehen vor neuen 
Aufgaben. Die technische Hilfelei­
stung, der KatastrophenSChutz und 
- im Bundesgebiet unterschiedlich­
der Krankentransport- und Rettungs­
dienst stellen neue hohe Anforderun­
gen an sie. 

Die 125-Jahrfeier des Deutschen Feu-



erwehrverbandes ist uns willkomme­
ner Anlaß, allen Feuerwehrmännern 
für ihre engagierte, oft aufopferungs­
voile Tätigkeit in den Gemeinden 

Jose! Holaubek (Wien) 
Präsident des CTIF 

Das 125jährige Jubiläum des Deut­
schen Feuerwehrverbandes ist für 
die im CTIF - " Internationales Tech­
nisches Komitee für Vorbeugenden 
Brandschutz und Feuerwehrwesen" -
zusammengeschlossenen über 30 
Nationen Anlaß, alle Feuerwehrkame­
raden in der Bundesrepublik 
Deutschland zu beglückwünschen 
und allen für ihre Arbeit Dank zu 
sagen. 

Als Präsident des CTIF danke ich 
den Feuerwehrkameraden des Deut­
schen Feuerwehrverbandes auch 
für ihren Eifer und für die Mitarbeit 
im internationalen Feuerwehrwesen. 
Hier gilt besonders meinem Stellver­
treter im Amt und Freund, Albert 
Bürger, Dank zu sagen für die Jahre 
langer erfolgreicher Zusammenarbeit. 

125 Jahre als Fachverband der deut­
schen Feuerwehren tätig zu sein, 
ist eine Bilanz, auf die der Deutsche 
Feuerwehrverband stolz sein kann. 
Eine bewegte geschichtliche Zeit 
liegt hinter dieser Organisation der 
Nächstenliebe und Kameradschaft. 
Der Wille zur Gemeinsamkeit und 
Hilfsbereitschaft führte im Jahre 1952 
zur Wiedergründung dieser Gemein­
schaft. 

Albert Bürger 
Präsident des DFV 

Zum 10. Juli 1853 lud der damalige 
Kommandant der Freiwilligen Feuer­
wehr Ulm, C. D. Magirus, die Feuer­
wehren des württembergischen Ge­
bietes zur Gründungsversammlung 
eines Vereines nach Plochingen am 
Neckar ein. Aus dieser Initiative ent­
wickelte sich der Deutsche Feuer­
wehrverband. Die erste übergebietli­
ehe Feuerwehrversammlung vor 125 
Jahren in Plochingen wird in der 
Geschichte des Verbandes zu Recht 
als Gründungsversammlung geführt, 
wie dies auch von Magirus in seinem 
1877 herausgegebenen Buch über 
das Feuerlöschwesen ausdrückliehst 
bestätigt wird. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
begeht sein 125jähriges Jubiläum 
im Rahmen des 4. Landesfeuerwehr­
tages Baden-Württemberg in Plo-

t 

zu danken und ihnen gleichzeitig 
Glück und Erfolg zur Bewältigung 
der vor ihnen liegenden schwierigen 
Aufgaben zu wünschen . 

Der Jubiläumsveranstaltung am 
9. Juni 1978 in der Stadt Plochingen, 
der Stätte der Verbandsgründung 
vor nunmehr 125 Jahren, wünschen 
die im CTIF zusammengeschlossenen 
Feuerwehren und ich als Präsident 
einen begeisternden Verlauf und 
dem Verband weitere Jahre gemein­
samen und erfolgreichen Wirkens 
im CTiF . 

chingen im Gasthof Waldhorn , in 
dem auch die Gründungsversamm­
lung abgehalten wurde. Der Festakt 
aus Anlaß des Jubiläums erhält eine 
besondere Auszeichnung durch die 
Anwesenheit des Herrn Bundespräsi­
denten Dr. Walter Scheel, der mit 
seinem Besuch und in seiner Festan­
sprache den deutschen Feuerwehren 
Dank und Anerkennung ausspricht. 

Die Jubiläumsfeier in Plochingen 
und die Veranstaltungen des Landes­
feuerwehrtages Baden-Württemberg 
in Böblingen bieten für die Feuerweh­
ren der Bundesrepublik die großar­
tige Gelegenheit einer Selbstdarstel­
lung. Die für die Organisation der 
Tage vom 9.-11 . Juni 1978 Verant­
wortlichen werden sicherlich ihr Be­
stes dazu tun. Darüber hinaus sind 
alle Feuerwehren aufgerufen , auch 
in ihren Standorten dieses Tages 
zu gedenken, an dem vor 125 Jahren 
ein kleiner Anfang gemacht wurde, 
und in dessen Auswirkung es zur 
Bildung der stärksten Katastrophen­
schutzorganisation Deutschlands 
kam. 
Die zurückliegende Geschichte des 
Deutschen Feuerwehrverbandes ist 
ein Teil der neueren Geschichte un­
seres deutschen Volkes. Sie um­
schließt fünf verschiedene Staatsfor­
men, in ihr liegen drei große Kriege, 
den Deutschen Feuerwehrverband 
haben 1928 die Feuerwehren deut­
scher Zunge in Österreich und der 
Tschechoslowakei verlassen und 
durch die Teilung unserer Nation 
sind uns die ostdeutschen Wehren 
verlorengegangen . Und trotzdem 
dürfen wir mit Stolz auf den Wieder­
aufbau des Feuerwehrwesens in der 
Bundesrepublik zurü ckblicken . Die 
Kraft unseres Bürgertums in den 
Städten und Gemeinden hat eine 
neue Feuerwehr erstehen lassen, 
die stärker denn je in der Lage ist, 
den Schutz von Menschen, Kulturgü­
tern und Wohn- und Industrieplätzen 
mit neuester Technologie zu gewähr­
leisten. 

Nehmen wir das Jubiläum zum Anlaß, 
aus unserer Feuerwehrgeschichte 
zu lernen. Schließen wir unsere Rei­
hen in der freiheitlich-demokrati­
schen Grundordnung unseres Dien­
stes noch enger, nehmen wir Oben 
und Ausbilden noch ernster und 
knüpfen wir das Band der Kamerad­
schaft zwischen allen Gliedern unse­
rer Feuerwehren fester, damit tür 
alle Zukunft unserem Volk und seiner 
Heimat die Feuerwehr als bürger­
schaftliehe Einrichtung in Frieden 
und Freiheit erhalten bleibt. 
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312 deu tsche HIlfsk ralle 
Im Emsatz 

"Aktion 
Bretagne" 
lief an 

Feuerwehr und THW helfen 
bel der Reinigung 
der bretonischen Strande 

Seit Montag, dem 29. Mai , steht im 
Kampf gegen die größte Ölflu!. die je­
mals einen Küstenstrich betroffen 
hat, auch ein bedeutendes deutsches 
Hilfsaufgebot: 270 Feuerwehrmänner 
aus allen Bundesländern und 42 THW­
Helfer unterstützen die französi-
schen Kralle bei der Beseitigung der 
Schäden, die nach dem Auflaufen 
der mit 230000 Tonnen Rohöl belade­
nen "Amoco Cadiz" an der bretoni­
schen Küste verursacht worden sind 
(vgl. ZS-MAGAZIN 4/ 78, Seite 6) . 

Am Freitag, 26. Mai , waren auf den 
Verladebahnhöfen in Hannover, Düs­
seldorf, Augsburg und Stuttgart vier 
Züge beladen worden , die in Saar­
brücken zu zwei Sonderzügen mit 
40 Tieflader- und 8 liegewagen-Wag­
gons zusammengestellt wurden . Die 
materielle Ausstattung bestand aus 
30 TLF 16, 20 TLF 24/ 50, 6 SW 2000, 
8 FuKow, 5 Lkw, 2 Materialwagen 
und 1 Werkstattcontainer der Feuer­
wehren sowie 5 Lkw mit 20 Heißwas­
serstrahlgeräten des THW. 

Die "Aktion Bretagne" von Feuerwehr 
und THW, finanziert durch die Bun­
desregierung, dauert vom 29. Mai 

40 Tieflader-Waggons und 8 Liegewagen 
bildeten zwei Bundesbahn-Sonderzüge, 
die In Richtung Bretagn e abfuhren. 

bis 9. Juni. Die Aufgaben sind das 
Reinigen des Strandes - meist beste­
hend aus Kies - und der Felsen der 
"Küste des rosa Granits". Mehrere 
Methoden werden dabei angewandt: 
1. Aufwühlen und Auswaschen des 
Kiesstrandes mit Hilfe von B-Strahl­
rohren 
2. Abwaschen der Felsen mit Heißwas­
serstrahlrohren und Nachspülen mit 
Strahlrohren 
3. Reinigen der Felsen unter Einsatz 
von C-Strahlrohren, wobei dem Was­
ser chemische Lösungsmittel zuge­
setzt werden. 

In den beiden besonders von der Ölka­
tastrophe betroffenen Departements 
Finisterre und Cötes-du-Nord sind 
insgesamt fünf Einsatzabschnitte ge­
bildet worden . Die deutsche Hilfs­
mannschaft untersteht der Leitung in­
nerhalb der französischen Einsatzzen­
trale , wobei die Oberbrandräte Böttger 
(Berlin) und Brundelius (Stuttgart) 
als Verbindungsoffiziere fungieren. 

Am Samstagabend, 27. Mai , wurden 
die Männer der Feuerwehr und des 
THW von DFV-Präsident Bürger und 
THW-Direktor Ahrens in Saarbrücken 

OFV-Präsldent Bürger, THW-Olrektor 
Ahrens und der französisc he Feuerwehr­
Präsident (BIldmitte). 

in Anwesenheit des Präsidenten des 
französischen Feuerwehrverbandes 
verabschiedet. 

In den Abendstunden des Sonntags 
erreichten die Sonderzüge das Ein­
satzgebiet , wo sofort das Entladen 
begann. Am Montag, 29. Mai , nahmen 
die deutschen Hilfskrafte ihre Arbeit 
auf. Bereits am Abend des ersten Ein­
satztages hatte sich herausgestellt, 
daß der Einsatz noch effektiver gestal­
tet werden könnte - unter Einsatz 
weiterer Heißwasserstrahlgeräte. Das 
Bundesamt für Zivilschutz reagierte 
schnell : Bereits am folgenden Tag 
wurden weitere 30 Geräte per Lkw 
Richtung Bretagne in Marsch gesetzt, 
wo sie am Mittwoch, 31 . Mai, ein­
trafen. 

Der Einsatz ist geplant bis zum 9. Juni, 
am Samstag, 10. Juni, soll verladen 
werden. Sonntag beginnt nach Plan 
der Rucktransporl. Voraussichtlich 
am Montagmorgen, 12. Juni, treffen 
die Helfer wieder in Saarbrücken ein . 

Das ZS-MAGAZIN wird über die 
"Aktion Bretagne" noch ausführlich 
berichten . 

Blick In die Ver1adeliSle der Fahrzeuge von Feuerwehr und THW. Abschied von Saarbrücken: 14 harte Arbeitstage stehen bevor. 
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Köln hat eine neue Feuerwehrzentrale 

Das Herzstück ist der Computer 
50 Standard-Einsätze eingespeichert - Nähere Angaben erfolgen schriftlich über Schnelldrucker -

Lagezentren für Katastrophenfälle 

Als einen bedeutenden 
Schritt nach vorn in punkto 
Sicherheit und Schnelligkeit 
bezeichnete Ministerialdiri­
gent Kurt Knop, Leiter der 
Abteilung "Zivile Verteidi­
gung, Zivilschutz, Feuer­
schutz" im Düsseldorfer 
Landesinnenmin isteriu rn , 
die neue Feuerwehrzentrale 
der Stadt Köln bei der offi­
ziellen Einweihung Mitte 
April. 

Sie habe aufgrund ihrer 
hervorragenden technischen 
Einrichtungen Pilotfunktion 
in Nordrhein-Westfalen, 
vergleichbar nur mit den 
Zentralen in Hamburg und 
Augsburg, die auf gleichem 
technischen Niveau 
stünden. 

Per Knopfdruck 
aktuell 

Die Superlative sind in der 
Tat gerechtfertigt. Herzstück 
des 32,5-Millionen-Projektes 
ist die computergesteuerte 
Einsatzleitstelle. Vor einer 
großen, übersichtlichen 
Anzeigetafel befinden sich 
acht Einsatzleitplätze - alle 
mit Terminals bestückt­
von denen aus die Feuer­
wehrmänner per Knopf­
druck sofort Funkverbin­
dung mit den Einsatzfahr­
zeugen, den Hilfsorganisa­
tionen und der Arztrufzen­
trale herstellen können und 
die Anzeigetafel auf aktuell­
stem Stand halten. So kann 
man ablesen , welche Fahr­
zeuge im Einsatz, ob sie 

sich auf der Hin- oder Rück­
fahrt befinden , neue Auf­
träge übernehmen können 
usw. 

In dem Computer sind na­
türlich auch alle 6 000 Stra­
ßen und Plätze Kölns ge­
speichert mit Angaben über 
Querstraßen, mögliche 
Hausnummern, Anfahrtswe­
ge, übliche Falschschreib­
weisen, Art der Bebauung 
usw. Dazu etwa 4 000 Ge­
bäude und Einrichtungen 
mit allen für Notfälle wichti ­
gen Angaben , wie einge­
baute Löschwasserleitun­
gen, Rauchabzugswege 
und Namen, Telefonnum­
mern , Adressen der Haus­
meister oder Sicherheits­
ingenieure. 

Die neue Feuerwehrzentrale der Stadt Köln. Kostenpunkt: rund 32,5 Millionen Mark. 

Rechner macht 
Vorschläge 

Bei einem Einsatz wird auf 
dem DatenSichtgerät in 
ein Schema der Einsatzort 
(Straße, Hausnummer) oder 
ein Name (Dom, Museum) 
und die Einsatzar! (für Feu­
er, Unfall , Explosion) einge­
tragen. Umgehend schlägt 
der Rechner vorher festge­
legte, konkrete Maßnahmen 
vor - rund 50 Standard-Ein­
sätze sind gespeichert. Der 
Einsatzvorschlag enthält 
erforderliche und verfüg­
bare Fahrzeuge aus der 
dem Unfallor! nächstgele­
genen Wache, Hinweise 
über den Anfahrtsweg , Be­
sonderheiten des jeweiligen 
Einsatzes. Der Feuerwehr-

, -' ,-

, 
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Das Herzstück Ist die compu· 
tergesteuerte EinsatzieltsteIle 
mit acht Terminals. 

Der Computer schlägt vor, wie ein Einsatz am besten und 
schnellsten zum Erfolg führt. Die Vorschläge können aber auch 
von den Feuerwehrmännern verändert werden. 
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Rund 50 Fahrzeuge sind in den beiden stützenlosen Hallen 
untergebracht. 

-



In den feuerwehreigenen Werkstätten können auch Reparaturen an Fernmeldegeräten vorgenommen werden. 
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mann kann diesen Vor- Demnächst auch eine 
schlag verändern oder Feuerwehrschule durch Tastendruck akzeptie-
ren. Sodann schaltet der Rund 50 Lösch-, Rettungs-
Rechner die Sprechverbin- und Spezial fahrzeuge sind 
dung zu den betroffenen in den bei den stützenlosen 
Wachen für die Durchgabe Hallen untergebracht, die 
des mündlichen Einsatzbe- zur Zentrale gehören. 
fehls. 

In dem sechsstöckigen Wach-
Gleichzeitig werden in die- und Direktionsgebaude 
sen Wachen auf Alarm- befinden sich Mannschafts-
schreibern alle Einsatzdaten räume, aber auch Lagerzen-
ausgedruckt, so daß der tren, in denen bei Katastro-
Einsatzleiter sich auf dem phenfällen ganze Krisen-
Weg zur UnglücksteIle be- stäbe untergebracht werden 
reits über Art und Bekämp- können . Ferner soll noch 
fung orientieren kann. Die in diesem Jahr in dem Ge-
Wachen - insgesamt elf- bäude eine Feuerwehr-
sind so im Stadtgebiet ver- schule eingerichtet werden . 
teilt , daß Jeder Einsatzort 
innerhalb des Stadtgebietes Oberbürgermeister John 
in längstens fünf Minuten van Nes Ziegler äußerte 
erreicht werden kann . Ma- denn auch bei der Einwei-
ximal eine halbe Minute hung des Komplexes Zu-
liegt zwischen Einsatzbefehl friedenheit und ein bißehen 
und Au srücken. Stolz und freute sich mit 

Oberstedldlreklor Kurt Rosse (2. Y. 1.) und MInisterialdirigent Kurt 
Knop. 
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den Feuerwehrmännern steuer mußten viele drin-
über deren zeitgemäße Ar- gend erforderliche Investi-
beitsplätze - nach den lan- tionen auf dem Gebiet des 
gen Jahren eines nicht mehr Brandschutzes vorläufig 
zumutbaren Provisoriums. auf Eis gelegt werden, an-
Der Chef der Kölner Berufs- dererseits müßte das Land 
feuerwehr, Günter Preuß, Nordrhein-Westfalen durch 
dankte der Stadt für das seine städtischen und indu-
wohlgelungene Werk und striellen Strukturen rund 
meinte, daß es wohl nur 40 % aller in der Bundesre-
wenigen Feuerwehrchefs publik hauptberuflichen 
vergönnt sei , während ihrer Feuerwehrleute beschäfti-
Amtszeit ein nagelneues gen, was in den Personal-
Gebäude mitzukonzipieren ausgaben gründlich zu Bu-
und es tatsächlich auch ehe schlüge. Er hoffte, daß 
zu bekommen. dem bald Abhilfe geschaffen 

wird . 
Doch we,l man es in Köln 

Sorgen: die Finanzen gut versteht , Feste zu feiern , 
wurden diese Sorgen zu-

Einen Wermutstropfen al- nächst einmal von Freibier 
lerdings ließ Ministerialdiri- und Erbsensuppe verdrängt. 
gent Kurt Knop in das Meer Zahlreiche Kölner hatten 
der guten Laune fallen : den offiziellen Anlaß näm-
die leidigen Finanzen. lieh genutzt, "ihre" Feuer-
Durch starke Einnahmeaus- wehrzentrale in Augen-
fälle bei der Feuerschutz- schein zu nehmen. 

Zur offiziellen Einweihung waren die Bürger eingeladen, und 
viele, viele kamen. 



Helmut Freutel 

»Ein gigantisches Samariterwerkcc 
Das Deutsche Rote Kreuz veranstaltete unter dem Motto " Leben retten - Gesundheit erhalten " 
seinen 4. Rettungskongreß 

In der Zeit vom 25. bis 28. April 1978 
veranstaltete das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK) in der Rhein-Main-Halle 
in Wiesbaden seinen 4. Rettungskon­
greß. Über 2000 Teilnehmer, Fach­
leute aller einschlägigen Gebiete 
des Rettungswesens aus dem In-
und Ausland , gaben sich in der hessi­
sehen Landeshauptstadt ein Stell­
dichein , um wieder einmal Bilanz zu 
ziehen über die eineinhalb Jahrzehnt 
währende systematische Entwicklung 
des RettungSdienstes in unserem 
Staat, zum anderen, um noch vor­
handene Schwachstellen kritisch 
zu untersuchen sowie über die zu­
künftige EntwiCklung eines struktu­
rierten Programms zu diskutieren 
und entsprechende Vorschläge und 
Forderungen zu formulieren. 

Leiter der Veranstaltung war der frü­
here Bundesarzt des DRK, Prof. Dr. 
F. W. Ahnefeld, heute Leiter des De­
partements für Anästhesiologie des 
Zentrums für interdisziplinäre Medizi­
nische Einheiten der Universität Ulm. 

Mit dem Kongreß war eine reprä­
sentative Ausstellung von Rettungsge­
räten aller Art verbunden , die von 
der einschläg igen Industrie beschickt 
worden war. 

Im Rahmen des Kongresses fand auch 
eine Sonderveranstaltung zur Fortbil­
dung von Rettungssanitätern statt, 
an der international anerkannte Fach­
leute mitwirkten. 

Schirmherr des 4. RettungSkongresses 
war der Ministerpräsident von Hessen , 
Holger Börner. 

Vom technischen Fortschritt 
geprägt 

Nach der Begrüßung der ersten der 
2000 erwarteten Gäste durch den 
DRK-Bundesarzt Dr. E. Daerr eröffnete 
der hessische Sozialminister Armin 
Clauss die Ausstellung und Fachschau 
moderner Rettungsgeräte und Fahr­
zeuge. Er wies in seiner Ansprache 
darauf hin , daß trotz aller Fortschritte 
Krankentransport und RettungSdienst 
in der Bundesrepublik auch künftig 
verbessert werden müßten, um Ein­
satzbereitschaft und Wirksamkeit der 
Rettungsorganisationen weiter zu 
erhöhen . Der Minister erinnerte daran , 

daß der RettungSdienst zu den Berei-
chen des Gesundheitswesens zähle, 
die in der jüngsten Vergangenheit 
am stärksten vom technischen Fort-
schritt geprägt worden seien . Der 
Dank der Öffentlichkeit gelte den im 
RettungSdienst tätigen Mitarbeitern 
und Helfern aller Organisationen, ohne 
deren Einsatz manches Leben nicht 
hätte gerettet werden können . 

Arbeitsgruppen diskutierten 
Entwicklungsstand und 
erarbeiteten Empfehlungen 

Bereits auf dem 3. Rettungskongreß 
des DRK vor vier Jahren in Sindelfin-
gen waren Arbeitsgruppen gebildet 
worden , die im Verlauf des Kongresses 
eine bestimmte vorgegebene Thematik 
bearbeiteten (das ZS-MAGAZIN berich-
tete darüber in Heft 4/74). Auch auf 
diesem 4. Rettungskongreß gab es 
fünf Arbeitsgruppen , deren Teilnehmer 
aus allen medizinischen und nichtme-
dizinischen Bereichen stammten und 
sich in gleicher Weise mit den nach-
folgend aufgeführten Themen und 
AufgabensteIlungen befaßten : 

Arbe itsgruppe I: 
" Technik der Rettungsmittel " 

Arbeitsgruppe 11: 
" Rechtliche und ökonomische Fragen 
des Rettungsdienstes" 

Arbe itsgruppe 111 : 
" Die Versorgung des Notfall-
patienten " 

Arbeitsgruppe IV: 
"Organisation des Rettungsdienstes" 

Arbeitsgruppe V: 
"Themen der Berufsgenossen-
schaften" 

Die den Arbeitsgruppen gestellten 
Themen fanden ebenfalls in einleiten-
den Referaten und in der Sachdiskus-
sion einer größeren Gesprächsrunde 
Berücksichtigung. 

Eröffnung des Kongresses 

In se iner Ansprache zur Eröffnung 
des Kon resses konnte der Präsident g 

des Deutschen Roten Kreuzes, Staats­
sekretär a. D. Bargatzky, die Vertre­
ter vieler Einrichtungen und Organisa­
tionen des öffentlichen Lebens begrü­
ßen , darunter die Vertreter der Ge­
meinden, der Länder, des Bundes, 
der Parlamente, der Regierungen , 
der Kirchen , der Wissenschaft und 
der Medien Presse, Rundfunk und 
Fernsehen. In seiner Ansprache be­
tonte Präsident Bargatzky das unpar­
teiliche und gleichberechtigte Zusam ­
menwirken aller humanitären Organi­
sationen , ohne das die Aufgaben des 
Rettungsdienstes nicht gelöst werden 
können . Die große Kooperation aller 
humanitären Organisationen sei ein 
gigantisches Samariterwerk des All­
tags, das nicht denkbar wäre, wenn 
es neben den vielen hauptamtlichen 
Kräften , ohne die ein moderner Ret­
tungsdienst gar nicht funktionieren 
kann, nicht das Vielfache an ehren­
amtlichen Helfern gäbe. Allein im DRK 
seien es 20 000 Freiwillige, die sich 
unter Hingabe ihrer Kraft und Freizeit 
der immer bedrohlicher werdenden 
Entwicklung, zumal auf dem Gebiet 
der Verkehrsunfälle. entgegen­
stemmten . 

Im Verlauf seiner Ansprache deutete 
Präsident Bargatzky auf zwei Pro­
bleme hin , die Gegenstand der Bera­
tung im Rahmen des Kongresses wa­
ren: die noch ausstehende Gesetzge­
bung in bezug auf die Ausbildung 
der Rettungssanitäter sowie die Pro­
bleme der Finanzierung des Rettungs­
dienstes als öffentliche Aufgabe. 

Noch immer entspräche die jährliche 
Zahl der Verkehrstoten in der Bundes­
republik Deutschland der Einwohner­
schaft einer mittleren Stadt. Darum 
richte er an den Kongreß die Bitte, 
bei allen Beratungen, ob es um medi­
zinische, juristische, organisatorische 
oder finanzielle Fragen geht, diejeni­
gen in den Mittelpunkt zu stellen, die 
trotz aller Verhütungsmaßnahmen 
in das Räderwerk der immer größer 
werdenden tödlichen Unfallmaschine­
rie geraten sind oder geraten werden . 

Ministerpräsident Börner bezeichnete 
in seinem Grußwort das Rote Kreuz 
als Symbol für Hilfe und Barmherzig­
keit und gab einen Abriß über die 
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wichtigsten Aktivitäten dieser Organi­
sation. Er dankte allen Frauen und 
Männern, die sich in unermüdlicher 
Bereitschaft ehrenamtlich oder beruf­
lich für den Dienst am Nachsten zur 
Verfugung stellen . Ein Staat sei darauf 
angewiesen, daß es Menschen gibt, 
die ihre Aufgabe darin sehen, dort 
tätig zu sein , wo Hilfe tür andere nötig 
ist. Ministerpräsident Börner hob her­
vor, daß die Modernisierung des 
Krankentransport- und Rettungsdien­
stes ein besonderes Anliegen der Hes-
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Der Präsident des 
Deutschen Roten 
Kreuzes, Staatsse­
kretär a. D. Walter 
Bargatzky, während 
seiner Ansprache 
anläßllch der Eröff­
nu ng des 4. Ret­
tung.kongr.ases 
In der Rheln­
Maln-Halle In 
Wiesbaden. 

Der Rettung skon­
greB, auf dem 
über die zukünfti­
gen Entwicklungen 
des Re ttungsdien­
stes diskutiert 
und entsprechende 
Vorschläge und 
Forderungen for­
muliert wu rden, 
stand unter der 
Leitung von Prof. 
Or. F. W. Ahnefeld. 

An der Sachdis­
kussion beteiligten 
sich namhafte 
Experten. Ärzte, 
Vertre ter slaa tl i· 
cher Insti tutionen, 
der Kostenträger, 
der Re ttungsorga· 
nlsallonen sowie 
Politiker diskutier· 
ten die anstehen· 
den Probleme. 

sischen Landesregierung sei. In einem 
kurzen Überblick vermittelte Börner 
dem Auditorium einen Eindruck von 
der partnerschaftlichen Zusammenar­
beit zwischen dem Land Hessen und 
dem DRK. 

Bilanz des Rettungswesens 

ORK·Sundesarzt Or. Oaerr eröffnete 
die Sachdiskussion , die durch zwei 
Referate mit dem Thema " Bilanz des 

Rettungswesens" eingeleitet wurde. 
Das erste Referat hielt Prof. Dr. F. W. 
Ahnefeld . Er bezeichnete die Ent­
wicklung des Rettungsdienstes in 
der Rückschau bereits als " Geschich­
te" . Als Meilensteine der Reorganisa­
tion der Rettungsdienste in der Bun­
desrepublik könnten die vom DRK 
in den zuruckllegenden zwolf Jahren 
veranstalteten Rettungskongresse 
angesehen werden, deren Ergebnisse 
die noch immer im Gang befindliche 
Entwicklung der Rettungsdienste in 
allen Bereichen maßgeblich beeinflußt 
hätten. 

Dabei erinnerte Prof. Ahnefeld an die 
neue Konzeption des Rettungswagens, 
eines Rettungsmittels, das der Kon­
zeption einer veränderten Aufgaben­
steIlung angepaßt werden müßte. Ba­
sierend auf den Arbeitsergebnissen 
seien Normen für den Kranken-, aber 
auch für den Rettungstransportwagen 
entwickelt und fortgeftihrt worden . 
Auf den zurückliegenden Rettungs­
kongressen seien Grundlagen erarbei­
tet worden , auf denen das Gesamtpro­
jekt stufenweise realisiert worden sei. 
Auch die inzwischen in den meisten 
Bundesländern vorliegenden Ret­
tungsdienstgesetze ließen die Impulse 
erkennen , die von den Rettungskon­
gressen ausgegangen seien . Inzwi­
schen sei abermals ein Wandel im 
Bereich des Rettungsdienstes einge­
treten, was auch in dem Motto "Leben 
retten - Gesundheit erhalten" zum 
Ausdruck käme. Die Wiederbelebung 
eines klinisch bereits toten Notfallpa­
tienten gehöre zwar zu den wesentli­
chen Aufgaben des Rettungsdienstes, 
doch käme der Minderung der Invalidi­
tät durch eine schnelle und gezielte 
Hilfe, damit der Erhaltung der Ge­
sundheit und Arbeitskraft, bei der 
Beurteilung des Erfolges die gleiche 
Bedeutung zu . Der Zwang zu Einspa­
rungen in allen Bereichen, so fuhr 
Prof. Ahnefeld fort , tangiere verständ­
licherweise auch die Entwicklung der 
Rettungsdienste. Doch gerade das 
ORK habe immer wieder zu erkennen 
gegeben, daß das erarbeitete Gesamt­
konzept nur stufenweise realisiert 
werden kann, wobei Wünschenswertes 
und Machbares gegenübergestellt 
worden sei. 

Eine wesentliche Aufgabe des 4. Ret­
tungskongresses sehe er darin, unter 
Verwertung der auf dem 3. Kongreß 
erarbeiteten Empfehlungen festzustel­
len, welche dieser Empfehlungen rea­
lisiert wurden , wo Abstriche möglich 
ersct"leinen und wo sich eine Anpas­
sung anbiete, zwar unter dem Zwang 
größtmöglicher Sparsamkeit, aber 



auch ohne die Funktion und Wirksam­
keit der "Rettungskette" in Frage zu 
stellen. Wörtlich sagte Prof. Ahnefeld: 
"Wir stellen uns jederzeit jeder not­
wendigen oder berechtigten Kritik. 
Wir können uns aber nicht, wie dies 
in der zurückliegenden Zeit oft ge­
schah, für Mängel verantwortlich ma­
chen lassen, die bei einer unzurei­
chenden Finanzierung vorprogram­
miert sind ." 

Bei der Betrachtung des Entwick­
lungsstands des Rettungswesens, 
einmal bezogen auf die einzelnen 
Bundesländer, zum anderen auf Re­
gionen dieser Länder, ließen sich be­
achtliche Fortschritte feststellen im 
Hinblick auf die Gesetzgebung, die 
Systematisierung der Organisation , 
die Einrichtung von Rettungsleitstellen 
und Rettungswachen , die Ausstattung 
mit Rettungswagen , den Ausbau von 
Rettu ng sh u bsch rau berstü tzp unkten, 
die Weiterentwicklung des Notrufsy­
stems, die Notrufsäulen, sowie die 
Notmeldeeinrichtungen. 

Einer Analyse der Dokumentationsstu­
dien Rettungsdienst ließe sich ent­
nehmen, daß die Einsatzanlässe inner­
halb von drei Jahren erhebliche Ver­
änderungen aufweisen, die den not­
fallmedizinischen Bereich der Ret­
tungsdienste als auch die Ausstattung 
der Rettungsmittel , die Ausbildung 
von Rettungssanitätern , aber auch 
die AufgabensteIlung der Notärzte 
beeinflußten . Eine deutliche Abnahme 
des Anteils der Unfallverletzten und 
eine Zunahme des Anteils lebensbe­
drohlich akuter Erkrankungen seien 
zu verzeichnen . 

Die Ausbildung 
von Rettungssanitätern 

Im weiteren Verlauf seiner Ausführun­
gen behandelte Prof. Ahnefeld ein 
Problem, das sich wie ein roter Faden 
durch alle Referate und Diskussionen 
des Kongresses zog: die Ausbildung 
von Rettungssanitätern und die noch 
immer ausstehende gesetzliche 
Grundlage hierzu. 

Prof. Ahnefeld bedauerte, daß es trotz 
einer nahezu 15 Jahre anhaltenden 
intensiven Bemühung nicht gelungen 
ist, eine gesetzliche Grundlage für 
das Berufsbild des Rettungssanitäters 
zu erhalten . Zwar konnte eine wesent­
liche Verbesserung des Ausbildungs­
standes der jetzt im RettungSdienst 
tätigen Sanitäter erreicht werden, auch 
konnten die AufgabensteIlung und 
das damit verbundene Ausbildungsziel 
klar definiert werden , doch läßt sich 

gerade dieses Ziel nicht durch eine 
improvisierte Ausbildung erreichen . 
Es sehe ganz so aus, als ob das Ge­
setz über den Beruf des Rettungssani­
täters in absehbarer Zeit nicht verab­
schiedet würde. Darum sei anzuerken­
nen, daß der Bund/ Länder-Ausschuß 
eine Empfehlung für die Ausbildung 
von Rettungssanitätern mit einem 
Gesamtumfang von 520 Stunden ver­
abschiedete. Nach wie vor bestehe 
aber ein Mangel an qualifizierten Ret­
tungssanitätern nicht zuletzt deswe­
gen, weil es keine definierte Berufs­
ausbildung gibt. Außerdem bestehe 
die Gefahr, daß die vorliegende Emp­
fehlung ganz unterschiedlich zur An­
wendung komme und eventuell sogar, 
ausgehend von den örtlichen Möglich­
keiten, von ein und derselben Hilfsor­
ganisation unterschiedlich gehandhabt 
wird . Prof. Ahnefeld forderte darum 
klare Richtlinien und Auflagen, die 
er wie folgt formulierte : 

,, 1. Einen einheitlichen Gegenstands­
und Lernzielkatalog , 
2. klare Definition und Auflagen für 
die einzelnen Abschnitte der Ausbil­
dung, 
3. Anforderungen an die Qualifikation 
der Lehrkräfte, aber auch der Ausbil­
dungsstätten, einschließlich der Träger 
dieser Einrichtungen, 
4. Festlegung der Prüfungsbedingun­
gen, wobei schriftliche Erfolgskontrol­
len während der Ausbildung , aber 
auch Richtlinien für die mündliche 
und praktische Ausbildung unabding­
bar erscheinen ." 

Kein einheitlicher 
Notarzteinsatz 

Prof. Ahnefeld kritisierte auch, daß 
die Rettungsdienstgesetze in unter­
schiedlicher Weise und mit unter­
schiedlicher Verpflichtung den Einsatz 
von Notärzten ansprechen . Erst wenn 
hier durch Zusatzverordnungen die 
Aussagen über den Notarzteinsatz 
präzisiert würden , könnte man in allen 
Bundesländern einheitlich über den 
Einsatz von angestellten Kranken­
hausärzten auf Notarztwagen ent­
scheiden . Auch die Arbeitsgruppe 111 
nahm sich dieses Themas an und 
analysierte kritisch die in der Praxis 
gewonnenen Ergebnisse. 

In seinem einleitenden Referat behan­
delte Prof. Ahnefeld auch die " Konkur­
renzsituation" zwischen straßen ge­
bundenem RettungSdienst und Luftret­
tungsdienst. Dazu sagt der Referent 
u. a.: "Wir besitzen heute genügend 

Kriterien, um die lndikationsliste für 
den Einsatz von R-Hubschraubern 
erneut zu gestalten und damit die 
Vorteile dieses Rettungsmittels noch 
mehr als in der Vergangenheit auszu­
nutzen. Der Hubschrauber ist nicht 
das universelle und in jedem Falle 
richtige Rettungsmittel. Er kann aus 
bekannten Gründen nicht bei jedem 
Schwerstverletzten oder Schwerkran­
ken zum Einsatz kommen; er soll und 
kann nicht im Einzugsbereich des 
Notarztwagens die klar definierten 
Aufgaben dieses Rettungsmittels 
übernehmen. Einige vorliegende Ein­
satzstatistiken zeigen und beweisen 
die überragende Bedeutung, die die­
ses Rettungsmittel haben kann , es 
zeigt sich aber auch, daß ein koordi­
nierter Einsatz von Rettungs- und 
Notarztwagen und Rettungshub­
schrauber nur über eine gut gefÜhrte 
und mit einsatztaktischen Grundforde­
rungen vertraute Leitstelle zu führen 
ist. " 

Fragen des Alarmierungs- und 
Meldesystems 

Das zweite einleitende Referat hielt 
Roderich Lüttgen , Abteilungsleiter 
im DRK-Generalsekretariat. Er behan­
delte u. a. die Fragen des Alarmie­
rungs- und Meldesystems, das be­
kanntlich innerhalb der Rettungskette 
eine erstrangige Stellung einnimmt. 
Er nannte die mit starker Unterstüt­
zung von privater Seite bewirkte Be­
stÜCkung von Bundes- und Landstra­
ßen mit Notrufeinsatzgeräten und Not­
rufmeldern und gab einen Überblick 
über den derzeitigen Ausbaustand 
des " Notrufsystems 73" . Lüttgen for­
derte aber auch, den Kenntnisstand 
der Bevölkerung hinsichtlich der Not­
rufe zu verbessern. 

Er würdigte ferner die gesetzlichen 
Regelungen im Rettungsdienst, die 
nahezu durch alle Bundesländer her­
beigeführt worden sind und ihre Basis 
hauptsächlich in einem Modell haben, 
das durch den Bund / Länder-Ausschuß 
bzw. durch die Ständige Konferenz 
Rettungswesen im Jahre 1972 entwik­
kelt wurde. 

Lüttgen empfahl abermals die Behand­
lung des Gesetzes über den Beruf 
des Rettungssanitäters sowie des Ge­
setzes über die Beförderung von Per­
sonen im Krankenkraftwagen . 

Die wirtschaftliche Auslastung von 
Fahrzeugen im Rettungs- und Kran­
kentransportdienst sowie das Tarif­
und Gebührenwesen waren weitere 
Schwerpunkte der Ausführungen 
Lüttgens. 
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Die Sachdiskussion 

An der Sachdiskussion " Bilanz des 
Rettungswesens" nahmen über 20 
Teilnehmer aus verschiedenen Berei­
chen teil. Ärzte sowie Vertreler slaatli­
eher Institutionen, der Kostenträger, 
der Rettungsorganisationen sowie 
Politiker diskutierten nach den einlei­
tenden Referaten, wie die im Gang 
befindliche Reorganisation der Ret­
tungsdienste fortgesetzt werden kann , 
welche Ziele unter den derzeitig gege-
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Mit dem Kongreß 
wa r auch eine 
große Tafelausstel­
lung verbunden, 
die aus den verschie­
denen Bereichen 
des Rettungswe­
sens anschaulich 
informierte. 

Eine große Indu­
strie-Ausstellung 
gab einen Einblick 
in die Technik 
der Rettungsmittel. 
Die zahlreichen 
Hersteller nutzten 
die Möglichkeit, 
die Kongre ßteil ­
nehmer zu Infor­
mieren und zu 
beraten. 

Neben den neue­
slen Rettungsge­
räten und Ausrü­
stungen präsen­
tierte die Industrie 
Rettungs- und Kran­
kentransporl- und 
Notarztwagen. 
Der technische 
Fortschritt wurde 
lebhaft begrüßt 

benen Möglichkeiten angestrebt wer­
den können und welche Vorausset­
zungen dafür geschaffen werden müs­
sen . In der Diskussion kam zum Aus­
druck, daß der Rettungsdienst als 
öffentliche Aufgabe von allen Beteilig­
ten gemeinsam getragen werden muß. 
Es zeigte sich aber auch, daß eine 
solche Aussprache vonnöten ist, da 
diejenigen, die den RettungSdienst 
durchführen, Vorgaben benötigen , 
an denen sich die weitere EntwiCklung 
orientieren muß. Dazu sind nicht allein 

vorliegende Erkenntnisse und techni­
sche Gegebenheiten ausschlagge­
bend, viel mehr müssen auch hier Prio­
ritäten geselzt werden, d. h. die Ver­
antwortl ichen müssen sich einig sein, 
welche Entwicklung sie als unabding­
bar ansehen und welche Ziele reali­
siert werden können . 

Technik der Rettungsmittel 

Eine Reihe von Referaten, gehalten 
von Kapazitäten aus dem Gebiet des 
technischen Rettungswesens, befaßten 
sich mit dem Sland der lechnischen 
EntwiCklung und der zukünftigen 
Aspekte im RettungSdienst. Rettungs­
dienstliche Normen, Arbei tsergebnisse 
zu r Einrichtung eines Rettungshub­
sChraubers, Techniken beim Bau von 
Rettungswagen, Technologien zur 
Frühalarmierung und andere Fragen 
wurden dabei behandelt. Diese The­
men im einzelnen zu beschreiben , 
würde an dieser Stelle zu weit führen. 
Es wird auf die entsprechende litera­
tur des DRK verw iesen. 

Au ch rechtl iche und ökonomische 
Fragen des Rettungsdienstes kamen 
zur Sprache. 

Der Hauplverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften , der durch 
seine Beteiligung am Kongreß die 
Trägersc haft verbrei lerte, gab eine 
Darstellung von der Rettungskette 
beim betrieblichen Katastrophenfal l 
sowie von der Ersten Hilfe bei Arbeits­
unfällen durch erhöhte Einwirkung 
ionisierender Strahlen 

Berichte der Arbeitsgruppen 

Wie auf dem 3. Rettungskongreß in 
Sindelfingen vor vier Jahren zum er­
sten Mal wurden auch diesmal wieder 
Arbeitsgruppen gebildet, um die ge­
stel lten Themen zu bearbeiten und 
unter Abwägung aller Gegebenheiten 
zu real isl ischen Empfehlungen zu 
gelangen. 

Es können an dieser Stelle nur einige 
Auszüge aus den Empfehlungen wie­
dergegeben werden. Die Arbelt.­
gru ppe I empfiehl t u. a. die klare Fe.t­
legung der vorgesehenen maximalen 
Außenabmessungen des Rettungswa­
gens auch unler Berücksichtigung 
des allgemeinen Körperwachstum s. 
Es wird die Erarbei tung einer Farb­
und Symbolkodieru ng für den Ret­
tungsd ienst begrüßt und empfohlen. 
diese zu normen. 



Hersteller von Rettungshubschraubern 
sollten verpflichtet werden , für alle 
mitgeführten Ausrüstungsteile und 
deren Halterung im R-Hubschrauber 
die Zulassung des Luftfahrtbundes­
amtes zu erwirken. 

Neben der weiteren Optimierung des 
Federungs- und Schwingungsverhal­
tens von Rettungswagen wird auch 
eine stärker zu berücksichtigende 
innere Sicherheit im Behandlungs­
raum , eine bessere Schallisolation 
sowie die Anpassung der Fahrleistung 
an den heutigen Standard empfohlen. 

Die Arbeitsgruppe 11 schlug im Rah­
men der Betrachtung der gesetzlichen 
Regeln tür den Krankentransport eine 
Ergänzung des Personenbeförde­
rungsgesetzes vor, um das Ungleich­
gewicht im Nebeneinander von öffent­
lichem und privatem Krankentransport 
zu beseitigen . 

Es wurde ferner empfohlen , in den 
Bundesländern, in denen noch keine 
gesetzlichen Grundlagen für den Ret­
tungsdienst bestehen, solche zu for­
dern. Ebenfalls sollte eine gesetzliche 
Regelung bezüglich des Berufs des 
Rettungssanitäters weiterhin ange­
strebt werden . Weitere Forderungen 
und Empfehlungen bezogen sich auf 
die Kosten und Finanzierung des Ret­
tungswesens. 

Die Arbeitsgruppe 111 forderte, daß 
Staat , Kommunen und Gewerkschaften 
erkennen, daß der Rettungssanitäter 
nicht eine angelernte Tätigkeit aus­
üben darf, sondern zur Sicherung des 
Notfallpatienten, zur Verbesserung 
des Rettungswesens und zur Unter­
stützung der Ärzte im Rettungsdienst 
in die Gruppe der medizinischen Assi­
stenzberufe eingegliedert werden muß. 
Der vom DRK vorgelegte Prüfungs­
entwurf sollte nach Abstimmung mit 
allen Hilfsorganisationen durch den 
Bund/ Länder-Ausschuß " Rettungswe­
sen " den Landesregierungen als Vor­
lage zugeleitet werden . 

Weitere Empfehlungen beziehen sich 
auf den Einsatz von Notarztwagen 
und auf Anforderungen , die an Klini­
ken zu stellen sind. 

Die Empfehlungen der Arbe itsgruppe IV 
beziehen sich auf die Definition 
wichtiger Begriffe für eine einheitliche 
Weiterbildung des Rettungsdienstes 
in der Bundesrepublik, auf die Festle­
gung der medizinischen und einsatz­
taktischen Inhalte einer Minimaldoku-

-
Vor der Rheln·Maln-Halie war wä hrend des Kongresses ein Rettungshubschrauber 
de s Katstrophenschutzes einschließlich seiner kompletten notärztlichen Ausstattung 
zu betrachten. 

mentation sowie auf die Erarbeitung 
von Kriterien tür den Einsatz und die 
Koordination der bodengebundenen 
Rettungsfahrzeuge und der Hub­
schrauber. 

Große Beachtung fanden die Forde­
rungen der Arbeitsgruppe V, die sich 
mit dem betrieblichen Rettungswesen 
befaßte. Sie stellte fest , daß es wegen 
des zunehmenden Umgangs mit ioni­
sierenden Strahlen notwendig ist, 
in Betrieben Vorsorge maßnahmen 
gegen Strahlenunfälle zu treffen sowie 
das von den gewerblichen Berufsge­
nossenschaften eingerichtete System 
der regionalen Strahlenschutzzentren 
zu erweitern . Entsprechende Forde­
rungen wurden sowohl an die Betriebe 
als auch an die Krankenhausträger, 
die zuständigen Verwaltungsbehörden 
und an den Gesetzgeber gerichtet. 

Große Industrie-Ausstellung 

Auf großes Interesse stieß die mit dem 
Kongreß verbundene Ausstellung von 
Rettungsmitteln und Rettungsgeräten , 
die von zahlreichen Herstellern be­
schickt worden war. Eine solche Mas­
sierung von Geräten und Ausrü­
stungsgegenständen sowie an Mög­
lichkeiten zur Information und Bera­
tung hatte es noch während keinem 

der früheren Rettungskongresse ge­
geben. 

Neben einer Vielzahl von Kfz-Prototy­
pen wurde auch der im Auftrag des 
DRK mit Förderung durch das Bun­
desverkehrsministerium im Institut 
für Kraftfahrwesen entwickelte Ret­
tungswagen vorgestellt. 

Der im Freien ausgestellte Rettungs­
hubschrauber des Katastrophenschut­
zes fand nicht nur bei den Kongreß­
teilnehmern, sondern auch in weiten 
Kreisen der Bevölkerung großes Inter­
esse. 

Im Rahmen von Bildtafelausstellungen 
im Foyer der Rhein-Main-Halle wurden 
zahlreiche Schwerpunktthemen ange­
sprochen und notwendig erscheinende 
Informationen vermittelt. 

Zwischenbilanz und Ausblick 

Mit dem 4. Rettungskongreß zog das 
DRK erneut eine Zwischenbilanz, die 
für die Fortsetzung seiner Tätigkeit 
im Bereich des Rettungswesens von 
großem Nutzen ist. Zugleich wurden 
Anregungen gegeben und klare Vor­
stellung für die zukünftige Arbeit fi­
xiert. Ob auch dieser 4. Rettungskon­
greß ein Meilenstein in der Entwick­
lung des Rettungsdienstes war, wird 
sich spätestens in vier Jahren heraus­
stellen , wenn erneut eine Zwischen bi­
lanz gezogen wird . 
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Horst Pieper 

,/ 

Bruch des Sl Antonius-Delches bel Amsterdam am 5. März 1651 , Radierung von Bernard Picart (1673-1733) (Kunstsammlung Veste 
Coburg). 

Die Sintflut soll die erste 
Katastrophe gewesen sein , 
die in den Sagen der Völker 
nahezu immer wieder auf­
taucht. Die große Flut ist 
der Menschheit unvergeB­
lieh geblieben. Mythen er­
zählen von ihr in Europa, 
allen Teilen Amerikas, in 
Ägypten , Australien und 
POlynesien , in Indien, Kasch­
mir, selbst in Tibet. Im-
mer nur waren es wenige 
Menschen , die sich vor 
den Fluten retten konnten . 
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Sie fanden zumeist auf ho­
hen Bergen Zuflucht oder 
überlebten die Katastrophe 
in Booten . Noch heute strei­
ten sich die Wissenschaftler, 
ob die gefundenen Beweise 
eine solche Interpretation 
der Urkatastrophe zulassen . 
Meteoritenniederschlage, 
Erdbeben und Erdbewe­
gungen mit Vulkanausbrü­
chen größten Ausmaßes, 
mehrfach um den Erdball 
laufende kilometerhohe 
Flutwellen verursachten 

diese größte Katastrophe 
aller Zeiten . Und Schutz­
möglichkeiten gab es wohl 
kaum . 

Feuer als Gefahr 

Dazu bedrohte das Feuer 
die menschlichen Siedlun­
gen. Dies beweisen die zahl­
reichen Brandschichten 
in den ausgegrabenen neo­
lithischen Siedlungen. Aus 
der Assyrerzeit um 850 vor 

Christus soll die älteste 
bekannte Darstellung des 
Feuerlöschens stammen , 
die als Alabastenelief in 
einem Palast bei Niniveh 
gefunden wurde : Krieger 
löschen mit Wasser aus 
großen Löffeln gegnerische 
Brandfackeln ab , um zu 
verhindern , daß sie ihre 
Kampfwagen entzünden. 
300 Jahre spater soll nach 
den bisherigen historischen 
Informationen in der Haupt­
stadt des chinesischen Rei-



ches Sung nach einem 
Großbrand erstmals eine 
Feuerschutztruppe aufge­
stellt worden sein . Die Sol­
daten hatten den Auftrag, 
den Brandplatz abzusper­
ren, Häuser niederzureißen, 
gefährdete Häuser mit 
feuchter Erde zu bewerfen , 
Wasserkanäle und Löschtei­
ehe anzulegen . Außerdem 
wurde angeordnet, Körbe, 
Fässer, Eimer und Seile 
für die Brunnen als weitere 
Schutz- und Bekämpfungs­
mittel instand zu halten. 
Gegen die Großkatastro­
phen der Antike gab es 
keinen Schutz und auch 
keinen erkennbaren organi-

Die Naturkatastrophen ka­
men zumeist unerwartet, 
während sich gegen Feu­
ersbrünste bald eine organi­
sierte Abwehr entwickelte. 

Erste Ansätze 

Die Kriegstechnik bestimmte 
die ersten Schutzmaßnah­
men gegen Flammen und 
Feuer, die bei Belagerungen 
als Kampfmittel eingesetzt 
wurden. Hieraus resultiert 
die Entwicklung der Leiter, 
die in Altägypten erstmals 
um 3000 vor Christus im 
Festungsbau Anwendung 
fand . Blitzableiter wurden 

nisierte Feuerschutzmann­
schaft aufgestellt. Ein Gre­
mium von drei Männern, 
die "tresviri nocturni", be­
fehligte eine Truppe von 
Sklaven, die für die nächtli­
che Sicherheit und den 
Feuerschutz verantwortlich 
war. Später bildeten Privat­
leute eigene Sklavengrup­
pen , die gegen Bezahlung 
in der Feuerbekämpfung 
in Aktion traten. Dies beflü­
gelte die technische Ent­
wicklung, die allerdings 
den Griechen aus Alexan­
dria zugeschrieben wird . 
Eine erste Kolbenpumpe 
mit zwei Zylindern und 
Saug- und Druckventilen 

Frühe schematische Darstellung der Bekämpfung eines Bra ndes (Germanisches Nationalmuseum 
Nürnberg). 

sierten "Zivilschutz". Zu­
meist blieb nur die Flucht 
vor Vulkanausbrüchen. See­
und Erdbeben, die ganze 
Kulturen zerstören konnten . 
Der Ausbruch des Thera­
Vulkans, heute auf den Zeit­
raum von 1500 bis 1450 
vor Christus datiert, ver­
nichtete die gesamte mino­
ische Kultur. Es gibt kaum 
wissenschaftliche Erkennt­
nisse darüber, ob ein orga­
nisierter Warndienst be­
standen hat. 

aus langen Metallstangen 
konstruiert, die um 1170 
vor Christus erstmals in 
Memphis benutzt wurden 
und später auch den Grie­
chen und Römern bekannt 
waren. In Griechenland 
empfahlen 360 Jahre vor 
unserer Zeitrechnung 
Kriegstaktiker Essig als 
Schutzanstrich hölzerner 
Gebäude gegen Flammen 
und Feuer. Im republikani­
schen Rom wurde um 300 
vor Christus die erste orga-

wurde erstmals um 250 
vom griechischen Techniker 
Katesibios konstruiert. Sie 
wurde aus Bronze herge­
stellt und fand noch über 
200 Jahre später im antiken 
Rom Verwendung . 

Neue Organisation 

Kaiser Augustus organi­
sierte das Feuerwehrwesen 
in der Stadt Rom neu, die 
kurz zuvor bei einem großen 

Brand in Schutt und Asche 
gesunken war. Anstelle 
der bisher eingesetzten 
600 Sklaven, die den Anfor­
derungen bei größeren 
Brandkatastrophen nicht 
mehr gewachsen waren , 
wurden sieben Wachkohor­
ten mit jeweils 1000 bis 
1200 Mann aufgestellt. Rom 
wurde in 14 Bezirke aufge­
teilt, und für je zwei Regio­
nen war eine Tausendschaft 
zuständig . Oie Feuerschutz­
einheiten waren örtlich ka­
serniert und unterhielten 
eine ständig besetzte Feu­
erwache. Bereits Fachdien­
ste waren in den einzelnen 
Centurien zu erkennen. 

Wasserträger. Spritzenmän­
ner, Leute mit Löschdecken 
und Beleuchtungstrupps, 
die für Licht am Brandplatz 
sorgten , hatten bereits deut­
liche Spezialaufgaben. Ne­
ben Waffen gehörten 
Löschdecken aus Lumpen , 
Löscheimer, langstielige 
Äxte, Beile, Sägen, Hämmer, 
Leitern , Einreißhaken, Stan­
gen und Schwämme zur 
Ausrüstung. 

Und es gab für die Feuer­
wehrtruppen genug zu tun . 
Öllampen, Fackeln und 
Kohlebecken waren immer 
wieder die Ursache großer 
Brände . Die zahlreichen 
baufälligen Mietshäuser 
mit ihren hölzernen Vor­
und Anbauten boten den 
Flammen vie l Nahrung. 

Diese lokalen Brände weite­
ten sich mehrfach zu gro­
ßen Katastrophen aus, die 
ganze Stadtviertel zerstör­
ten. 

Als größte Brandkatastrophe 
des Altertums wütete der 
Brand des Jahres 64 rund 
neun Tage bis zum 28. Juni. 

Kaiser Nero , dem die Ge­
schichte Brandstiftung zur 
Last legt, verbot einen plan­
losen Wiederaufbau der 
Stadt. Breite Straßen als 
Zufahrten für die Wehr­
mannschaften , regelmäßige 
Häuserfronten, Einschrän­
kung der Holzbauweise 
und der Stockwerkzahlen 
sollten die wiederaufgebau­
ten Stadtviertel gegen das 
Feuer sicherer machen. 
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Katastrophenberichte 

Obwohl bereits 16 Jahre 
zuvor ein Erdbeben in der 
römischen Stadt Pompeji 
am Fuße des Vesuvs zahl­
reiche Todesopfer gefordert 
und große Schäden verur­
sacht hatte, kam der Aus­
bruch des Vulkans am 
24 . August 79 nach Christus 
ganz überraschend. Wäh­
rend sich in panikartiger 
Flucht von den rund 5000 
Bewohnern der Stadt Her­
culanum fast alle in Sicher­
heit bringen konnten, bevor 
die Stadt im Lavaschutt 
versank, gab es tur viele 
Römer in Pompeji keine 
Rettung mehr. Ru nd 2000 

Der Ausbruch des Vesuva, 
zeitgenössische Darstellung 
von Jan Luyken (1649-1712) 
(Kunstsammlungen Veste 
Co burg). 

Wie Jan luyken die Auswir­
kungen eines Wirbelsturms 
beschreibt (Kunstsammlungen 
Veste Coburg). 

Tote soll diese Katastrophe 
gefordert haben. Schutz­
maßnahmen gab es nicht: 
allerdings hatte sich das 
drohende Unheil durch 
dunkle Wolken und Feuer­
ausbrüche angekündigt, 
so daß viele noch rechtzei­
tig fliehen konnten. Aus 
dem Kriegshafen Misenum 
in der Bucht von Neapel 
war eine Rettungsaktion 
mit Kriegsschiffen organi­
siert worden . Andere Schi f­
fe, zumeist Fischerboote 
und Transportsegler, die 
von den Fluchtenden be­
nutzt wurden , konnten je­
doch nicht helfen. Da es 
nicht gelang, die notwen­
dige EvakUIerung zu organi­
sieren und eme unglaubli­
che Panik alle Flüchtenden 
ansteckte, wurden viele 
Boote einfach überladen 
und versanken in den Flu­
ten . Auch in den nachfol­
genden Jahrhunderten 
brach der Vesuv immer 
wieder plötzlich aus und 
zerstörte die Städte am 
Fuße des Berges. Erst im 
Jahr 1906 gelang es dem 
Leiter des Observatoriums 
am Vesuv, einen Ausbruch 
des Vulkans vorauszusagen , 
der dann wenige Tage spä-
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ter eintrat. 150000 Men­
schen flüchteten in Rich­
tung Neapel. 

Höhlen 
als Zufluchtsstätte 

Die Höhlen waren in der 
Steinzeit die Zufl uchtsstät­
ten der Menschen gewesen, 
die sich tie f unter der Erde 
verbargen, wenn Naturge­
walten oder Kriegseinwir­
kungen ihr Leben bedroh-

ten. Mit ihren primitiven 
Steinwerkzeugen schu fen 
die Menschen Nebenaus­
gänge. Dieses Systems be­
dienten sich in römischer 
Zeit die Gallier, die etwa 
fünf Meter unter der Erd­
oberfläche ihre " Schutzräu­
me" angelegt hatten. Sie 
konnte n durch etwa ein 
Meter große Gänge erreicht 
werden . Oft hatten diese 
zu Sto llensystemen ausge­
bauten Schutzräume sogar 
Außeneingänge für das 

Vieh, das aur diese Weise 
vor dem Zugriff des Feindes 
gerettet werden sollte, da 
es die EXIstenzgrundlage 
der Gallier darstell te. So 
fand der heranziehende 
Feind nichts als verlassene 
Hütten und Ställe vor. Aus­
grabungen weisen jedoch 
nach, daß manche dieser 
SChutzeinrichtungen unter 
der Erde von den Soldaten 
der Römer und anderen 
Eindringlingen wiede rholt 
entdeckt wurden. 



Brand der Görlitzer Vorstadt an der Neiße am 8. Juni 1807 (Kunstsammlung Veste Coburg). 

Auch die Ausgrabungen 
in der durch den Vesuvaus­
bruch verschütteten Stadt 
Pompeji lassen den Schluß 
zu, daß manche Römer 
sich vor der Katastrophe 
in die untersten und sicher­
sten Gewölbe ihrer Häuser 
zurückgezogen hatten, um 
dem Lava- und Ascheregen 
zu entgehen. Doch gegen 
die ungewöhnlichen Begleit­
erscheinungen dieser Kata­
strophe, die von den Be­
wohnern am Fuß das Vul­
kans nicht erkannt werden 
konnten , gab es keinen 
Schutz; die Bewohner er­
stickten in den Kellern und 
Gewölben. Später wurde 
die gesamte Stadt von einer 
bis zu acht Meter dicken 
Ascheschicht bedeckt. Da 
gab es keine Schutzmög­
lichkeit mehr in den eigenen 
Häusern. 

In den von den Römern 
eroberten Provinzen ent­
standen Grenzwälle und 
Kastelie als Schutzeinrich­
tungen gegen kriegerische 
Angriffe. Gegen die Natur­
kräfte gab es dagegen we­
nig Schutzeinrichtungen. 
In den Jahrhunderten nach 
der Zeitenwende wurde 
Rom durch Kaiser Aurelius 

mit einem 17 Kilometer 
langen Befestigungsring 
versehen , um der Stadt 
Schutz gegen die einfalien­
den Germanenstämme zu 
gewähren. Ähnlich war der 
Mauerring um das oströmi­
sche Konstantinopel ange­
legt worden, der im Jahr 
413 entstand und rund ein 
Jahrtausend - bis 1453 -
die Bevölkerung der Stadt 
gegen Angriffe fremder 
Völker schützte. 

Technische 
Entwicklung 

Auch die technische Ent­
wicklung in der Brandbe­
kämpfung stagnierte. Zwar 
hatte um 110 Heran von 
Alexandrien , ein Mathemati­
ker, in seinem Buch über 
pneumatische und hydrauli­
sche Apparate als erster 
die " Siphone, die man bei 
Feuersbrünsten anwendet", 
als tragbare, zweizylindrige 
Kolbenpumpe aus Bronze 
mit Wasserkasten und einer 
Art Wendestrahlrohr be­
schrieben, doch in den 
nachfolgenden Jahrhunder­
ten wurde diese technische 
Errungenschaft der Antike 

wieder vergessen . Ober 
100 Jahre später führte 
das römische Bürger­
rechtswerk " Corpus Juris 
Civilis" die zum notwendi­
gen Bestand eines römi­
schen Hauses gehörende 
Grundausstattung auf : 
"Auch Essig, der zum Feu­
erlöschen bereitgehalten 
wird , dann Decken, Sprit­
zen , Einreißhaken und Lei­
tern , Matten, Schwämme, 
Feuereimer und Besen." 

Rund 1000 Jahre später 
allerdings ist diese Bürger­
pflicht aus dem Altertum 
noch nicht wieder selbstver­
ständlich. Während im 
oströmischen Konstantino­
pel eine Feuerschutztruppe 
ihren Dienst versah , sah 
das Wiener Stadtrecht aus 
dem Jahre 1221 nur Geld­
strafen für die Besitzer von 
Häusern vor, in denen Feuer 
ausbrach. Von einer aktiven 
Brandbekämpfung war 
keine Rede . In Landans 
Polizeiverordnung aus dem 
Jahre 1189 war vorge­
schrieben, daß jeder Besit­
zer großer Häuser ein bis 
zwei Leitern bereithalten 
mußte. Im Sommer mußte 
vor der Haustür ein volles 
Wasserfaß stehen, und zehn 

Bürger eines Jeden Bezirkes 
sollten für einen g'roßen 
eisernen Einreißhaken mit 
Zug ketten und starken 
Stricken sorgen. 

Neue Organisation 

Als Marco Polo aus dem 
fernen Osten berichtete, 
daß dort die Torwachen 
auf den Stadtbefestigungs­
anlagen auch die Aufgabe 
der Feuerlöschmannschaf­
ten und Hilfsgruppen bei 
Katastrophen zu überneh­
men hatten , wurden in 
deutschen Städten Lösch­
ordnungen verfaßt, die -
wie etwa in Eßlingen -
Wein schenke, Wein händler 
und Eichmeisler verpflichte­
ten , mit allen Eimern und 
Gölten herbeizukommen, 
um beim Feuerlöschen zu 
helfen. Schöplräder erleich­
terten die Wasserzufuhr 
in Städten wie Breslau , 
Bremen, Augsburg und 
Ulm, die im 14. und 15. 
Jahrhundert in Deutschland 
diese Entwicklung voran­
trieben . 

Große Sturmfluten 

Bereits im elften Jahrhun­
dert waren an der deut­
schen Nordseeküste Deiche 
entstanden, die heute noch 
in ihrem Verlauf Gültigkeit 
haben. Die Deichbefesti­
gungen sind größtenteils 
noch früheren Ursprungs. 
Aber diese Schutzmaßnah­
men konnten den Naturge­
walten an der See nicht 
immer standhalten. Genau 
auf den 17. Februar 1164 
läßt sich die große Sturmflut 
datieren, die nicht nur un­
zähligen Menschen das 
Leben kostete, sondern 
durch die riesigen Ober­
schwemmungen den heuti­
gen Jadebusen schuf. Als 
" Weihnachtsflut" wird in 
der zeitgenössischen litera­
tur die Flut beim Christfest 
1277 erwähnt, als 50 Dörfer 
in den Wassermassen ver­
schwanden. Die Zahl der 
Opfer kann nicht ermittelt 
werden, sie müßten aber 
trotz der geringen Bevölke-
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rungsdichte an der Küste 
in die Tausende gehen. 
Am 16. Januar 1362 meldete 
die nordfriesische Küsten­
wehr " Land unter". Bei 
der Sturmflut, deren Opfer 
wiederum ungezählt blie­
ben, en tstanden die Hallig­
inseln . Die Deichbefesti­
gungen, oft nicht sachge­
recht instand gehalten , 
konnten die Wassermassen 
nicht aufhalten . Diese Jahr­
hundertflut schuf den 001-
lart. Riesige Landverluste 
erinnern noch heute an 
diese Katastrophen . Rund 
100000 Menschen sollen 
dann am 2. November 1570 
in den Wassermassen u rn­
gekommen sein, als von Hol­
land bis zum dänischen 
Jütland die Deiche zerstört 
wurden . 

"Zivile Verteidigung" 
früher 

Häufige Kriege und der 
Schutz gegen die mittelal ­
terlichen Waffensysteme 
bestimmten die technischen 
und organisatorischen Mit­
tel zur "Zivilen Verteidi­
gung" im ausgehenden 
Mittelalter. Bereits im Alten 
Testament wird die Le­
bensmittelbevorratung und 
Bewirtschaftung angespro­
chen, als der ägyptische 
Pharao seinen biblischen 
Traum von den sieben fet­
ten und sieben dürren Kü­
hen und Ähren interpretie­
ren ließ und für die Dürre­
zeit von sieben Jahren Vor­
sorge traf. Die Belagerten 
auf der Felsenfestung Ma­
sada, die sich 73 nach Chri­
stus das Leben nahmen, 
hatten die Vorratskammern 
gut gefüllt . Archäologen 
fanden Datteln , Granatäpfel , 
Olivenkerne und Walnüsse, 
Getreidekörner und Salz­
brocken in den Vorrats­
kammern der Felsenfestung . 
Selbst ausreichend Brenn­
holz war noch vorhanden . 

Ein unterirdisches Zister­
nen- und Wassersamm­
lungssystem sicherte die 
Trin kwasserversorgu ng . 

Diese Vorbilder haben ihre 
Parallelen : So, als im Jahr 
1475 Kaiser Friedrich 111. 
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-
Oberschwemmung bei Bremen im Januar 1841 , lithographie von J. E. Fellner (1802-1 869) 
(Fokke-Museum Bremen). 

schließlich den Belage­
rungsring vor der rheini­
schen Stadt Neuß auf­
sprengte, die elf Monate 
lang dem 20000 Mann zäh­
lenden Heer von Herzog 
Karl dem Kühnen von Bur­
gund, dem größten Feld­
herrn seiner Zeit, getrotzt 
hatte . Solch eine lange und 
erfolglose Belagerungszeit 
war ungewöhnlich. Besten­
falls wenige Wochen konn­
ten sich zu jener Zeit befe­
stigte Städte gegen Angrei­
fer behaupten. Wenn sie 
den Angriffen standhielten , 
waren sie doch nach eini­
gen Monaten ausgehungert. 

Stadtschreiber 
berichtete 

Von den Vorsorgemaßnah­
men in Neuß schrieb Stadt­
schreiber Christian Wier­
straet. Bevor sich der Bela­
gerungsring schloß, hatte 
die Stadt bereits haltbare 
Lebensmittel eingelagert. 
Pökelfleisch , Erbsen, Honig, 
Speiseöl und Wein gehörten 
dazu . Wierstraet schrieb: 
" Vor allen Toren dicke 
Bollwerke mit guten Grä­
ben, diese sehr tief und 

gut abgestützt , die muß 
man haben . Arzneikräuter 
für die Verwundeten, um 
diese damit zu pflegen. 
Ärzte mit aller Gerätschaft 
der Heilkunst ausgerüstet , 
gute Zimmermeister, die 
sich zu ihrer Arbeit Mühe 
gaben, Schaufeln zum Gra­
ben und viele Fässer mit 
Wein , gutem Proviant, vor 
allem gesalzenes Fleisch 
und Speck, Butter und 
Käse; auch Erbsen sind 
von großem Nutzen, Honig 
und Öl gegen allen Mangel 
zu haben, viel Kornfrucht, 
Trockenfisch und Salz vor­
rätig anzulegen , womit man 
alle die wackeren und ge­
treuen Gesellen auf Boll­
werk und Wällen beim 
Kampfesmut halten kann : 
Würde es auch nur an ei­
nem dieser Punkte fehlen , 
so befände sich die bela­
gerte Stadt in großem Nach­
teil. " 

Der Stadtchronist berichtete 
aber auch über die Folgen 
der sich nach einem halben 
Jahr verschlechternden 
Versorgungslage, über die 
zur Unterstützung der 
Streitkräfte durchgeführten 
Requisitionen in der Bevöl­
kerung , über die Milchratio­
nierung, über die allgemei-

ne Lebensmittelbewirt­
schaftung und die Herstel­
lung von Ersatzlebensmit­
teln. Wierstraet formulierte 
(hochdeutsche Übertra­
gung) : " Über eine lange 
Zeit hin ging man da regel­
mäßig mit aller Gründlich­
keit in eines jeden Haus 
und führte dort eine allge­
meinen Beschlagnahme 
des Viehes der Bürger, ihres 
Speckes und Fleisches 
durch, das dann jedesmal 
an die Küche der Söldner 
abgeliefert wurde. Das 
wurde soweit getrieben , 
daß am Ende nichts am 
Leben blieb außer drei Kü­
hen, deren Milch für die 
kleinen Kinder und außer­
dem für alle Kranken be­
stimmt war." 

" SichersteIlungsmaß­
nahmen" in Neuß 

Auch die Rationierung 
wurde vom Stadtschreiber 
beschrieben : " Der Christtag 
brachte durch ordnungsge­
mäße Zuteilungen aus den 
gemeinsamen Lebensmittel­
vorräten den wackeren Ge­
fährten auf den Wällen 
durch Gottes Hilfe große 



Freude: Denn man gab da 
auf allgemeines Verlangen 
noch einmal Fleisch von 
frisch geschlachteten 
Schweinen, Kühen und 
Ochsen aus; man sah , wie 
es sich jeder auf seinen 
Posten mitnahm. Fortan 
mußten die guten Kampfge­
fährten ihren Magen mit 
Honig und Erbsensuppe 
stopfen. Das war tatsäch­
lich, wie ich euch sage, 
die allgemeine Zuteilung 
von nun an bis zu Ostern ." 

Weiter erinnerte Wierstraet: 
"Ferner war es dahin ge­
kommen, daß es in der 
Stadt weder Hafer- noch 
Gerstenmalz zu kaufen gab, 
da trank man eben Bier, 
das von Roggen gebraut 
worden war - alt war es 
ohnehin nicht! " Parallelen 
zu den heutigen Vorstellun­
gen zum Schutzraumbau, 
zur Arzneimittelbevorratung, 
zur Wirtschaftsicherstellung 
und zur Sichersteilung der 
Ernährung zeigt der Erfah­
rungsbericht des Protokol­
lanten nach der überstan­
denen Belagerung. Die Vor­
bereitung von Schutzbau­
werken, Anlegung von Arz­
neimittelvorräten und die 
Bereitstellung von medizini­
schem Gerät gehörten dazu 
wie die I~standsetzung , 
die Anlegung von Lebens­
mittelvorräten , die Sicher­
steIlung der Lebensmittel­
hersteIlung durch die Be­
reithaltung von Roßmühlen, 
damit im Falle eines Ausfalls 
der Wasser- und Windmüh­
len diese Lücke durch Pfer­
demühlen geschlossen wer­
den konnte, und auch die 
Bereitstellung von Brenn­
stoffreserven und Energie­
vorräten. So zieht Wierstraet 
sein Fazit im Jahre 1475: 

"Gute Geräte, mit denen 
man Pu,lver machen kann, 
viele von Pferden getriebene 
Mühlen in der Stadt, die 
eignen sich gut, viel Brenn­
holz zum Backen und zum 
Malzbrauen, viel Steinkoh­
len und Eisen wären von 
Nutzen. Viel wollenes Ge­
wand muß man außerdem 
haben, und Leder, aus dem 
man Schuhe machen kann, 
wenn es not tut." 

Brand des Poppelsdorfer Schlosses in Bonn am 15. Ja nuar 1777 (R heinisches Bildarchiv Köln). 

Schutz in der Stadt 

Burgen, Stadtmauern und 
Wehrkirchen waren Schutz­
einrichtungen für die dama­
ligen Bürger der ländlichen 
Region und als Schutzbauten 
für den Konfliktfall vorgese­
hen. Doch in der mittelalter­
lichen Stadt lauerten auch 
Gefahren. Feuer vernichtete 
immer wieder ganze Viertel 
oder gar das gesamte Areal. 
Die Feuersbrünste wuchsen 
oft zu Katastrophen 
aus, man war zur Abwehr 
nicht gerüstet. Die Feuerbe­
kämpfung war nicht organi­
siert, nicht entsprechend 
ausgerüstet. Es fehlte an 
Löschpersonal, das vielfach 
noch zu spät alarmiert wur­
de. Holz als wesentlicher 
Baustoff war der Grund , 
warum ein Stadtbürger zu­
mindest einmal im Leben 
damit rechnen mußte, daß 
seine Stadt in Schutt und 
Asche versank. Berlin soll 
1348, 1380, 1659, 1680, 
1720, 1730 und 1809 durch 
Brände zerstört worden 
sein . Hamburg wurde in 
den Jahren 1072, 1287, 
1606, 1615, 1672, 1673, 
1676, 1684, 1814 und 1842 

durch die Flammen verwü­
stet, in München war dies 
in den Jahren 1227, 1288, 
1327, 1418, 1429, 1434, 
1460, 1505, 1674, 1729 und 
1750 der Fall. 

Ein Zeitgenosse berichtete 
vom großen Feuer am 
14. Mai 1405 in Bern : " Und 
wart daz für so mechtig , 
daz es niemand kond erwe­
ren! " 600 Häuser wurden 
zerstört, und über 100 Men­
schen kamen in den Flam­
men um. 

Ein Bild der Hilflosigkeit 
und der Verzweiflung bieten 
zumeist die zeitgenössi­
schen Darstellungen. Das 
Volk gaffte und beobachtete 
schaulustig , wie die Betrof­
fenen, so gut es ging, ihre 
Sachwerte in Sicherheit 
brachten. Sogar Vorschrif­
ten wurden über die Ret­
tung des Sachgutes formu­
liert. So ermahnte der Rat 
der schweizerischen Lan­
deshauptstadt Bern , " sich 
zuerst mit Austragen der 
kostbarsten, leicht tragba­
ren Effekte wie Schriften , 
Silbergeschirr, Leinwand 
und dergleichen abzuge­
ben". Später wurden sogar 

Berg u ngsman nscha fte n 
für diesen Zweck aufge­
stellt. Erst um 1676 entstand 
in Deutschland das Feuer­
versicherungswesen mit 
der Gründung der " General­
feuercassa". In der Mitte 
des 18. Jahrhunderts folgten 
zahlreiche weitere Grün­
dungen. Dervorbeugende 
Brandschutz ging im aus­
laufenden Mittelalter sogar 
soweit, daß Handwerksbe­
triebe, die mit Feuer han­
tierten, sich außerhalb der 
Stadtzentren in den Vor­
städten niederlassen muß­
ten. Ende des 15. Jahrhun­
derts war den Maurern und 
Zimmerleuten , aber auch 
den Kaminfegern das Amt 
des Feuerschauers übertra­
gen. Bereits um 1360 gin­
gen entsprechend beauf­
tragte Fachleute von Haus 
zu Haus, um sich vor dem 
Weihnachtsabend " zur Ver­
hütung der gar zu leicht 
sich ereignenden Feuers­
brünste" vom sachgerech­
ten Zustand der Kochstellen 
zu überzeugen. 

Fortsetzung folgt 
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Wilfried Hampel, Ing. (grad.) für Wasserwirtschaft und Tiefbau. Amtsrat im Bundesministerium des Innern 

Neufassung der Regelentwürfe für Trinkwasser-Notbrunnen 

Ein interessanter Sonderfall: 
BERLINER STRASSEN BRUNNEN 
Lebensnotwendiges Trinkwasser kann auch mit Muskelkraft gefördert werd en 

Mit Rundschreiben Nr. 40 
vom 23. April 1976 an die 
für die Wasserwirtschaft 
und das Wasserrecht zu­
ständigen obersten Landes­
behörden wurde vom Bun­
desministerium des Innern, 
Abt. ZV - Zivile Verteidi­
gung, die 3. Auflage der 
"Regelentwürfe für Trink­
wasser-Notbrunnen " be­
kanntgegeben und gleich­
zeitig darum gebeten , diese 
ab sofort allen Aufträgen 
zur Durchführung von Vor­
sorgernaßnahmen (Trink­
wasser-Notbrunnen) zu­
grunde zu legen. 

Die Neufassung (3. Auflage) 
der Regelentwürfe erfolgte 
durch das Ingenieurbüro 
Aßfalg und Gaspard, Ra­
vensburg , unler Beteiligung 
von Sachverständigen der 
Bundesländer. der Fachver­
bande, der Berufsgenossen­
schaft, der Gas- und Was­
serwerke Düsseldorf sowie 
des Technischen Überwa­
chungs-Vereins Essen, Die 
Jelzl vorliegende Fassung 
gestatte I - im Gegensatz 
zu den bis dahin gülligen 
Auflagen -, die Trinkwas­
ser-Notbrunnen weitgehend 
den örtlichen Verhältnissen 
anzupassen und zu gestal­
ten . 

Die Neufassung wurde not­
wendig durch das Inkrafttre­
tan der Zweiten Wasser­
sicherstellungsverord nu n9 
(2 . WasSV) vom 11 . Sep­
lember 1973, aber auch 
aufgrund neuer Erkennt­
nisse und Erfahrungen seit 
Erstellung der ersten Nol­
brunnen nach dem WasSG 
im Jahre 1968. Nicht zuletzt 
seien dazu genannt: Fort­
schritte im Brunnenbau 
sowie die Einführung neuer 
Bestimmungen auf dem 
Gebiet der Unfallverhütung 
und die Vorschriften des 
Vereins Deutscher Elektro-
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ingenieure (VDE-Vorschrif­
len). 

Die derzeit gültige Richtlinie 
zum Bau von Trinkwasser­
Notbrunnen wurde den 
für die Durchführung des 
Wassersicherstell u ngsg eset­
zes zuständigen Stellen 
zugeleitet als 

Arbeitsblatt 1: " Regelent­
würfe für Trinkwasser­
Notbrunnen" mit Teil 1-
Baulicher Teil - und 
Teil 11 - Eleklrischer TeW. 

Es umfaßt einen erläutern­
den Teil mit Begriffsbe­
stimmungen sowie Pla­
nungs- und Ausführungs­
grundsätzen für die Brun­
nenschächte, Korrosions­
schutz der Metallteile und 
Lastannahmen nach den 
Bestimmungen des § 5 (Fe­
stlgkeitsnachweis) der Zwei­
ten Wassersicherstellungs­
verordnung. 

Der anschließende Teil I 
erstreckt sich auf die bauli­
che und konstruklive Ge­
slaltung der Notbrunnen 
und bestehl aus Muslerlei­
stungsverzelchnissen für 
die Herstellung, die liefe­
rung und Ausrüstung von 
Brunnen und Schachtbau­
werken einschließlich Instal­
lationen, Förder- und Vertei­
leranlagen . Aus 7 Regel­
zeichnungen ergeben sich 
alle wesentlichen Einzelhei­
ten für die konstruktive 
Gestaltung der Trinkwas­
ser-Notbrunnen . 

Hierzu sei angemerkt . daß 
nach Abschn. 4.3 des Mu­
sterle istu ngsverzeic h n isses 
der Bau von Brunnen­
schächten aus den ver­
schiedensten Materialien 

'Abgedruckt In Aoeber, H - Such, 
W "Wassersicherstel lungsgesetz" 
Bd 2. Leitfaden fu r den Praktiker 
Verlag lur VerwaUungspraxls Franz 
Reh m. Munchen 

und mit unterschiedlich 
großen Durchmessern (ma­
ximal bis zu 1,60 m Innen­
durchmesser und 1,85 m 
Lichthöhe) möglich ist. Ab­
zustimmen auf die jeweili­
gen örtlichen Gegebenhei­
ten sind aufgenommen 
Stahlbeton. Stahl , Spannbe­
ton, Asbestzement und 

KunststOff. wobei für den 
größten Teil der in Frage 
kommenden Materialien 
statische Berechnungen 
aufgeslellt wurden . Der 
Festigkeitsnachweis bei 
Verwendung der einzelnen 
Materialarten gemäß den 
Forderungen der 2. WasSV 
ist jedoch unverzich tbarer 
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Brunnen für den Einbau einer Unterwasserpumpe, Schachtwand 
aus Stahlbeton (als Beispiel) - (Arbeitsblatt 1: Regelentwürfe 
für Trlnkwa sser-Notbrunnen). 



Bestandteil der neugefaßten 
Richtlinien . 
Der elektrische Teil , Teil 11, 
besteht aus dem Muster­
leistungsverzeichnis tür 
die elektro- und steuerungs­
technische Ausrüstung der 
Notbrunnen und enthält 
Zeichnungen über die 
grundsätzliche Gestaltung 
von Schalt- und Zähler­
schränken bei Aufstellung 
über Geländeoberkante 
und innerhalb des Brunnen­
schachtes. Der elektrische 
Teil der Anlage eines Not­
brunnens ist stets im Ein­
vernehmen mit den örtlich 
zuständigen Energieversor­
gungsunternehmen zu er­
stellen. 
In Ziff. 2.3 der Neufassung 
der Regelentwürfe ist als 
Ergänzung zu den bisher 
bei Trinkwasser-Notbrunnen 
verwendeten unterwasser­
bzw. überflur aufgestellten 
Motorpumpen der Einbau 
von Handpumpen als alter­
native Fördereinrichtung 
vorgesehen . Im Musterlei­
stungsverzeichnis sind 
hierzu nähere Ausschrei­
bungsbestimmungen - so­
wohl für Handschwengel­
pumpen (Saugpumpen und 
Druckpumpen) als auch 
für transportable Handpum­
pen - aufgenommen wor­
den. Dabei wird als Pla­
nungsgrundsatz eine mögli­
che Wasserentnahme von 
3 m' / h bei einem Flurab­
stand des abgesenkten 
Grundwassers bis zu 7 m 
bei Saugpumpen (einge­
baute oder transportable) 
angesetzt. Druckpumpen 
haben als eingebaute Hand­
pumpen mit einer Wasser­
förderung von 3 m3 / h und 
einem Flurabstand des 
Grundwassers größer als 
7 m in den Regelentwürfen 
Berücksichtigung gefunden. 
Als Sonderfall einer Förder­
einrichtung bei Trinkwas­
ser-Notbrunnen sind die 
"Berliner Straßenbrunnen" 
anzusehen . Hierzu wurde 
vom BMI mit Rundschreiben 
Nr. 46 vom 3. Februar 1978 
den für die Wasserwirtschaft 
und das Wasserrecht zu ~ 

ständigen obersten Landes­
behörden ein entsprechen­
des Arbeitsblatt , das Ar­
beitsblatt 5: Sonderfall 

"Berliner Straßen brunnen" 
(Handpumpen) als Ergän­
zung des Arbeitsblattes 1 
(3 . Auflage) für den Bau 
der Bohrbrunnen und die 
Lieferung und Montage 
der Brunnenausrüstung 
zugeleitet mit der Bitte, 
dieses bei zukünftigen Pla­
nungsüberlegungen für 
den Bau von Trinkwasser­
Notbrunnen zu berücksich­
tigen und - bei entspre­
chenden Voraussetzungen -
das in dem Zusammenhang 
erstellte Musterleistungsver­
zeichnis als Regelentwurf 
bei der Erstellung von 
Trinkwasser-Notbrunnen , 
ausgerüstet mit Handpum­
pen, als eine Möglichkeit 
mit langjähriger Erfahrung 
zu nutzen. 

B 
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Das Arbeitsblatt 5 vom De­
zember 1977, herausgege­
ben vom Bundesministerium 
des Innern, Abt. ZV - Zivile 
Verteidigung, Referat ZV 5, 
ist das Ergebnis einer vom 
BMI damit beauftragten 
Arbeitsgruppe beim Senator 
für Bau- und Wohnungswe­
sen Berlin unter Leitung 
vom Dipl.-Ing. Weltring , 
LId . Baudirektor im Bezirks­
amt Tempelhof von Berlin. 
Mitglieder der Arbeits­
gruppe waren außerdem 
Dipl.-Ing. Schirmer, Fach­
gruppen leiter für Brunnen­
und Wasserwerksbau in 
der Fachgemeinschaft Bau 
von Groß-Berlin e. V., Dipl.­
Ing. Gnadt, LId. Baudirektor 
im Bezirksamt Neukölln 
von Berlin , Dipl.-Ing . Vogt, 
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Brunnen für kleine Entnahmemengen. Handpumpe nach Arbeits­
blatt 1 (Regelentwürfe für Trlnkwasser-Notbrunnen). 

Baudirektor beim Senator 
für Bau- und Wohnungswe­
sen Berlin, und Dipl.-Ing. 
Peltz, Oberbau rat beim Se­
nator für Bau- und Woh­
nungswesen Berlin. 

Das Arbeitsblatt wurde in 
engem und ständigem Kon­
takt mit dem im BMI für 
die Durchführung des 
WasSG zuständigen Fachre­
ferat (ZV 5) erstellt und 
darf als Merkblatt für die 
Schaffung einer sehr 
zweckbezogenen und sach­
gemäßen Möglichkeit der 
Versorgung der Zivilbevöl­
kerung mit lebensnotwendi­
gem Trinkwasser, unabhän~ 
gig vom elektrischen Ver­
sorgungsnetz, angesehen 
werden . 

Das Arbeitsblatt " Sonderfall : 
Berliner Straßenbrunnen" 
beinhaltet Ausführungen 
allgemeiner Art und Richtli­
nien für Planung und Aus­
führung der handbetriebe­
nen Brunnen; es zeigt in 
Berlin gemachte Erfahrun­
gen mit den Straßenbrun­
nen auf und hat als wesent­
lichen Bestandteil ein Mu­
sterleistungsverzeichnis 
mit einer Planbeilage als 
Ausschreibungsunterlage 
zur Erstellung von Trink­
wasser-Notbrunnen, ausge­
rüstet mit Handpumpen, 
in Anlehnung an die Berli­
ner Lösung zur Schaffung 
einer netzunabhängigen 
Trinkwasser-Notversorgung. 

Bei den Berl iner Straßen­
brunnen - einst Pferdeträn­
ken und zugleich Lösch­
wasserzapfstellen - handelt 
es sich um Brunnen mit 
eingebauter Handpumpe. 
1945 versorgten diese 
Brunnen die in Trümmern 
lebende Bevölkerung Ber­
lins - von 4,3 Mio. Einwoh­
nern im Jahre 1939 zu die­
ser Zeit noch 2,8 Mio. -
mit Wasser guter Qualität. 

Die Brunnen sind einfach 
im Aufbau und leicht zu 
warten . Sie sind immer be­
triebsbereit und dabei nur 
von menschlicher Muskel­
kraft als Energiequelle ab­
hängig. Kernstück eines 
Brunnens ist der im Saug­
bzw. Standrohr eingebaute 
Messingzylinder mit Kolben, 
Kolbenventil und dem Ventil 
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Kernstück eines Berliner 
Straßenbrunnens. 

als unterem Verschluß des 
Zylinders Das Wasser wird 
Jeweils um ca. 25 cm höher 
angesaugt und um die glei­
che Höhe zuzüglich Zu­
schlag für Wasserverdrän­
gung des Kolbens und des 
Gestänges gehoben. So 
kann auch aus großer Tiefe 
Wasser mittels Handpumpen 
gefördert werden . 

Das Saug- bzw. Standrohr 
ist nicht mit dem Filter ein­
schließlich Filteraufsatz­
stück verbunden. Aus der 
wasserführenden Schicht 
gelangt das Wasser über 
Kiesfilter, Filter einschließ­
lich Aufsatzstück in das 
Mantelrohr des Brunnens. 
Das Mantelrohr ist das im 
Erdreich belassene Bohr­
rohr. In ihm stellt sich der 
Wasserspiegel in Ruhe ein. 
Dieser muß nicht unbedingt 
identisch sein mit dem Was­
serspiegel außerhalb des 
Mantelrohrs. Saugrohr mit 
Messingzylinder und An-
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saugstutzen werden etwa 
4 bis 5 m eingetaucht. Es 
wird somit das im Mantel­
rohr stehende, über Filter 
stets nachfließende Wasser 
angesaugt und gehoben. 
Da der Messingzylinder 
mit Kolben und Ventilen 
anfälliger ist als der Filter, 
hat man die Möglichkeit, 
das Saug- bzw. Standrohr 
mit Messingzylinder ein­
schließlich des Kolbens 
und der Ventile auszuwech­
seln, unabhängig von der 
Brunnenbohrung und dem 
Filter. 

Den hydrogeolog ischen 
Verhältnissen entsprechend 
und unter Berücksichtigung 
der Wasserqualität werden 
die Berliner Straßen brunnen 
seit Jahrzehnten nach ein­
heitlichen Grundsätzen 
ausgeführt. Eine Anschluß­
möglichkeit für transporta­
ble Pumpen (z. B. der Feu­
erwehr) besteht nicht. Das 
Wasser eines jeden Brun-

nens wird in Berlin minde­
stens alle drei Jahre che­
misch und bakteriologisch 
untersucht. 
Die maximale Förderhöhe 
eines Berliner Straßenbrun­
nens wird bestimmt durch 
die Summe aller Kräfte bzw. 
durch Gewichte oder Lasten 
aus Ansaugen , Reiben zwi­
schen Kolben und Zylinder, 
Gewicht des Kolbengestän­
ges und Last der anzuhe­
benden Wassersäule. Dabei 
errechnet sich die Kraft 
am Lastarm des Pumpen­
schwengels zu 1 P (Kp) = 
6,30 H + 201 , wobei H (m) 
= Abstand Geländeober­
kante zum Grundwasser­
spiegel in Ruhe bedeutet. 
Die Kraft am Kraftarm des 
Pumpenschwengels er­
rechnet sich zu IK (Kp) = 
0,54 H + 1,711. 
Daraus lassen sich für un­
terschiedlich angenommene 
Grundwasserspiegeltiefen 
(H) folgende Kräfte am 

Lastarm (P) sowie Kräfte 
am Kraftarm (K) des Pum­
penschwengels ermitteln : 

H (m) P (Kp) K (Kp) 

10 83 7,1 
20 146 12,5 
30 209 17,9 
50 335 28,7 
70 461 39,5 
90 587 50,4 

110 713 61 ,1 

(Für die beiden Formeln, 
zur Berechnung der Kräfte 
am Lastarm und am Kraft­
arm des Pumpenschwen­
gels, auf die sich die Ermitt­
lung stützt, liegen entspre­
chende Ableitungen von 
Dipl.-Ing. Weltring vor.) 

Aus der tabellarischen 
Übersicht ist zu entnehmen, 
daß beispielsweise für einen 
GW-Stand von 30 m Tiefe 
ein Kraftaufwand von rd . 
18 kg am Pumpenschwengel 
zur Förderung des Wassers 
notwendig ist. Die Annahme 
beZüglich der Tiefenlage 
des Grundwassers ent­
spricht in etwa Berliner 
Verhältnissen, wobei in 
den dortigen Straßenbrun­
nen eine einwandfrei funk­
tionierende Lösung zur 
Wasserforderung gefunden 
wurde. 

Die aufzuwendende Kraft 
kann durch die Ausbildung 
des Pumpenschwengels 
und durch den Griffbe­
schwerer am Schwengel 
beeinflußt werden . Kritische 
Punkte sind das Kolbenge­
stänge und der Lagerbolzen 
des Pumpenschwengels. 
Dieser muß so ausgebildet 
sein, daß er bei einem H = 
10 m eine Kraft von rd . 90 
Kp , bei H = 50 m von rd. 
365 Kp und bei H = 110 m 
eine solche von rd . 775 
Kp aufzunehmen in der 
Lage ist. 

Die maximale Tiefenlage, 
aus der mittels Berliner 
Straßen brunnen Wa'sser 
gehoben werden kann, 
hängt somit weitgehend 
von der Möglichkeit der 
wirtschaftlichen Konstruk­
tion des Kolbengestänges 
und des Lagerbalzens am 
Pumpenschwengel ab. 

Die im Arbeitsblatt " Sonder­
fall : Berliner Straßenbrun-



nen" aufgeführten Pla- tungen muß mindestens Straßenverkehrsbehörde Pumpversuchen und mit 
nungsgrundsätze zum Bau 1,50 m betragen . Weiterhin zu beantragen. der Entnahme von Wasser-
der Brunnen stützen sich isl ein Schrammbord von Beim Pumpversuch mit proben. 
weitgehend auf die alige- mindestens 0,50 m einzuhal- Motorpumpe ist darauf zu Brunnenständer mit Pump-meinen Planungsgrundsätze ten . Als geeignet zum Bau achten , daß der Volumen- werk, Saug- und Steigrohr, des Arbeitsblattes 1 (Regel- der Straßenbrunnen sind strom das Fassungsvermö-
entwürfe für Trinkwasser- auch Plätze und Grünanla- Flanschverbindungen , Kol-

Notbrunnen). Maßgebend gen , sofern die Möglichkeit 
gen des Brunnens nicht bengestänge und Frost-

für die Bemessung sind des Wasserabflusses gage-
übersteigt (Versanden des hahneinrichtung, Sockel-
Brunnens) . Die Straßenbefe- stahlrohr einschließlich die allgemeinen Gesichts- ben ist. Ungeeignet sind stigung ist nach Fertigstel- Ständerpumpe als hydrauli-punkte aus dem Brunnen- Standorte, bei denen eine 

bau ; für die Berechnung Beeinträchtigung der Was-
lung des Brunnens ord- sehe Einrichtungen sind 
nungsgemäß und verkehrs- unter Abschnitt 5 des Mu-gelten die üblichen Brun- serqualität zu befürchten sicher wiederherzustellen. sterleistungsverzeichnisses nenformeln. Zu berücksich- ist. Vor Niederbringen der Es ist darauf zu achten , 

tigen sind u. a. Analysen Bohrung im Bereich der daß das abfließende Wasser 
aufgeführt. 

des Bodens und des öffentlichen Straßen sind des Brunnens gefahrlos Vor der zusammenfassen-
Grundwassers sowie die grundsätzlich alle Leitungs- abgeleitet und Glatteisbil- den Kostenzusammenstel-
Bodendurchlässigkeit des unternehmen und die Deut- dung vermieden wird. Oie lung für alle ausgewiesenen 
Grundwasserleiters sowie sehe Bundespost zu unter- Arbeiten sind jeweils von Positionen wurden im Ab-
die Schwankungen des richten. Fachfirmen auszuführen . schnitt 6 Arbeiten auf 
Grundwasserstandes ein-

Oie Lebensdauer eines Ber-
Nachweis (Stunden lohn ar-

schließlich der Grundwas- Unter lifl. 3 befaßt sich liner Straßenbrunnens be-
beiten) berücksichtigt. 

serströmung. Unter lugrun- das Arbeitsblatt 5 mit Aus- trägt im Schnitt 20 bis 25 Das Musterleistungsver-
delegung der Berliner hy- füh ru ngsg ru nd sä tzen . Jahre. Anfälligkeit und War- zeichnis wird wesentlich 
drogeologischen Verhält- Hierzu wird ausgeführt: tung sind sehr gering . An- verdeutlicht durch eine 
nisse und der Abmessungen Bei Trockenbohrungen im fällig ist nur der Frosthahn, dem Arbeitsblatt beigefügte 
des Berliner Straßenbrun- Bereich der öffentlichen der bei zu großer Kraftan- Planbeilage mit einer aus-
nens sind lu fluß und Fas- Straßen ist darauf zu ach- wendung überdreht werden führlichen Stückliste. 
sungsvermögen größer als ten , daß zwischen Mantel-
die mit der Handpumpe rohr und anstehendem Bo-

kann . Bei geöffnetem Frost- Das Arbeitsblatt 5 "Sonder-

zu erreichende Fördermen- den keine Hohlräume ent-
hahn (Winterbetrieb) sinkt fall Berliner Straßenbrunnen 

ge. Versuche unter Bedin- stehen. Bei Spülbohrungen 
die Fördermenge um ca. (Hand pumpen)" wurde -

gungen, mit denen im Not- bzw. beim Lufthebebohrver-
10 bis 20 %. Der Berliner wie zuvor bereits erwähnt-

fall zu rechnen ist, ergaben fahren muß im Bereich der 
Straßen brunnen hat sich mit Rundschreiben vom 

mittlere Fördermengen von Straßen vereinzelt mit Ver-
unter härtesten Bedingun- 3. Februar 1978 den Bun-

1,5 m'/h . Das bedeutet, sackungen gerechnet wer-
gen bewährt. desländern bekanntgege-

daß bei einer zugrunde den, denen mit einer Ver- Das Musterleistungsver-
ben . Das Schreiben des 

gelegten Berechnungs- längerung des Stand rohrs zeichnis als Ausschrei- BMI führt - auszugsweise-

menge von 15 I/ETg und entgegenzuwirken ist. Au- bungsunterlage zum Bau aus: 

einer 15stündigen Betriebs- ßerdem ist besondere Sorg- der Berliner Straßen brunnen Mit Datum vom Dezember 
zeit pro Tag jeweils 1500 falt hinsichtlich ausreichend gliedert sich im Anschluß 1977 hat eine "Arbeits-
Einwohner von einem Stra- verdichteter Verfüllung aller an die Vorbemerkungen gruppe beim Senator für 
ßenbrunnen aus mit lebens- Hohlräume zwischen Man- in die Abschnitte Ausfüh- Bau- und Wohnungswesen 
notwendigem Trinkwasser tel rohr (NW 150) bzw. Filter rung der Straßenbrunnen Berlin " im Auftrag des BMI 
zu versorgen sind. Oie ma- und Aufsatzrohr (NW 80) mit Positionen über BausteI- ein Arbeitsblatt "Berliner 
ximal mögliche Förder- und Wandung der Spülboh- leneinrichtung sowie An- Straßenbrunnen" erarbeitet 
menge (Brunnen leistung, rung erforderlich, damit und Abtransport, Auf- und mit dem liel, die in Berlin 
im Handpumpbetrieb) kann Setzungsschäden an der Abbau der erforderlichen praktizierte Lösung , das 
dabei jedoch höher ange- angrenzenden Bebauung Geräte und Maschinen , Wasser mittels Handpumpen 
nommen werden. Der und der im Straßenbereich in Bohrarbeiten mit Anga- aus dem Grundwasserbe-
Grundwasserspiegel im vermieden werden . ben über Bohrtiefen bis reich zu entnehmen und 
Mantelrohr senkt sich bei zu 120 munterschiedlicher dies dann im Bedarfsfall 
1,5 m'/h Fördermenge über Setzungsschäden sind im Enddurchmesser und Bohr- für Zwecke der Trinkwas-
8 Stunden bis zu 1,5 m. allgemeinen erst nach Jah- verfahren ; es wurden auf- ser-Notversorgung der Be-
Als Einzugsbereich eines ren erkennbar. Oie Auswir- genommen mehrere Pos i- völkerung zur Verfügung 
Brunnens ist gemäß Ar- kungen können aber be- tionen für Brunnenmateria- zu stellen. 
beitsblatt 5 ein Fußweg trächtlieh sein . Besonders lien und Brunnenausbau Bei den Berliner Straßen-
von 500 mangesetzt. setzungsempfindlich sind mit Kunststoffilter (PVC) , brunnen handelt es sich 
Oie Berliner Brunnen stehen ältere Hausanschlußleitun- Aufsatz (NW 80 mm) und um Brunnen mit eingebau-
auf öffentlichen Straßen gen und gußeiserne Leitun- Mantelrohre (NW 150 mm) ter Handpumpe, bei denen 
an der Bordsteinkante im gen. Im Bereich der öffentli- aus Stahlrohr sowie Liefern die Muskelkraft des Men-
Bereich der Gehwege, so ehen Straßen sind für die und Einbau von Filterkies sehen alleinige Energie-
daß die niedergebrachte Baustellensicherung die einschließlich Abdichtungs- quelle ist. Kernstück eines 
Bohrung zwischen dem Vorschriften der StVO und arbeiten mit plastischem Brunnens ist das Pump-
Entwässerungskanal und deren Verwaltungsvorschrif- und Erstarrungston. werk, das sich - innerhalb 
der Rohrleitung für die ten einzuhalten. Oie Siche- Abschnitt 4 der Musteraus- und außerhalb des Saugbe-
Wasserversorgung liegt. rungsmaßnahmen sind schreibung befaßt sich mit reichs arbeitend - stets 
Der Abstand zu diesen Lei- rechtzeitig vorher bei der der Durchführung von im Grundwasser oberhalb 
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Planbeilage "Berliner Straßenbrunnen" (Ausschnitt). 

des Filters befindet. Da­
durch wird das Wasser so­
fort bei der Abwartsbewe­
gung des Schwengels ge­
hoben. Oie Brunnen sind 
immer betriebsbereit. Ei ne 
Anschlußmöglichkeit für 
transportable Pumpen, etwa 
für die der Feuerwehr, be­
steht jedoch nicht. Anderer­
seits ist es jedoch möglich , 
durch die " Berliner Stra­
ßenbrunnen " - mit Hand­
pumpbetrieb - Wasser auch 
aus großer Tiefe zu ent­
nehmen. 

Für Zwecke der Trinkwas­
ser-Notversorgung bieten 
Brunnen , mit Handpumpen 
betrieben, eine sehr zweck­
bezogene und sachgemäße 
Möglichkeit der Versorgung 
der Zivilbevölkerung mit 
lebensnotwendigem Trink­
wasser (§ 1, Abs. 1 Zifl. 1 
WasSG). Die "Berliner Lö­
sung" kann nicht generell 
für alle Versorgungsberei­
che des Bundesgebietes 
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zur Anwendung gebracht 
werden . Dort, wo jedoch 
entsprechende Vorausset­
zungen. insbesondere die 
dafür notwendigen hydro­
geologischen Verhältnisse 
vorliegen , empfiehlt sich 
eine so lche Lösung als ko­
stengünstig in Anschaffung 
und Wartung und - unab­
hängig vom elektrischen 
Versorgungsnetz - als kaum 
betriebsanfällig . 

Die richtungweisende Aus­
arbei tung der "Arbeits­
gruppe beim Senator für 
Bau- und Wohnungswesen 
Berlln " sollte bei zukünfti ­
gen Planungsüberlegungen 
berücksicht ig t und - bei 
entsprechenden Vorausset­
zungen - das Musterlei­
stungsverzeichnis als 
Regelentwurf bei der Erslel­
lung von Trinkwasser-Not­
brunnen , ausgerüstet mit 
Handpumpen, als eine Mög­
lichkeit mit langjähriger 
Erfahrung genutzt werden. 
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Abstandhalter Mantelrohr 

Filterkies 
Berliner Pumpe aus der " guten alten Zelt" . 

Berliner Pumpe aus den 60er Jahren. Berliner SIraßenbrunnen 1975. 
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Zwischen Nord- und Ost see 

Kaltenkirchen. Mehr als 2450 Besu­
cher sahen innerhalb von sieben 
Tagen die BVS-Tafelausstellung " Der 
Mensch im Mittelpunkt". die in den 
Geschäftsräumen eines Einrichtungs­
hauses gezeigt wurde. In seiner Er­
öffnungsansprache wies Bürgermei­
si er Fehrs auf die Bedeutung der 
Zivil- und Katastrophenschutzorgani­
sationen für die Bevölkerung hin . 

Bad Bramstedt. Das Kurzentrum 
des Badeortes war acht Tage lang 
Standort der BVS-Tafelausstellung 
.,Der Mensch im Mittelpunkt". Weit 
über 2000 Menschen informierten 
sich über Selbstschutzmaßnahmen 
im Katastrophenfall. 

Mehr Sicherheit in Betrieben 

Über den Wert des Aufbaus eines 
betrieblichen Katastrophenschutzes 
informierte die BVS-Dienststelle Kiel 
zahlreiche Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft im Bereich der Landes­
hauptstadt. 

Die Broschüre " Der betriebliche Ka­
tastrophenschutz ", die in Zusammen­
arbeit mit der Arbeitsgemeinschaft 
Zivilschutz der Spitzenverbände der 
gewerblichen Wirtschaft (ZAGW) vom 

BVS erarbeitet wurde , unterrichtet 
die Unternehmen darüber, wie Be­
triebsangehörgige im Brandschutz, 
im Sanitätsdienst und in der Bergung 
ausgebildet werden können. 

Die Unternehmensleitungen sollten 
die Maßnahmen des betrieblichen 
Katastrophenschutzes fördern und 
bei den Betriebsangehörigen die 
Bereitschaft zur Mitarbeit wecken. 
Eine solche Mitarbeit käme vor allem 
der Sicherheit der arbeitenden Men­
schen und der Erhaltung der Betriebe 
und Arbeitsplätze zugute. Der BVS 
unterstützt die Betriebe durch die 
kostenlose Ausbildung der für den 
betrieblichen Katastrophenschutz 
vorgesehenen Mitarbeiter. 

Arbeitstagung in Flensburg 

BVS-Dienststellenleiter, Fachbearbei­
ter und Leiter der fahrbaren Aufklä­
rungs- und Ausbildungseinrichlungen 
waren zu einer zweitägigen Arbeitsta­
gung mit den Themen Organisation , 
Ausbildung und Öffentlichkeitsarbeit 
eingeladen worden. BVS-Landesstel­
lenleiter Franz Beiter gab eine kurze 
Einführung. Danach erläuterte Fach­
gebietsleiter Bruno Böttcher die Aus­
bildungsrichtlinien für 1978. 

Über Geräteverwaltung referierte 
Kurt Tomfohrde: mit dem Berei~h 
der Öffentlichkeitsarbeit befaßte sich 

Fachgebietsleiter Dieter Hoberg. Er 
gab einen Überblick über den Einsatz 
der Zivilschutzausstellungen und 
erläuterte die Schwerpunkte der Öf­
fentlichkeitsarbeit im laufenden Jahr. 

Tafelausstellung kam gut an 

Mehr als 1350 Interessenten infor­
mierten sich im Rathaus der Stadt 
Elmshorn in der BVS-Tafelausstellung 
" Der Mensch im Mittelpunkt" über 
den Katastrophenschutz. Bei der 
Eröffnung der Ausstellung betonte 
Bürgermeister Kurt Semprich, daß 
dem Selbstschutz eine Bedeutung 
zukomme, die von der Stadt - beson­
ders nach den Hochwasserkatastro­
phen der Vergangenheit - voll aner­
kannt werde. Aktuelle Ereignisse 
- die Diskussion um die Neutronen­
waffe, den Absturz eines sowjetischen 
Satelliten über Kanada - nahm BVS­
Bereichsbeauftragter Helmut Koch­
Vollstedt zum Anlaß, die zunehmende 
Bedeutung des Katastrophenschu tzes 
auch in Friedenszeiten herauszu­
stellen . 

Der Leiter der Fahrbaren Zivilschutz­
ausstellung , Peter Clauser, erläuterte 
den Sinn der einzelnen Ausstellungs­
bereiche. An der Eröffnung nahmen 
auch Vertreter der anderen Hilfsorga­
nisationen, der Stadt und der Schulen 
teil. 

HOmBUrG (9 
KatS auf dem Stundenplan 

Für 849 Schüler und Schülerinnen 
aus 32 Klassen stand in Bergedorf 
Zivil- und Katastrophenschutz auf 
dem Stundenplan . Oie Fahrbare Zivil­
schutzausstellung des BVS war in 
die Berufsschule und das Luisen­
Gymnasium in Hamburgs östlichen 
Stadtteil gekommen. Der Leiter der 
Ausstellung , Peter Clauser, infor­
mierte die Schüler über die Notfall­
Maßnahmen des Staates für seine 
Bürger. 

Die Tafelausstellung und die Filme 
fanden bei den jungen Leuten reges 
Interesse. Einige von ihnenrhaben 
sich an die Bergedorfer BVS-Dienst­
stelle gewandt, um sich dort einge­
hender zu informieren. Sie ließen 
erkennen, daß sie möglicherweise 
im BVS mitarbeiten wollen. 
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Mit gespannter Aufm erk samkeit verfolgen die Jugendlichen die Ausfü hrungen des 
BVS-Mltarbeiters. 



Bremen 6) 
Ein gemeinsamer Aufruf 

Ein Pressegespräch im Hause des 
Senators für Inneres nahm Senats­
direktor Dr. Hans Jürgen Kahrs zum 
Anlaß, in Gegenwart vieler Persön­
lichkeiten des öffentlichen Lebens 
den neuen Aufruf zur Teilnahme an 
der Selbstschutzausbildung, den 
der Bremer Senator für Inneres, Fröh­
lich, und der Oberbürgermeister der 
Stadt Bremerhaven, Seige, erlassen 
haben, bekanntzugeben. 

Der gemeinsame Aufruf für Bremen 
und Bremerhaven hat nachstehenden 
Wortlaut: 

"Meine lieben Mitbürgerlnnen und 
Mitbürger! 

Das Bundesgesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968 regelt auch den Selbst­
schutz der Bevölkerung. Es bestimmt, 
daß Aufbau , Förderung und Leitung 
des Selbstschutzes der Gemeinde 
obliegen. Der Bundesverband für 
den Selbstschutz unterstützt sie 
dabei. 

Selbstschutzmaßnahmen versetzen 
die Bevölkerung in die Lage, dro­
hende oder eingetretene Schäden, 
Auswirkungen von Unfällen, Kata­
strophen und Waffeneinsatz - insbe­
sondere an Leben und Gesundheit­
nach Mögichkeit zu verhindern, zu 
mildern oder zu beseitigen, bis be­
hördliche Kräfte zu Hilfe kommen. 

Zum Selbstschutz gehören auch der 
Bau von Hausschutzräumen und eine 
Ausstattung mit Selbstschutzgeräten. 
Das Ziel ist es also, vorsorgend mit 
den vielfältigen Gefahren unserer 
Zeit besser fertig zu werden und er­
forderlichenfalls selbst sachgerecht 
zu helfen. 

Deshalb wird erneut dazu aufgerufen, 
an einer Selbstschutzausbildung 
teilzunehmen. Diese wird im Auftrage 
der Stadtgemeinden Bremen und 
Bremerhaven durchgeführt von dem 
Bundesverband für den Selbstschutz. 

Durch Ihre Teilnahme an einer 
Selbstschutzausbildung tragen Sie 
dazu bei, daß das Motto 

,Zivilschutz - Offiziersheim der Scharnhorst-Ka-
Damit Hilfe kein Zufall bleibt' serne durchgeführt wurde. 
seine richtige Bedeutung erhält, denn 
Selbstschutz ist ein wesentlicher 
Bestandteil des Zivilschutzes." 

Schüler opferten Freizeit 

Zwanzig Bremer Schüler, die Mitglie­
der und aktive Rettungsschwimmer 
des DLRG-Bezirks Bremen sind , 
nahmen an einem Zivilschutz· Semi· 
nar teil. Die Jungen und Mädchen 
wurden über Aufgaben und Maßnah­
men des Zivilschutzes, des Selbst­
schutzes und des Katastrophenschut· 
zes informiert. Film- und Dia-Vorfüh­
rungen ergänzten die Vorträge. 

Neben fachbezogenen Themen wur­
den auch die Ausführungen des Gast­
referenten , MdBB Egon Kauffmann 
(CDU), zum Thema "Zivilschutz -
eine Aufgabe der Jugend? " mit Inter­
esse aufgenommen. Oie Jugendlichen 
hatten für dieses Seminar sogar einen 
Ferientag geopfert. 

Grundausbildung 
in Selbsthilfe 

Bei mehreren BVS-Veranstaltungen 
in der Grundausbildung " Selbsthilfe 
in Notfällen" für Helfer des THW­
Landesverbandes Bremen bestätigte 
sich, daß auch THW-Helfer sich gern 
mit dem Stoff vertraut machen, wei­
cher der Bevölkerung allgemein im 
Selbstschutz-Grundlehrgang angebo­
ten wird . 

Zivilschutz-Information 

31 Offiziere und Unteroffiziere des 
Verteidigungsbezirkskommandos 20, 
Bremen, nahmen im Rahmen einer 
weiterführenden Ausbildung an einer 
BVS-Informationsveranstaltung über 
den Zivilschutz teil. Rechtsgrund la­
gen, Organisation, Aufgaben und 
Maßnahmen des Zivilschutzes in der 
Bundesrepublik Deutschland waren 
Thema der Veranstaltung , die im 

Für die praktische 
Brandschutzausbildung 

In Bremen-Neustadt wurde das neu­
erbaute Übungsgebäude für Brand­
schutzausbildung seiner Bestimmung 
übergeben und der Offentlichkeit 
vorgestellt. Die Bestimmungen des 
Bu ndesim mission ssch utzgesetzes 
verhinderten, daß in den vergangenen 
Jahren in Bremen noch praktische 
Brandschutzausbildung - speziell 
die Bekämpfung von Entstehungs­
bränden - durchgeführt werden 
konnte. 

Wie der Referent im Hause des Sena­
tors für Inneres, Heinz Kopf, in einem 
Pressegespräch mitteilte, war die 
Errichtung des neuen Gebäudes 
schon aus diesem Grunde dringend 
erforderlich. Bei der Bauausführung 
wurden die im Bundesimmissions· 
sChutzgesetz gemachten Auflagen 
erfüllt. ' 

Anläßlich der Besichtigung des 
Brandübungshauses durch den Sena­
tor für Inneres und Führungskräfte 
des Katastrophenschutzes fand in 
Anwesenheit von Fernsehen, HÖrfunk 
und Presse eine Löschübung mit 
Kleinlöschgeräten statt. Die Übenden 
waren Behördenselbstschutzkräfte 
des Ausgleichamtes Bremen. 

Nachruf 

Unerwartet verstarb am 31 . März im 
Alter von 46 Jahren der BVS-Helfer 

Johann Kammel 

Bereits seit 1962 war Johann Kammel 
im Zivilschutz tätig. Nach seiner Aus· 
bildung war er ehrenamtlicher Sach­
bearbeiter I/ li einer BLSV-Teilab­
schnittsstelle in Bremen-West. Am 
1. Januar 1968 wurde Kammel zum 
kommissarischen ehrenamtlichen 
BLSV-Beauftragten in einem ZS-Teil­
abschnitt berufen. Wir werden ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren. 

39 



nledersOOHsen <+> 
Ist Selbstschutz Egoismus? 

In einer Informationsveranstaltung 
sprach im Gemeindesaal der Evange­
lischen Freikirchlichen Gemeinde 
in Oldenburg BVS-Redner Rudolf 
Frühauf. Sein Thema: .. Häusliche 
Sicherheit im Selbstschutz". Das 
Wort .. Selbstschutz" , führte er aus, 
klinge scheinbar recht egoistisch, 
etwa wie .. schütze dich selbst". 

Doch die humanitäre Aufgabe des 
Selbstschutzes beschränke sich 
selbstverständlich nicht nur auf die 
eigene Person ; im Grunde genommen 
spiegele sie das christliche Gebot 
wider : "Wir wollen unserem Nächsten 
an seinem Leibe weder Schaden 
noch Leid tun , sondern ihm helfen 
und fördern in allen Leibesnöten." 

Niedersachsen -
kurz und bündig 

Alfeld. Nach einem Info-Vortrag der 
BVS-Rednerin Renate Heiland be­
kundeten Damen des Deutschen 
Hausfrauenbundes starkes Interesse 
an der Teilnahme an Selbstschutz­
Grundlehrgängen. Die Frauen zeig­
ten , daß sie bereit sind, sich dem 
.. ungeliebten" Thema Selbstschutz 
zu stellen , wenn sie sachlich und 
offen informiert werden. 

Nordenham. Stadtdirektor Köppler 
lud die Bürger der Stadt zur Teil ­
nahme an Selbstschutz-Grund lehr­
gängen ein und verwies darauf, daß 
das Erlernte auch im täglichen Leben 
praktisch genutzt werden kann . 

Soltau. Die Gesellschaft für Wehr­
kunde hatte ihre Mitglieder zu einem 
Vortrag von BVS-Dienststellenleiter 
Wilhelm Welge eingeladen. Welge 
machte Ausführungen über die Zivil­
verteidigung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Er verwies darauf, daß 
die Zivilverteidigung noch nicht-
im Gegensatz zur militärischen Ver­
teidigung - den Stellenwert in der 
Öffentlichkeit habe, der ihr zukommt. 
Die Zuhörer wurden aufgerufen , hier 
an einer Änderung mitzuwirken. 

Soltau. Mitglieder des Deutschen 
Hausfrauenbundes ließen sich in 
einer Vortragsserie über die Aufgaben 
und Ziele der Zivilverteidigung infor­
mieren. Mitarbeiter des BVS erläuter­
ten, welche Aufgaben der Zivilschutz 
und der Selbstschutz zu erfüllen 
haben. 

Meppen. Die örtliche Presse ist an 
der Arbeit des BVS stets sehr interes­
siert. In einer Pressekonferenz unter­
richtete BVS-Dienststellenleiter Hau­
ser die Journalisten über die Arbeit 
des BVS. Ausfuhrlieh sprach er auch 
über den Schutzraumbau. 

Ausstellungen 
in Niedersachsen 

In den Zivilschutz- und Selbst­
schutz-Ausstellungen wird immer 
wieder von Persönlichkeiten des öf­
fentlichen Lebens zur Bedeutung 
des Zivilschutzes Stellung genom­
men; viele Bürger informieren sich 
über die Thematik. In Wilhelmshaven 
wurden bei mehr als 30 Vorträgen 

des BVS über 1000 Teilnehmer ge­
zählt. 

Stadtdirektor Bernhard Schoo be­
tonte in Nordhorn, daß Selbstschutz 
der Gefahrenabwehr und Schadens­
beseitigung in Wohn- und Arbeitsstät­
ten diene - und deshalb jeden etwas 
angehe. Er forderte alle Bürger auf, 
sich für den Selbstschutz zu interes­
sieren und zu engagieren. 

Samtgemeindedirektor Klaus Gahre 
eröffnete in Ebsdorf eine Zivil­
schutz-Ausstellung. Die Bürger soll­
ten , so Gahre, die Möglichkeit nutzen, 
an Selbstschu tz-Grundausbildungen 
tei lzunehmen . 

Dem Selbstschutz müsse ein beson­
ders ho her Stellenwert gegeben wer­
den, stellte Gemeindedirektor Alsholz 
in Bienenbüttel heraus. Auch die 
Gemeinde habe sich deshalb mit 
Fragen des Zivilschutzes zu befassen. 

Es war ein Zufall , daß d ie Ausstellung 
auch wenige Tage nach einer Explo­
sion in einem chemischen Werk in 
Wolfenbüttel in diesem Ort eingesetzt 
wurde. Die örtliche Presse und die 
Bürger brachten daher der Ausstel­
lung großes Interesse entgegen. 

Max Lüthke ausgeschieden 

Der kürzlich mit der BVS-Ehrennadel 
ausgezeichnete BVS-Dienststellenlei­
ter in Rinteln / Weser, Max Lüthke, 
wurde von Landesstellenleiter Sohl 
nach fast zehnjähriger Tätigkeit im 
Verband verabschiedet. Sohl betonte, 
daß Lüthke in seinem Einsatzbereich 
durch Kontakt- und Einsatzfreude 
den Gedanken des Selbstschutzes 
weit in die Bevölkerung hineingetra­
gen habe. 

norDrHeln rv weSTFOlen <+> 
Umfassende Vorbereitungen 
treffen 

Warstein. " Der Wille zum Frieden 
allein genügt nicht. Für den Verteidi­
gungsfall ... müssen auch im zivilen 
Bereich umfassende Vorkehrungen 
getroffen werden, wenn das Leben 
der Bevölkerung gesichert werden 
soll. " So begründete Hans-Dieter 
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Awiszus, Leiter der BVS-Schule 
Nordrhein-Westfalen, auf Schloß 
Körtlinghausen bei Warste," vor 
Journalisten Existenz und Tätigkeit 
des BVS. Das größte Problem für 
den Verband sei allerdings die Menta­
lität der Menschen. 
"Mir wird schon nichts passieren" 
- so gleichgültig reagieren die mei­
sten . Diese sorglose Lebensauffas-

sung ist, nach den Worten von Awis­
zus, auch die Ursache dafür, daß 
Aufgaben und Tätigkeit des BVS bis­
her noch nicht die Resonanz in der 
Bevölkerung gefunden haben , die 
sie eigentlich haben müßten. Awiszus 
appellierte an die Journalisten, in 
Zukunft mehr als bisher über die 
Tätigkeit des Verbandes zu informie­
ren . 



Anerkennungsschreiben 
von der Grubenwehr 

Oberführer Reick vom Technischen 
Sonderdienst der Zentralgrubenwehr 
der Bergbau-AG Lippe hat an die 
BVS-Landesstelle einen Brief ge­
schrieben , nachdem Nothelfer der 
Zentralgrubenwehr vom BVS ausge­
bildet worden waren . Nachstehend 
der Text des Schreibens: 

Die Dienststellen Gelsenkirchen 
~nd Herne des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz haben im Laufe 
eines Jahres bei der Betriebsabtei­
lung Technischer Sonderdienst der 
Bergbau-AG Lippe 140 Nothelfer 
der ,Zentralgrubenwehr ' in Sanitäts­
lehrgängen ausgebildet. 

Diese Ausbildung , vom Leiter der 
Dienststelle ... und seinen Fachbear­
beitern ... durchgeführt, ist bei unse­
ren - ständig im Einsatz befind­
lichen - Männern der Grubenwehr 
und deren Einsatzkräften in der auf­
gelockerten und praxisbezogenen 
Thematik gut angekommen ... 

Ich habe mich bei den hier durchge­
führten Lehrgängen des öfteren da­
von überzeugen können und möchte 
dem Bundesverband für den Selbst­
schutz tür seine Arbeit Dank und 
Anerkennung aussprechen ." 

Gemeinderat wollte es genau 
wissen 

In der Gemeinde Kreuzau wird die 
Arbeit des BVS gut eingeschätzt : 
Die BVS-Dienststelle Düren erhielt 
Gelegenheit, die Aufgaben des Zivil­
schutzes dem Gemeinderat in einer 
Sondersitzung darzustellen , ein bis­
her seltener Fall von Aufgeschlossen­
heit im kommunalen Bereich. 

BVS-Fachbearbeiter Finger vermit­
telte den Kommunalpolitikern einen 
umfassenden Einblick in die Organi­
sation der zivilen Verteidigung . Er 
nutzte aber die Gelegenheit auch, 
um auf die Probleme des Schutz­
raumbaues aufmerksam zu machen. 
Finger forderte die Gemeinderatsver­
treter auf, um Verständnis für diese 
Maßnahme zu werben. Es bestehe 
ein großer Nachholbedarf. 

Der BVS-Sprecher betonte die Aufge­
schlossenheit der Gemeinden im 
Kreis Düren fü r die Aufgaben des 
Zivilschutzes. Er nannte als Beweis 
dafür eine Zahl : Rund 8 % der Bevöl-

kerung im Kreisgebiet hat bereits 
an Selbstschutzlehrgängen teilge­
nommen. 

ABC.Abwehr.Möglichkeiten 

Minden. Die Reservistenkamerad­
schaft und die Freiwillige Feuerwehr 
von Holsen ließen sich in einer Ge­
meinschaftsveranstaltung über 
Möglichkeiten der ABC-Abwehr 
informieren. 

BVS-Dienststellenleiter Heinz Bäurich 
sprach zunächst über die organisato­
rischen und theoretischen Grundla­
gen des Selbstschutzes; er stellte 
außerdem die Notwendigkeit des 
Zusammenwi rkens aller am Katastro­
phenschutz beteiligten Verbände 
heraus. 

Soldaten des Pionierbataillons 110, 
Minden, führten Strahlen- und 
Kampfstoffspürgeräte sowie den 
Schutzanzug gegen chemische Waf­
fen vor. Oie anschließende Diskussion 
zeigte, daß sowohl die Reservisten 
als auch die Feuerwehrmänner am 
Thema " Abwehr von ABC-Waffen " 
lebhaft interessiert waren . 

Der Fotoapparat ist immer 
dabei 

Ein Fotoapparat gehört für viele Teil­
nehmer an Lehrgängen in der BVS­
Schule Schloß Körtlinghausen zum 
Reisegepäck. Ein paar Bilder fürs 
Familienalbum halten die Erinnerung 
an den Besuch der Schule wach . 

Es waren schöne und lehrreiche 
Stunden, die wir auf Schloß Körtling­
hausen verbringen durften ", schrieb 

Fürs Familienalbum: Übung mit dem 
Feuerlöscher. 

Inge Schröer aus Hopsten an die 
BVS-Dienststelle Tecklenburg und 
legte Fotos aus dem Sauerland bei. 

Ein Bart ist ab 

Viel Geld für die Aktion Sorgenkind 
brachte das Abrasieren eines Bartes. 
Diesen Bart verlor der Dienststellen­
leiter der BVS-Dienststelle Aachen , 
Erich Janke , bei einem gemütlichen 
Beisammensein am Rande einer 
Dienststellenleitertagung in Körtling­
hausen. 

Für einen guten Zweck opferte BVS­
Dienststelle nleiter Janke seine Bartzier. 
Gewin ner war die Aktion Sorgenkind. 

Die Anregung zu dieser Aktion kam 
"ganz spontan" aus dem Kreis der 
Anwesenden. Dienststellenleiter 
Schlemminger leitete die Versteige­
rung des Bartes so schwungvoll, 
daß insgesamt - mit weiteren Spen­
den - 375 DM zusammenkamen, die 
der Aktion Sorgenkind überwiesen 
wurden . 

Gute Zusammenarbeit 

Unna. Im Kreis Unna arbeiten die 
Katastrophenschutzorganisationen 
gut zusammen . Dieser enge Kontakt 
zeigte sich auch bei der Gestaltung 
einer Ausstellung unter dem Motto 
Der Mensch im Mittelpunkt" in der 

Stadtsparkasse Fröndenberg . Das 
Deutsche Rote Kreuz, die Feuerwehr 
und das Technische Hilfswerk betei­
ligten sich mit Anschauungsmaterial 
aus ihrem Aufgabenbereich an dieser 
BVS-Schau. Die Ausstellung erinnerte 
daran, daß der Bundesverband für 
den Selbstschutz schon seit 25 Jah­
ren besteht und tausend hauptamtli­
che Mitarbeiter und elftausend eh­
renamtliche Helfer in der Bundesre­
publik sich für seine Ziele einsetzen. 
Stadtdirektor Rebbert äußerte bei 
der Eröffnung die Hoffnung, daß die 
Ausstellung den BVS und seine Auf­
gabe noch stärker in das Bewußtsein 
der Bevölkerung ruft. 
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Hessen 0 
25jähriges Dienstjubiläum 

Am 7. April 1978 war der ehrenamtli­
che Helfer Günther Greulich 25 Jahre 
im öffentlichen Dienst tätig. 1953 
trat er in den Bundesgrenzschutz 
in Goslar/ Harz ein . Acht Jahre später 
kam er zur Deutschen Bundesbank, 
Frankfurt. Hier ist er in der Verwal­
tung tätig . 

Seit 1962 ist Greulich ehrenamtlicher 
Helfer im BVS und hat durch Teil­
nahme an Fachlehrgängen die Lehr­
befähigung als Selbstschutzlehrer 
erworben. 

Für die ehrenamtlichen Helfer der 
Dienststelle Frankfurt, die auch die 
Helfer der Dienststelle Offenbach 
mit betreut, ist er seit ein igen Jahren 
gewählter Helfervertreter. Im Januar 
1978 wurde Greulich als Helfervertre­
ter für das Land Hessen gewählt. 

Betrieblicher 
Katastrophenschutz 

Eine Firma aus dem Kreisgebiet 
Darmstadt-Dieburg hat mit dem BVS 
mehrfach Gesprache über den Aus­
bau ihres betrieblichen Katastrophen­
schutzes geführt. Bemerkenswert 
ist, was diese Firma vorbeugend be­
reits getan hat. 

So wurden nach der letzten BVS­
Ausbildung an verschiedenen Stellen 
des Betriebes " Brandschutzkästen" 

angebracht. Der Inhalt dieser Kästen 
läßt eine Wasserförderung auch über 
längere Strecken zu : Standrohre mit 
B- und C-Abgängen, B- und C-Druck­
schlauchen , Verteilern ; kurzum allem, 
was zu einer in tensiven Brandbe­
kämpfung erforderlich ist. Ebenso 
ist eine Sirene vorhanden , die die 
eingeteilten Kräfte vom Arbeitsplatz 
zum Einsatz ruft , 

Hinweisschilder auf Hydranten und 
Feuermelder wurden angebracht ; 
eine rund um die Uhr besetzte Feu­
ermeldestelle, die, ohne die Telefon­
zentrale zu bemühen, in der Lage 
ist, die Feuerwehr zu benachrichti­
gen, wurde eingerichtet. Umfangrei­
ches Sanitätsmaterial und ein Arzt­
zimmer sind vorhanden . Für die Ein­
satzkräfte wurden Helme mit nach­
leuchtender Farbe und Nackenschutz 
beschafft. Weitere Anschaffungen 
sollen noch folgen . 

Bei diesen Maßnahmen stand d ie 
BVS-Dienststelle Heppenheim mit 
Rat und Tat zur Verfügung . Die Ein­
satzkräfte - Sanitätsstaffel und 
Brandschutzgruppe - werden ge­
trennt ausgebildet und bei Übungen 
im Betrieb zusammen eingesetzt. 
Das zu Anfang zu beobachtende Lä­
cheln über die " Artistentruppe" ist 
inzwischen verschwunden und hat 
echter Hilfsbereitschaft Platz ge­
macht. Die Betriebshelfer, die teil­
weise über den Feierabend hinaus 
üben , werden beim Aufräumen be­
reitwillig unterstützt. Ein nach­
ahmenswertes Beispiel für andere 
Betriebe! 

Eine nette Oberraschung 

Der große Umschlag kam mit der 
Post - " Nicht knicken " stand darauf. 
Beim Öffnen kam zunachst etwas 
Pappe zum Vorschein , erst beim Auf­
klappen zeigte sich der tatsächliche 
Inhalt: eine Bildserie, die der Lehrer 
der Klasse 9 b der Kirchbergschule 
in Bensheim aufgenommen hatte. 
Sauber beschriftet, war der Faltbogen 
an die Adresse des BVS-Fachbearbei­
ters gerichtet. Es war ein "Danke­
schön" für die Ausbildung der Schü­
ler in Selbstschutzmaßnahmen und 
in Erster Hilfe . 

Oie Aufnahmen zeigen Schüler beim 
Abschluß des Lehrganges. An sich 
wäre die ganze Sache eigentlich eine 
Routineangelegenheit, doch die 
Schüler, die diesen Lehrgang sehr 
aufmerksam absolvierten, sind Son­
derschüler. BVS-Lehrgänge finden 
an der Kirchbergschule schon seit 
Jahren stall; eine ganze Anzahl Schü­
ler, die teilweise durch Krankheit 
und körperliche Gebrechen belastet 
sind, sind heute in den Jugendorga­
nisationen der Feuerwehr und des 
Jugendrotkreuzes tätig. 

Bei der Arbeit , die die BVS-Helfer 
übernommen haben , sind solche 
kleinen Gesten keineswegs an der 
Tagesordnung - um so mehr werden 
sie auch von ihnen dankbar emp­
funden. 

Links: Gemeinsam legen zwei Sonderschüle r ei nen Kinnverband an. - Rechts: Rektor Göbel beobachtet aus dem Hintergrund, 
wie seine Schüle r das Anlegen von Verbänden üben. 
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BVS auf der " Rheinland-Pfalz 78" 

Die Ausstellung " Rheinland-Pfalz 78" 
wurde am 1. April 1978 eröffnet. 
Zu den zahlreichen Informations-
und Sonderschauen gehörte auch 
der Informationsstand der BVS­
Dienststelle Mainz; durch Beiträge 
zur Lebensmittel- und Trinkwasserbe­
vorratung , zur Ausstattung für Kraft­
fahrzeuge und durch die Schau von 
Selbsthilfegeräten ergänzt, bot der 
Stand ausreichend Gesprächs- und 
Diskussionsstoff. 

Eine Vielzahl von Einzelgesprächen 
und Beratungen über Selbstschutz­
fragen wurde von den BVS-Helfern, 

SPD-Frauen informierten sich 

Die Mitglieder der Arbei tsgemein­
schaft Sozialdemokrati scher Frauen 
(ASF) in der Verbandsgemeinde Bir­
kenfeld waren auf Einladung des 
BVS zu einer Informationstagung 
gekommen. Dabei erfuhren sie allerlei 
Wissenswertes über den Zivilschutz 
und den Selbstschutz. Schulleiter 
SchniUker, Fachlehrer Mörscher von 
der BVS-Schule Birkenfeld und die 
Fachgebietsleiterin tür Frauenarbeit, 
Frau Perlick, vermittelten den Besu­
cherinnen wertvolle Erkenntnisse. 

In anschaulichen Referaten wurden 

die zur Betreuung eingesetzt waren , 
mit den Ausstellungsbesuchern ge­
führt. Großes Interesse zeigte die 
Bevölkerung an der Lebensmittel­
und Trinkwasserbevorralung , der 
Einrichtung einer Hausapotheke und 
den mögl ichen Selbstschutz-Maß­
nahmen im häuslichen Bereich sowie 
den Klein löschgeräten zur Bekämp­
fung von Entstehungs- und Klein­
bränden. Die Demonstration an dem 
Übungsphantom zur Erlernung der 
Wiederbeatmung war ein markanter 
Anziehungspunkt (siehe Foto). Die 
Ausstellung wurde übrigens von 
103000 Interessenten besucht. 

die Damen aus Birkenfeld und Umge­
bung mit den Aufgaben des Selbst­
und Zivilschutzes vertraut gemacht. 
Dabei wurden die Teilnehmerinnen 
auch über die Lage in einem mögli­
chen Verteidigungsfall informiert. 

Breiten Raum nahm der Selbstschutz 
ein. Die Unterweisung wurde mit 
praktischen Beispielen untermauert, 
es wurde die Handhabung von Feuer­
löschern und Löschdecken demon­
striert. Die Damen waren so beein­
druckt, daß sie sich entschlossen, 
an einem Grundlehrgang an der 
BVS-Schule in Birkenfeld teilzuneh­
men. 

Oberbürgermeister empfängt 
BVS 

Im Foyer des Rathauses von Worms 
hat Oberbürgermeister Neuß die 
ehren- und hauptamtlichen Mitarbei­
ter der BVS-Dienststelle Mainz, in 
deren Zuständigkeitsbereich auch 
die Stadt Worms fällt , empfangen. 

Das Stadtoberhaupt begrüßte die 
Gäste herzlich und sprach , ausge­
hend von der Aufgabensteilung des 
BVS, den anwesenden BVS-Mitarbei­
tern Dank und Anerkennung für ihr 
Engagement zum Wohle der Allge­
meinheit aus. Ohne ihren Einsatzwil­
len sei es den Städten nicht möglich , 
die zahlreichen Probleme des Selbst­
schutzes im notwendigen Umfang 
anzupacken. 

Neuß warnte in diesem Zusammen­
hang vor einer "Verkommunalisie­
rung " des Selbstschutzes. die -
ohnehin nicht gewünscht - schon 
in Anbetracht der finanziellen Situa­
tion unmöglich sei. 

Der Leiter der BVS-Dienststelle 
Mainz, Lehn, dankte für den freundli­
chen Empfang. Er erläuterte die Auf­
gabensteIlung und Aktivitäten des 
Bundesverbandes. Man habe Worms 
nicht nur wegen seiner kulturellen 
und geschichtlichen Bedeutung als 
Ausflugsziel des Tages gewählt, son­
dern vor allem deshalb, weil hier 
die durchgeführten Selbstschutzmaß­
nahmen weit über dem Landesdurch­
schnitt lägen. In Worms hätten rd. 
60 % der Jugendlichen eine Selbst­
schutz-Grundausbildung mitgemacht; 
darüber hinaus sei noch ein erhebli­
cher Prozentsatz der Jugendlichen 
über die Aufgaben des Selbstschut­
zes informiert worden . In den berufs­
bildenden Schulen hätten 65-70 % 
der Schüler bereits an einem Grund­
lehrgang teilgenommen. Auch auf 
dem behördlichen Sektor seien be­
achtliche Aktivitäten entwickelt wor­
den. 

Feierstunde im Rathaus 

Oberbürgermeister Dr. Wolfgang 
Brix empfing in seinen Amtsräumen 
die ehrenamtliche Leiterin der BVS­
Dienststelle Neustadt/ Weinstraße, 
Gertrud Heil, die Fachbearbeiterin 
für ~rauenarbeit , Gisela Nagel , sowie 
deren Ehemann August Nagel zu 
einer kleinen Feierstunde. Der Leiter 
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der BVS-Landesstelle Rheinland­
Pfalz, Gotthold Buchholz, und weitere 
Helfer der Dienststelle Neustadt wa­
ren ebenfalls anwesend. 
Anlaß zu dieser Feierstunde war die 
Verleihung der Ehrennadel des Lan­
des Rheinland-Pfalz durch Minister­
prasident Vogel an den ehrenamtli­
chen Helfer August Nagel. Dr. Brix 

überreichte die Auszeichnung im 
Auftrage des Ministerpräsidenten. 
Nagel , seit 1953 ehrenamtlicher Mit­
arbeiter der BVS-Dienststelle, erhielt 
bereits im Jahre 1970 die Ehrennadel 
des BVS. Die Ehrennadel des Landes 
Rheinland-Pfalz wurde für seine Ver­
dienste um den Selbstschutz der 
Bevölkerung verliehen. 

Landesstellenleiter Buchholz wür­
digte auch die Verdienste der ehren­
amtlichen Dienststellenleiterin Ger­
trud Heil und von Gisela Nagel, der 
Fachbearbeiterin für Frauenarbeit. 
Ihnen überreichte der Oberbürger­
meister die Ehrennadel des BVS, 
die ihnen vom Präsidenten des Bun­
desverbandes verliehen worden war. 

saarlanD e 
Der BVS informiert 

Eine Dienstbesprechung im Landes­
ministerium des Innern gab Veranlas­
sung zu prüfen, wie die vorgesehenen 
Warndienstübungen am besten 
durchgeführt werden könnten. Dabei 
wurde auch erörtert, ob es nicht 
zweckmäßig sei, die Mitarbeiter an 
den Warnstellengeräten der Gemein­
den besser auf ihre Tätigkeit vorzube­
reiten. 

Vor allem sollte erreicht werden, daß 
die beteiligten Personen das Führen 
und Auswerten der Warnstellenkarte 
einwandfrei beherrschen. Auch die 
Zusammenarbeit mit dem Warnamt, 
dem Hauptverwaltungsbeamten des 
Kreises und den Nachbargemeinden 
sowie das frühzeitige Erkennen örtli­
cher und regionaler Gefahrenlagen 
sollten vertieft werden. 

Von Mitarbeitern des Ministeriums 
wurde der Vorschlag gemacht, allen 
Verantwortlichen die Teilnahme an 
einer Informations-Veranstaltung 
zu empfehlen, die vom BVS ausge­
richtet und durchgeführt werden 
sollte . Dieser Vorschlag wurde aufge­
griffen. drei verschiedene Veranstal­
tungen wurden durchgeführt. In je­
weils vierstündigen Unterrichtungen 
wurden die lS-Bearbeiter und Warn­
stellen mitarbeiter in der Landes­
hauptstadt Saarbrücken, im Stadtbe­
reich Ottweiler und im Saar-Pfalz­
Kreis durch BVS-Fachlehrer in Ihre 
Aufgaben eingewiesen. 

Die Teilnehmer ließen erkennen, daß 
weitere Informationen wünschenswert 
wären , damit man auf dem laufenden 
bleibe. Die ständige Einsatzbereit­
schaft würde dadurch besser gewähr­
leistet. 
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Reges Interesse 

Drei Wochenendseminare, an denen 
insgesamt 68 politisch engagierte 
Damen und Herren teilnahmen, wur­
den in den letzten Monaten von der 
BVS-Landesstelle durchgeführt. In 
zwei Fällen waren jugendliche, teil­
weise im Studium stehende Füh­
rungskräfte der Jungen Union aus 
allen Teilen des Saarlandes gekom­
men ; beim dritten Seminar konnte 
Landesstellenleiter Koch erstmalig 
eine ganze Stadtratsfraktion und 
eine Reihe von Mandats- und Funk­
tionsträgern einer Partei begrüßen, 

Die Vorträge der Referenten wurden 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Ausführungen über die verteidi­
gungspolitische Situation der Bun­
desrepublik - unter Berücksichtigung 
des möglichen Kriegsbildes - durch 
Oberst a. D. Gerhard Peiler fanden 
besonderes Interesse. Den Zuhörern 
wurde die Notwendigkeit der zivilen 
Verteidigung überzeugend vor Augen 
geführt. 

Daß ein funktionierender Selbstschutz 
die Voraussetzung für ein erfolgrei­
ches Wirken der Katastrophen­
schutz-Organisationen ist, wurde 
von den jungen Leuten, die in erfreu­
licher Anzahl bei THW, Feuerwehr 
etc. mitwirken , anerkannt. Oie Kom­
munalpolitiker ließen sich aufgrund 
der Erläuterungen zur Verwaltungs­
vorschrift .. Selbstschutz" überzeugen, 
daß die den Gemeinden übertragene 
Verantwortung für Aufbau, Förderung 
und Leitung des Selbstschutzes sehr 
ernst zu nehmen ist. 

Zu den Veranstaltungen mit der Jun­
gen Union kam auch der Landesvor­
sitzende Gerhard Meyer, MdL. Unter 
den CDU-Politikern waren auch Lan­
desvorsitzender leyer, der Landrat 
des Kreises St. Wendel , Dr. Marner, 
sowie Bürgermeister Scheid und 
weitere Persönlichkeiten. 

Die JU informiert sich 

Der Kreisvorsitzende der Jungen 
Union, Dieter Unbehend, und JU­
Landesvorstandsmitglied Roland 
Engel informierten sich - gemeinsam 
mit anderen Mitgliedern der Organi­
sation - in der BVS-Dienststelle 
Saar-Pfalz über deren Aufgaben und 
Ziele. BVS-Dienststellenleiter Albert 
Martini erläuterte den Besuchern 
die Arbeit des Verbandes. 

Der BVS betreibe eine zielstrebige 
Öffentlichkeitsarbeit, mit der unter 
anderem auch ein Abbau von Vorur­
teilen erreicht worden sei. Martini 
dokumentierte die Notwendigkeit 
der Selbstschutz-Ausbildung, indem 
er auf die Alltagsgefahren hinwies, 
die zu erschreckend hohen Unfallzif­
fern führten . 

Die Gesprächsteilnehmer kamen zu 
dem Ergebnis, daß dem Selbstschutz 
und damit der Eigeninitiative eine 
besondere Rolle zufalle. In einem 
Katastrophen- oder Verteidigungfall 
können die verfügbaren Hilfskräfte 
keineswegs gleichzeitig überall ein­
gesetzt werden . Bei der Rettung von 
Menschenleben spielt aber der Zeit­
faktor sehr oft eine entscheidende 
Rolle. Deshalb müsse man bestrebt 
sein, eventuelle Lücken schon heute 
zu schließen. Wichtig sei die Aufklä­
rung der Bevölkerung über Waffen­
wirkungen und SChutzmöglichkeiten 
und die Ausbildung der Bürger, damit 
diese selbst schnell und wirksam 
Hilfe leisten könnten . 

Man kam überein , daß im Herbst 
dieses Jahres die Funktionsträger 
der Jungen Union aus den Ortsver­
bänden in der Saarpfalz in einem 
Seminar mit den Aufgaben des 
Selbstschutzes vertraut gemacht wer­
den sollen . 



BODenlVwurTTemBerG C!) 
Streiflichter aus Baden-Württemberg 

Friedrich shafen. Der langjährige 
Leiter der Fahrbaren Zivilschutz-Aus­
stellung der BVS-Landesstelle Ba­
den-Württemberg, Paul Haertel , ist 
seit April BVS-Dienststellenleiter in 
Friedrichshafen. 

Ludwigsbu rg. Vertreter des Hand­
werks und der Industrie, Angestellte 
des öffentlichen Dienstes und Beamte 
lud die Stadt Ludwigsburg zu einem 
Info-Seminar " Zivile Verteidigung 
in der Bundesrepublik Deutschland" 
ein . Besondere Aufmerksamkeit fand 
bei den Teilnehmern das Referat 
von Brigade-General a. D. Dipl.­
Volkswirt Heinz Peter Ptak, der über 
" Das Kräfteverhältnis Ost-West unter 
besonderer Berücksichtigung der 
zivilen Verteidigung " sprach . 

Ludwigsburg. An zwei Samstagen 
gab die Stadtverwaltung der BVS­
Dienststelle die Möglichkeit, auf dem 
Marktplatz für den Selbstschutz zu 
werben. Die Passanten sahen eine 
beeindruckende Schau aus dem Pro­
gramm des Selbstschutz-Grundlehr­
gangs. Ein Beispiel : Ein " Mann" steht 
plötzlich in Flammen, seine Kleider 
haben Feuer gefangen - was tun? 
Zahlreiche Zuschauer halfen bei den 

Übungen mit. Außerdem wurde ge­
zeigt, wie man Entstehungsbrände 
und brennende Flüssigkeiten ab­
löscht. 

Biberaeh. An der Ausstellung 
,,4. Obersehwäbische Woche" betei­
ligte sich auch die BVS-Landesstelle 
mit einem Informations- und Ausstel­
lungsstand. Ein "Kleincomputer", 
der bei richtiger Lösung der vier ge­
stellten Fragen mit Blaulicht und 
Klingel tönen reagierte , lockte viele 
Besucher an den Stand, die über 
die Aufgaben des Verbandes infor­
miert wurden . 

Reutlingen. Im Regierungsbezirk 
Tübingen wurden in Zusammenarbeit 
mit dem Regierungspräsidium in 
sämtlichen Landkreisen Informations­
tagungen über " Selbstschutz" für 
die Hauptverwaltungsbeamten, ZS­
Sachbearbeiter und Selbstschutzbe­
auftragten der Gemeinden durchge­
führt. Aus dem Landkreis Biberach 
nahmen an dieser Tagung 24 Perso­
nen teil , darunter neun Bürgermei­
ster. Regierungsdirektor Gänzle vom 
Regierungspräsidium und Regie­
rungsrat Werner vom Landratsamt 
Biberach waren unter den Referenten 
der Tagung . 

"Shopping-Spaß" und Hilfs­
organisationen 

Die Idee der Werbegemeinschaft, 
den " Shopping-Spaß" in Emmendin­
gen am " langen Samstag " im März 
mit der Möglichkeit zu verbinden, 
die Bürger ausführlich über die ein­
zelnen Hilfsorganisationen zu infor­
mieren, hat bei der Bevölkerung gu­
ten Anklang gefunden. Die Innen­
stadt, die ab 10 Uhr ganz im Zeichen 
des "freiwilligen Helfers" stand, bot 
an diesem Tag ein ungewöhnliches 
Bild. Einsatzwagen und Geräte der 
Hilfsorganisationen waren ausgestellt , 
überall sah man f reiwillige Helfer 
in ihren Uniformen. 

Bürgermeister Schlatterer würdigte 
in einer Begrüßungsansprache die 
unermüdliche Einsatzbereitschaft 
der Männer und Frauen , deren Hilfe 
immer wieder in Anspruch genom­
men wird . Er dankte ihnen dafür, 
daß sie diesen Tag geopfert hatten. 

Die BVS-Dienststelle Freiburg betei­
ligte sich an der Aktion mit einem 
Informationsstand. Besonderen An­
klang fanden hier die Filmvorführun­
gen im " Freiluftkino" . 

25 Jahre im Dienst 

Josef Kapp, Leiter der BVS-Dienst­
stelle BÖblingen, feierte im Februar 
sein silbernes Dienstjubiläum im 
öffentlichen Dienst. 

Vom 1. Juni 1960 bis zum Juli 1967 
war er beim BVS als Geräteverwalter 
und Sachbearbeiter bei der Landes­
stelle tätig ; am 1. August 1967 über­
nahm er die Leitung der Dienststelle 
Böblingen. Landesstellenleiter Kunde 
überreichte dem Jubilar wäh rend 
einer Tagung der Dienststellenleiter 
die Urkunde und ein Blumengebinde. 

Links: Aufmerksam beobachten die Zu­
schauer auf dem Marktplatz In Ludwlgs­
burg, wie eine "brennende Person" abge­
löscht wird. 
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Selbstschutz-Unterricht 
für Hauptschüler 

Der sowjetische Satellit, der kurz 
vor seinem Absturz in Kanada auch 
den Raum Passau überflog, sei ein 
Beweis für Gefahren, die allen dro­
hen, erklärte der für den Landkreis 
eham zuständige BVS-Dienststellen­
leiter Karl Machalek. Machalek be­
grüßte daher das Entgegenkommen 
der Lehrerschaft der Haupt- und Be­
rufsschule, die den Schülern die Teil­
nahme an einem zwölfstündigen 
Lehrgang über Selbstschutzmaßnah­
men und Erste Hilfe ermöglichte. 
130 Schüler der 9. Klassen der 
Hauptschule wurden über die Gefah­
ren bei Bränden. über vorbeugende 
Maßnahmen im Verteidigungs falle 
und bei atomaren Katastrophenfällen 
sowie über Sofortmaßnahmen unter­
richtet. 

Erich Beier verabschiedet 

Die Angehörigen der BVS-Dienststelle 
Erlangen verabschiedeten den lang­
jährigen ehrenamtlichen Mitarbeiter 
Erich Beier. Landesstellenleiter Kon­
rad Hinderberger würdigte die Ver­
dienste des ausscheidenden Mitarbei­
ters, ebenso Bereichsbeauftragter 
Richard Breu und Dienststellenleiter 
Erhard Hosemann. 

Beier war seit 1956 unermüdlich im 
Bereich der Ausbildung und der Auf­
klärung tätig . Man kann sagen, daß 
er ein Vorbild für alle Mitarbeiter 
war. Bei über 650 BVS-Lehrgängen 
und Informationsveranstaltungen 
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hat Beier freiwillig und ehrenamtlich 
mitgewirkt. Vielen Mitarbeitern im 
Bereich der Landesstelle Bayern ist 
er als Lehrkraft an der ehemaligen 
BVS-Schule in Tutzing bekannt. Als 
Lehrkraft konnte er auch bei den 
Fahrbaren Schulen und bei der 
Selbstschutzschule der Bundeswehr 
in Sonthofen sein Wissen weiterge-
ben. Im November 1977 wurde Beier 
für seine Verdienste um den Selbst-
schutz mit der Verdienstmedaille 
des Verdienstordens der Bundesre-
publik Deutschland ausgezeichnet. 

Die zahlreichen Geschenke seiner 
ehemaligen Mitarbeiter machten 
deutlich, daß mit Erich Beier ein ge-
achteter und beliebter Mitarbeiter 
die Dienststelle verließ. Der "Pensio-
när" bedankte sich für die ehrenden 
Worte und die Anerkennung seiner 
Tätigkeit: ..Ich nehme ja keinen Ab-
schied ; ich werde jetzt als Selbst-
schutzberater bei der Stadt Erlangen 
weiterhin den guten Kontakt zur 
BVS-Dienststelle pflegen." 

Auf der gleichen Veranstaltung wur-
den weitere Mitarbeiter für ihre lang-
jährige Tätigkeit im Verband ausge-
zeichnet: Olto Beyerlein, Karl Frank, 
Leopold Kernbach , Robert Miederer 
und Jörg Engel sind 10 Jahre lang 
im BVS; Artur Ekkert, Andreas Hor-
ner, Olto Neusinger, Kurt Windisch 
und Gerhard Rusniak 15 Jahre, Ger-
hard Bomba, Georg Leonhard , Rudolf 
Rauch und Anni Winter 20 Jahre lang 
im Verband tätig. 

Ausstellung wirbt 
für den Zivilschutz 

Die Bedeutung des Zivilschutzes im 
Katastrophen- und Verteidigungsfall 
hat Kreisverwaltungsreferent Dr. 
Klaus Hahnzog bei der Eröffnung 
der Ausstellung " Der Mensch in der 
Gefahr" im Foyer des Alten Rathau-
ses von München besonders heraus-
gestellt. Gezeigt wurden Reproduk-
tionen von Federzeichnungen des 
englischen Bildhauers und Malers 
Henry Moore. Die Ausstellung kam 
in gemeinsamer Initiative der Stadt 
und des BVS zustande . 

Moores Zeichnungen sind Erinnerun-
gen an Bombenangriffe, sie sind in 
den Kriegsjahren 1940 bis 1942 ent-
standen . In dieser Zeit verbrachte 
der Künstler in Landon regelmäßig 

zwei Nächte jeder Woche in den Tun-
nelröhren der U-Bahn, in denen die 
Bevölkerung Schutz vor Bombenan-
griffen suchte. 

Der Gesetzgeber, erklärte Dr. Hahn-
zog , habe den Gemeinden im "Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro-
phenschutzes" u. a. den Aufbau , die 
Förderung und die Leitung des 
Selbstschutzes übertragen. Eine rich-
tig verstandene Aufgabenerfüllung 
schließe dabei ein , der Bürgerschaft 
eine ungeschminkte Aufklärung über 
die in einem Verteidigungsfall dro-
henden Gefahren zu vermitteln. 

Es sei verständlich, wenn die Bürger 
heute in der Regel den Gedanken 
an Katastrophen verdrängten. Be-
richte über kriegerische Zusammen-
stöße in der Welt zwängen aber ge-
rade heute auch dazu, sich mit diesen 
Problemen auseinanderzusetzen. 

Selbstschutz in Betrieben 

Eine kostenlose Beratung über die 
Möglichkeiten des betrieblichen Kata-
strophenschutzes bietet die BVS-
Dienststelle Erlangen an. Die Dienst-
stelle wird - so eine Mitteilung des 
Oberbürgermeisters - mit den Erlan-
ger Unternehmen Kontakt aufnehmen 
und dabei auch betriebsbezogene 
Vorschläge unterbreiten. Seit Jahren 
hat sich bereits die Zusammenarbeit 
des Bundesverbandes mit den Be-
hörden im Erlanger Raum bewährt. 
Mehrfach wurden Mitarbeiterschu-
lungen in Sachen Katastrophenschutz 
in den Dienststellen durChgeführt. 

Eine aktive Mitarbeiterin 

Zu den aktivsten ehrenamtlichen 
Helfern des BVS gehört Erika Wie-
senberger. Bereits seit 1963 arbeitet 
sie im BVS mit, der Dienststelle 
Schweinfurt steht sie seit 1969 als 
BVS-Lehrkraft zur Verfügung. 

Frau Wiesenberger sieht in der Aus-
bildung der Bevölkerung ihre Haupt-
aufgabe. Als Fachbearbeiterin bemüht 
sie sich immer wieder, Kontakte mit 
Frauenverbänden zu pflegen und 
neu herzustellen. Die hauptamtlichen 
und ehrenamtlichen Mitarbeiter 
schätzen die gute Zusammenarbeit 
mit Frau Wiesenberger, die auch 
politisch engagiert ist und als Stadt-
rätin wirkt. 
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Den Störchen das Nest 
umgesetzt 

In einer gemeinsamen Aktion haben 
die Elmshorner Feuerwehr, das THW 
Elmshorn und die Gemeindewehr 
Bullendorf/ Altenmoor ein Storchen­
nest gerettet. Das Nest, welches seit 
43 Jahren auf einem Lültungsschorn­
stein auf dem Hof des Landwirtes 
Jansen immer von Störchen besetzt 
wurde. mußte umgesetzt werden : 
Der alte Schornstein drohte beim 
nächsten Sturm abzubrechen. 

An einem Sonnabend morgen rückte 
eine THW-Gruppe aus Elmshorn auf 
dem Bauernhof an. Der Hof liegt mit­
ten im Moorgelände, deshalb hatten 
sich Feuerwehr und THW einen Frost­
tag ausgesucht, um mit den schweren 
Spezial fahrzeugen nicht einzusacken. 
Das THW übernahm die Neukonstruk­
tion des Entlüftungs-Schornsteins, 
der mit Hilfe der Drehleiter auf den 
Stumpf des al ten Schornsteins aufge­
setzt werden sollte. Außerdem mußte 
die Brücke über den Beek-Wetter 
verstärkt werden , sie hätte sonst die 
Last der DL 30 nicht tragen können. 
Diese vorbereitenden Arbeiten zogen 
sich bis 13 Uhr hin . Dann traf die 
Drehleiter der Elmshorner Feuerwehr 
ein. 

Vom Rettungskorb aus, der als Ar­
beitsbühne diente, wurde das alte 
Storchennest Stück für Stück abge­
tragen . Danach wurde der Schorn­
stein mit Hilfe einer Stahltrosse an 
der DL 30 befestigt und in Höhe des 
Schuppendachs gekappt. Das etwa 
300 kg schwere Oberteil des Schorn­
steins wurde abgehoben und auf 
den Erdboden aufgesetzt. Der inzwi­
schen fertiggestellte neue Schorn­
stein war im unteren Teil seiner un­
verkleideten Konstruktion um 2,50 m 
länger als der alte gebaut worden . 
Dieser Teil sollte in die noch beste­
hende Dachkonstruktion hineinge­
schoben werden. Für die Montage 
des Weidengeflechts als Unterlage 
für das Storchennest hatte man sich 
fachmännischen Rat vom Vogel­
schutzbund eingeholt. 

Die langen "Beine" des neuen Ka­
minteiles waren zusammengebunden 
worden , damit sie leichter eingepaßt 
werden konnten . Beim Aufsetzen 
des neuen Schornsteins auf das Dach 
zeigte sich, daß das THW Maßarbeit 
geleistet hatte : Alles paßte genau. 

Abschließend wurde das lelzte 
Schornsteinstück verbrettert; dabei 
gab es keine Schwierigkeiten mehr. 

Landwirt Jansen lud abschließend 
alle Beteiligten zum " Richtfest" auf 
der großen Diele des Hofes zu heißer 
Erbsensuppe, Bier und Klarem ein. 

H.-H. R 

Eine realistische Übung 

Der 1. Instandsetzungszug Segeberg 
des THW-OV Norderstedt hatte seine 
erste Bewährungsprobe. Überra­
schend war von THW-OB Baudirektor 
Dumbries tür den erst seit einem 
Jahr bestehenden Ortsverband eine 
Übung angesetzt worden . Als Kata­
strophen lage wurde angenommen, 
daß für ein größeres, wichtiges Ge­
bäude die Wasserversorgung ausge­
fallen war. Es mußte in kürzester 
Frist ein Notwasseranschluß herge­
stellt werden . Das Übungsgebäude 
stand in einem Neubaugebiet in 
Norderstedt. 

Bei eisiger Kälte rückte der I-Zug 
am späten Abend mit der Gas-Was­
ser-Gruppe aus. Zuerst wurde die 
Baustelle mit Hilfe eines Notstrom­
Aggregats und zweier Lampen ausge­
leuchtet, danach eine Baugrube aus­
gehoben. Rund 2,5 m' Boden mußten 
ausgeschachtet werden, um ein ca. 
1,50 m tiefes Kopfloch herzustellen. 
Die Hauptwasserleitung wurde freige­
legt , ein Anbohrgerät angesetzt und 
die Hauptleitung vorsichtig ange­
bohrt. Es war eine sehr gefährliche 

Rohrnetzm eister Nolte (links) von den 
Stadtwerken Norderstedt und THW-OB 
Dumbrles an der Baustelle. 

Arbeit , der Druck der Leitung betrug 
ca. 5,4 Bar. Wäre - bei einer Wasser­
säule von 54 m/cm' - etwa das Bohr­
gestänge durch unsachgemäße 
Handhabung herausgeflogen, so wäre 
eine Wasserfontäne ca."15-20 m hoch 
in die Luft geschossen . 
Anschließend wurde die Hausan­
sChlußleitung an die Hauptleitung 
angeschlossen und durchgespült. 
Der Zähler war schon montiert. Dann 
wurde der Schieber auf die Anbohr­
stelle gebracht ; danach die Hauptlei­
tung und die Anschlußleitung mit 
steinfreiem Sand abgedeckt und ver­
dichtet. Das war notwendig, um einer 
Versackung bzw. einem Rohrbruch 
vorzubeugen . Das Kopfloch wurde 
wieder verfüllt und eine Straßenkappe 
gesetzt, beschildert und einge­
messen. 

Nach rund zwei Stunden war die 
gut vorbereitete und für alle Teilneh­
mer lehrreiche Katastrophenübung 
beendet. Der THW-Kreisbeauftragte 
für den Kreis Segeberg, Haase, lobte 
die Durchführung der realistischen 
Übung. Auch OB Dumbries war mit 
dem Verlauf der Übung sehr zufrie­
den und dankte den Helfern für die 
gute, schnelle und fachgerechte 
Arbeit. 

Die Leistung der Helfer war vor allem 
einer guten Zusammenarbeit des 
THW mit den Stadtwerken Norder­
stedt - besonders dem Entgegen­
kommen von Werkleiter Schuflt und 
der intensiven Ausbildung durch 
Rohrnetzmeister Nalte - zu ver-
danken. H. D. 

Sorgfältig holt der THW-Helfer, nachdem 
die Hauptleitung angebohrt Ist, die Rohr­
spindel unter Gegendruck zurück. 
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Die Entwicklung des THW­
Bezirksverbandes Hamburg­
Elmsbüttel 

Ingenieur Paul Lembcke brachte aus 
seiner Tätigkeit bei der " Technischen 
Nothilfe " Eimsbüttel sehr viel 
Erfahrung mit, als er im Jahre 1952 
den THW-BV Hamburg-Eimsbüttel 
gründete. Die ersten Diensträume 
des Bezirksverbands befanden sich 
im Hause des LB Hamburg in der 
Heilwigstraße; der erste Geschäfts­
führer war Kamerad Podolski. Nach 
dem Rücktritt Lembckes wurde der 
BV kommissarisch von dem - leider 
zu früh verstorbenen - Ing. Ernst 
Reckling , dem Bezirksbeauftragten 
des BV Hamburg-Nord, geführt. Sein 
Stellvertreter war Werner Beckmann , 
der ab 1958 bis 1969 den Bezirksver­
band leitete. Geschäftsführer in die­
ser Zeit waren Ernst Behrmann und 
H. Fenrich - vielen der " Alten " noch 
als Ausbilder bekannt. Danach folgte 
Oskar Prieß. In die " Regierungszeit" 
von Beckmann fiel der Umzug zum 
Bötelkamp und in den Bunker am 
Wiesinger Weg durch Vermittlung 
des Bezirksamtes Eimsbüttel. Das 
erste Übungsgelände war der Bauhof 
in der Grabenstraße. 

Während der Amtszeit Beckmanns 
trat das 1. ZBG in Kraft ; der LSHD 
wurde ins Leben gerufen , zu dem 
sich die Helfer des THW Eimsbüttel 
fast geschlossen verpflichteten . In 
Eimsbüttel entstand eine komplette 
Bergungsbereitschaft unter Karl ­
Heinz Müller. Dienstbeteiligung von 
100 Helfern war keine Seltenheit. 

Bei der Flutkatastrophe 1962 war 
auch der BV Hamburg-Eimsbüttel 
im Einsatz; viele neue Helfer traten 
der Hilfsorganisation bei. Oie Febru­
artage 1962 haben das THW in der 
Öffentlichkeit erst richtig bekannt 
gemacht. Bei diesen schweren Ein­
sätzen des BV Hamburg-Eimsbüttel 
kam bei einem tragischen Unfall der 
Hel fer Jürgen Wald ums Leben. 

In den folgenden Jahren führte der 
BV mehrere große Übungen durch, 
als Beispiel sei hier nur die Übung 
Bahlburg genannt. Bald jedoch 
machten sich die Auswirkungen des 
1. ZBG negativ bemerkbar. Das THW, 
das sich sehr um den Aufbau des 
LSHD bemüht hatte, wurde immer 
mehr in den Hintergrund gedrängt. 
Der Helferbestand verringerte sich , 
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ein Teil der Helfer wanderte zum 
LSHD ab ; die Bereitschaft schmolz 
auf einen Zug zusammen. Der SV 
Eimsbüttel hatte damals vielleicht 
noch 30 Helfer im technischen Dienst, 
keine Fahrzeuge mehr und als Unter­
kunft und Übungsräume nur den 
" Bunker". 

Dann folgte der " Wiederaufbau ". 
Der THW-Landesverband stellte zwei 
MLW zur Verfügung ; dem damaligen 
Ausbildungsleiter gelang es, uber 
das Bezirksamt noch einen GKW 
zu bekommen. Außerdem stellte das 
Bezirksamt Garagen bereit. Die Betei­
ligung am Dienst wurde auch wieder 
besser, gemeinsam mit dem SV Harn­
burg-Altona wurden zwei Übungen 
durchgeführt. Sicher wurde Eimsbüt­
tel nur als "der kleinere Bruder" an­
gesehen , einige ausgezeichnete Kari­
katuren aus dieser Zeit zeigen dies 
deutlich. Für die "alten Eimsbütteler" 
sind sie jedoch eine schöne Erinne­
rung aus schweren Tagen. Im Februar 
1969 schied Beckmann aus Alters­
gründen aus; der Ausbildungsleiter 
legte sein Amt aus persönlichen 
Gründen nieder. Die Geschäftsführer 
Barschdorf und Schallock wechselten 
die Szene. Nur noch wenige enga­
gierte Helfer hielten den Betrieb im 

Bunker aufrecht, die Garagen und 
der GKW gingen verloren; der SV 
fristete nur noch ein bescheidenes 
Dasein. 

Im April 1969 kam der Ostpreuße 
Erwin Siebert als Geschäftsführer 
zum BV Hamburg-Eimsbüttel. Vital , 
mit seiner echt ostpreußischen .. Stur­
heit" erklärte er bei einem Fläsch­
chen: " Hier muß wieder ein richtiger 
BV her und eine vernünftige Unter­
kunft. " Er hat es schnell geschafft ; 
man erinnert sich noch an Hans-UI­
rich Perl bach, der damals Baurat 
bei der Baubehörde war. Siebert und 
Perl bach, die so unterschiedlichen 
Charaktere, beide aus Ostpreußen, 
haben in ungeheurem Einsatz eine 
neue Unterkunft geschaffen und den 
THW-BV wieder aufgebaut, alte Helfer 
aktiviert und " Eimsbüttel " wieder 
zu Ansehen gebracht. Siebert ging 
1973 zum Landesverband, Jaspar 
Wolff - THW-Jahrgang 1962 - wurde 
Geschäftsführer. Im Jahre 1975 trat 
Hans-Ulrich Perl bach zurück. Bereit­
schaftsführer Harald Schnee trat 
seine Nachfolge an. In den letzten 
Jahren wurden vom BV Eimsbüttel 
viele große Einsätze durchgeführt, 
die wohl allen noch in guter Erinne-
rung sind . H. S. 

In diesem Ge­
bäude mit seiner 
schön geglieder­
ten Fassade 
Ist die Die nst­
stelle des 
THW-BV Ham­
burg-Elmsbüttel 
untergebracht. 
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Fernmelder im Obungseinsatz 

Im Raume Braunschweig-Celle-­
Hannover und Peine fand eine Fern­
meldeübung in größerem Rahmen 
statt. Die Leitung hatte der Zugführer 
des THW-Fernmeldezuges Nieder­
sachsen . An der Übung nahmen au­
ßer dem THW-Fernmeldezug Nieder­
sachsen auch Teile der THW-Fern­
meldezüge Stade und Berlin sowie 
Sprechfunkbetriebsstellen der THW­
Ortsverbände Burgdorf, Springen, 
Wunstorf, der Feuerwehr Lehrte und 
des DRK Peine mit insgesamt 120 
Helfern teil. 

Bei dieser Übung sollten erprobt 
werden : 
Einsatz der Fernmeldeeinheiten unter 
erschwerten Bedingungen ; 
Aus- und Weiterbildung der Führer, 
Unterführer und Fernmelder der ver­
schiedensten Fachdienste ; 
Grundausbildung im Feldfernkabel­
bau ; 
Verbesserung des Zusammenwirkens 
mit Feuerwehr und DRK. 

Es waren nachfolgende Aufgabenstel­
lungen gegeben : 
Einrichten und Betreiben von Fern­
meldezentralen; 
Fern- und Funksprech-Betriebsübung 
unter einsatznahen Verhältnissen ; 
Nachtorientierungsfahrt ; 
Zusammenarbeit der Fernmelder 
verschiedener Fachdienste im 
Sprechfunkbetrieb ; 
Feldkabel- und Feldfernkabelbau. 

Durchführung 
Vor Beginn der Übung wurden die 
Teilnehmer über die Vorschriften 
der StVO, die Dienstvorschriften und 
die Unfallverhütungsvorschriften be­
lehrt. Für die Einhaltung dieser Vor­
schriften waren die Unterführer ver­
antwortlich . 

Nach dem Eintreffen der Fernspre­
cher in der THW-Unterkunft in Braun­
schweig begann die Übung mit dem 
Einrichten einer FM-Zentrale HVB 
(Fe) zur Abwicklung des Fernsprech­
betriebes. 

Die Funk- und Fernsprechtrupps 
waren zwischenzeitlich in L"ehrte 
eingetroffen . Nach kurzer Einweisung 
wurde hier von Freitag , 20.00 Uhr, 
bis Samstag, 18.00 Uhr, eine weit­
räumige Funk- und Fernsprechbe­
triebsübung durchgeführt. 

Im Übungsraum Lehrte-Peine--Braun-

schweig übten zwöl f Sprechfunkbe­
triebssteIlen : 
die Abwicklung des Sprechfunkbe­
triebes auf verschiedenen Funkver­
kehrskreisen ; 

das Führen von Betriebsunterlagen 
und das Erstellen von Funkeinsatz­
skizzen und Funkplänen ; 

das Absetzen und Aufnehmen von 
Nachrichten über mittlere und weitere 
Entfernungen im Stand und in der 
Bewegung. 

Die Fernsprecher verlegten 25 km 
Feldkabel in schwierigem Gelände 
(gemischter Bau). Hierbei wurde be­
sonderer Wert auf den Bau von 
Überwegen und die Behebung von 
Leitungsstörungen gelegt. 

Eine Nachtorientierungsfahrt in un­
bekanntem Gelände war mit der 
Durchführung von Erkundungsaufträ­
gen und Fahrten nach Karte mit 
Koordinatenangaben verbunden . 
Zur Vertiefung des Ausbildungsstan­
des erhielten die beteiligten Führer 
und Unterführer in Seminarform eine 
Unterweisung im Funkverkehr mit 
Behörden und Organisationen. Die 
Rufnamenregelung im Land Nieder­
sachsen, Verkehrsformen, Betriebsar­
ten , Gerätekunde, Betriebsunterlagen 
und Abwicklung des Sprechfunkbe­
triebes waren ebenfalls Seminarfä­
cher. An dieser Ausbildung nahmen 
u. a. auch Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehr Lehrte teil. 

Aufgrund der bei der Waldbrandkata­
strophe in Niedersachsen gemachten 
Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
zwischen Bundeswehr und Techni­
schem Hilfswerk wurde mit Unterstüt­
zung des 2. Fernmeldebataillons 1 
eine Ausbildung im Feldfernkabelbau 
durchgeführt. Ein Offizier und neun 
Unteroffiziere unterwiesen die Fern­
meldehelfer des THW aus Berlin und 
Niedersachsen im Aufbau und den 
Einsatzmöglichkeiten der Feldfern­
kabel. 
Die THW-Helfer lernten beim Verle­
gen des Feldfernkabels von Kfz und 
Kabelverlegewagen aus im gemisch­
ten Bau Endpeitsche, Übergangsdo­
se, Trageachse, Abspannhaken , Ab­
spann ring und Lattenschere kennen 
und waren sehr erstaunt über die 
vielseitigen Verwendungsmöglichkei­
ten . Nicht unerwähnt bleiben darf, 
daß der Versorgungstrupp Lehrte 
eine vorzügliche Kalt- und Warmver­
pflegung für die Übungsteilnehmer 
zubereitete. 

Zusammenfassung und Erfahrung 
Allgemein verlief die Ausbildung 
planmäßig . Der Aufbau und das Ver­
kabeln der Fernsprechvermittlungen 
dürfen als sehr gut bezeichnet wer­
den. Die Einhaltung der Fernsprech­
betriebssprache war ausreichend. 
Allerdings machte sich hier in den 
frühen Morgenstunden beim 
Betriebspersonal doch die Müdigkeit 
bemerkbar. 
Die Auswahl der Themen bei der 
theoretischen Ausbildung entsprach 
durchaus den Vorstellungen der Füh­
rungskräfte, doch war der gebotene 
Ausbildungsstoff für die zur Verfü­
gung stehende Zeit von neun Stun­
den zu umfangreich . Es wurde der 
Wunsch geäußert. daß die Führungs­
kräfte auch an Sprechfunkbetriebs­
übungen teilnehmen sollen. Durch 
die Unterstützung der Bundeswehr 
war es erstmals möglich, den Teil­
nehmern Einsatz und Bau des lei­
stungsfähigen schweren Kabels zu 
erklären und die dringend notwendi­
ge, praktische Ausbildung durchzu­
führen . Folgerichtig müßte diese 
Ausbildung nun auch weitergeführt 
werden . Doch fehlen vorerst noch 
die erforderlichen Aus- und Abspul­
geräte und ein Verlege-Lkw, ohne 
die ein Feldfernkabelbau kaum 
durchführbar ist. 

Mit der erst vor kurzer Zeit eingeführ­
ten KatS-Dv 810 - Sprechfunkdienst -
ergaben sieh, wie zu erwarten war, 
noch Schwierigkeiten bei der Abwick­
lung des Sprechfunkbetriebes. Das 
für die Funkbetriebsübung von der 
Katastrophenschutzschule Bad Nenn­
dorf zur Verfügung gestellte Relais 
mit Übungskanal störte durch Über­
reichweiten das Relais der Kranken­
transporte des hessischen DRK. Am 
Samstag wurde das Relais in der 
Zeit von 0.30 bis 5.00 Uhr schließlich 
von der Funkleitzentrale des Innen­
ministeriums gesperrt. Auch bei die­
ser Übung wurde das Fehlen einer 
THW-eigenen Funkfrequenz auf Bun­
desebene, die bis zur Einführung 
der 20-kHz-Technik vorhanden war, 

.als großer Mangel empfunden. 
Sonntag nachmittags konnte der 
Übungsleiter die erfolgreiche Durch­
führung der Übung melden. THW­
Hauptsachgebietsleiter Lubach 
dankte in Vertretung des Landesbe­
auftragten allen beteiligten Helfern 
und Führungskräften für ihre vorbild­
liche Arbeit und Einsatzbereitschaft. 
Mit einem Minimum an Kräften 
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konnte - dank guter Organisation­
die Fernmeldeübung in eineh so gro­
ßen Umfang ohne besondere Vor­
kommnisse durchgeführt werden . 

Für langjährige hervorragende Arbeit 
beim Aufbau und der Ausbildung 
des THW-Fernmeldezuges wurde 
Zugführer Diedrich ausgezeichnet. 
Anschließend übergab der schei­
dende Zugführer den Fernmeldezug 
Niedersachsen an seinen Nachfolger 
Plate. Nach dem Abbau der gesamten 
Übungsanlagen rückten die Helfer 
in den Abendstunden in ihre Heimat­
standorte ab.' 

Sprengübung im Waldgebiet 

Der dumpfe Knall einer Explosion, 
der die eisige Winterluft zerriß, brach 
sich an den Hügeln der schneebe­
deckten Vorharz-Landschaft und 
verhallte langsam in der Ferne. 
Schnee und Holzsplitter wurden weit 
in die Luft geschleudert und prassel­
ten nieder. 

Das war der äußere Eindruck einer 
Sprengübung der Helfer des THW-OV 
Northeim. Der Eigentümer des nahe­
gelegenen von-Stralenheimschen-Pri­
vatforstes hatte dem THW für die 
Übung ein abgeholztes Waldgebiet 
zur Verfügung gestellt, in dem noch 
zahlreiche Baumstubben tief im Bo­
den verwurzelt waren, die gesprengt 
werden sollten. 

Wochen vorher waren bereits die 
Vorbereitungsarbeiten angelaufen: 
Genehmigungen wurden eingeholt, 
Sprengstoff vom Landesverband in 
Hannover beschafft, die Helfer des 
OV in die Sicherheitsbestimmungen 
und die Grundbegriffe von Spreng­
arbeiten eingewiesen. 

An einem Samstag morgen im Februar 
setzte sich die Fahrzeugkolonne un­
ter der Leitung von Geschäftsführer 
Horst Beikireh , der auch der Spreng­
berechtigte des OV ist, in Richtung 
1mbshausen in Marsch. Schon die 
Anfahrt auf den tiefverschneiten 
Waldwegen und bei klirrender Kälte 

stellte Fahrer und Mannschaften vor 
einige Probleme. Der Einsatzort 
konnte schließlich nur mit Schneeket­
ten erreicht werden . 

Zunächst rückten die Helfer den 
Stubben mit Schaufeln " zu Leibe", 
um sie vom Schnee zu befreien . An­
schließend trieben die Männer mit 
Elektro- und Handbohrern Sprenglö­
eher in das hartgefrorene Holz. Da­
nach bildete die Mehrzahl der Helfer 
in rund 300 Metern Entfernung einen 
weiträumigen Absperring . Erst dann 
konnte die letzte Phase der Vorberei­
tungen eingeleitet werden . Von vier 
Sprenghelfern unterstützt, stopfte 
Horst Beikirch die Sprengstoffstan­
gen - Typ " Ammongelit" - In die 
Löcher und verlegte die Zündleitun­
gen. Gegen 12.00 Uhr wurde von 
einem Unterstand aus nach zweimali­
gem Hupsignal elektrisch die erste 
Explosion ausgelÖSt. Im Verlauf der 
Übung wurden auf diese Weise etwa 
zehn Stubben " gerodet " - freilich 
ein wenig unkonventionell! 

nororH81ntv W88TFOL8n /I) 
Such- und Bergungsaktion 
im Rursee 

In einer gemeinsamen Aktion von 
Polizei, DLRG und Tauchern des 
THW aus Aachen und Düren konnte 
ein im Rursee tÖdlich verunglückter 
Sporttaucher bereits nach zweiein­
halb Stunden geborgen werden. Die 
Aktion wurde von Hubschraubern 
der Polizei, des Bundesgrenzschutzes 
und der Bundeswehr unterstützt. 

Drei junge Sporttaucher aus Wesse­
ling bei Köln führten an einem Sams­
tag morgen bei Eschauel eine Tauch­
übung im Rursee durch. In einer Tiefe 
von 35 m versagte der Lungen­
automat im Tauchgerat eines Tau­
chers. Mit einem seiner Begleiter 
führter dieser Taucher dann 
Wechselatmung durch, d. h. beide 
Taucher atmeten abwechselnd aus 
einem Tauchgerät. 

Während des Aufstiegs zur Wasser­
oberfli.che ging der Kontakt zwischen 
den beiden Tauchern verloren. Der 
Taucher mit dem defekten Gerät er­
reichte zusammen mit dem dritten 
Taucher die Oberfläche, während 
der eine Taucher verschwunden 
blieb. Ein erneutes sofortiges Tau­
chen war nicht möglich , die Flaschen 
hatten - abgesehen davon, daß ein 
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Gerät defekt war - nur noch wenig 
Luft. Außerdem standen die beiden 
jungen Männer unter einem Schock. 
Ihre Hilferufe alarmierten Passanten , 
die die Polizei und die DLRG Woffel­
bach verständigten . 

Der in der Nähe der Unglücksstelle 
arbeitende Aachener Sporttaucher 
Christians, der allerdings keine Tau­
cherausrüstung mit sich fuhrte, leitete 
die ersten Maßnahmen zur Ortung 
des Verunglückten ein . Mit einem 
Ruderboot umkreiste er die Un­
glücksstelle und hielt nach Luftblasen 
Ausschau , die möglicherweise noch 
aus dem Tauchgerat des Verunglück­
ten ausströmten. Unterstützt wurde 
er dabei von einigen Kanufahrern . 
Als man solche Luftbläschen sichtete, 
wurde an dieser Stelle von einem 
inzwischen eingetroffenen Boot der 
DLRG eine Markierungsboje abge­
lassen. 

Zwischenzeitlich waren über die Poli­
zei und die Rettungsleitstellen Tau­
cher des THW in Aachen und Düren 
alarmiert worden . Ein Taucher fuhr 
sofort von Konzen aus zur Unglücks­
steIle, ein zweiter Taucher wurde 
mit seiner Ausstattung von Aachen 
per Hubschrauber nach Eschauel 
geflogen. Ein Polizeihubschrauber 
brachte zwei weitere THW-Taucher 

von Aachen zur Unglücksstelle, wäh­
rend die Durener THW-Taucher mit 
ihren Fahrzeugen anrückten . 

Vom BundesgrenZSChutz in Hangelar 
wurde eine Taucher-Druckkammer 
eingeflogen. Ein SAR-Hubschrauber 
brachte von der Kernforschungsan­
lage Jülich Preßluftflaschen zum 
Nachfüllen der Tauchflaschen heran. 
Motorboote des THW aus Duren und 
Simmerath wurden vorsorglich zur 
Einsatzstelle beordert. 

Die bei den zuerst eingetroffenen 
Taucher machten sich sofort einsatz­
bereit und wurden vom DLRG-Boot 
zur Unglücksstelle gebracht. An der 
BOjenleine entlang abtauchend, stie­
ßen sie in 35 m Tiefe nach kurzer 
Zeit auf den verunglückten Taucher. 
Die an der Oberfläche gesiChteten 
Luftbläschen strömten aus dem ne­
ben dem Verunglückten liegenden 
Lungenautomaten, sein Tauchgerät 
hatte der Taucher noch umgeschnallt. 

Unter Beachtung aller Vorsichtsmaß­
nahmen und ständigem Herauspres­
sen der Luft aus dem Brustkorb des 
Verunglückten - zur Vermeidung 
eines Lungenrisses, der bei nachlas­
sendem Druck beim Aufstieg eintre­
ten kann - wurde der Taucher an 
die Wasseroberfläche gebracht. Ein 



DLRG-Boot brachte ihn sofort zum 
Ufer, wo die Druckkammer bereit­
stand . Ein anwesender Arzt konnte 
jedoch nur noch den Tod feststellen. 

Bemerkenswert war bei diesem Ein­
satz die gute und unbürokratische 
Zusammenarbeit zwischen den 
THW-Tauchern aus Aachen und Dü­
ren und der Polizei , der DLRG und 
den Hubschrauberbesatzungen. 

Wenn auch bei diesem Einsatz jede 
Hilfe zu spät kam, so bleibt zu hoffen, 
daß die gewonnenen Erfahrungen 
vielleicht beim nächsten mal dazu 
beitragen , noch schneller Hilfe brin­
gen zu können. 

G. E. 

Neuer OB in Wuppertal 

Ulrich von der Heydt, 50, ist neuer 
Ortsbeauftragter für das THW in der 
berg ischen Metropole. Er löste den 
Ud. Rechtsd irektor der Stadt Wup­
pertal, Oe. Siegfried Schmidt, ab, 
der dem THW als Kreisbeauftragter 
verbunden bleibt. 
Der neue OB ist den THW-Helfern 
in Wuppertal kein Unbekannter. Er 
pflegte bereits in der Vergangenheit 
gute Kontakte zu den Wuppertaler 
THW-Männern; Ulrich von der Heydt 
ist nämlich Leiter des Amtes für Zivil­
schutz der Stadt. 
Bedenken , er werde als Amtsleiter 
das THW möglicherweise bevorzugen , 

zerstreute von der Heydt gleich zu 
Beginn seiner neuen ehrenamtlichen 
Tätigkeit. " Das sind für mich zwei 
verschiedene Paar Schuhe. Ich bin 
als Zivilschutz-Amtsleiter nach wie 
vor Vertrauensmann aller Katastro­
phenschutzorganisationen . Keine 
wird bevorzugt, keine benachteiligt." 

Für das Jahr 1978 sind von der Füh­
rungsgruppe des OV unter der Lei­
tung von Bereitschaftsführer Hans­
Christian Neudahm die Schwerpunkte 
bereits gesetzt. In Wuppertal wird 
an zwei Donnerstagen im Monat die 
Weiterbildung aller Führungskräfte 
forciert. Die Helfer der THW-Ber­
gungszüge treffen sich einmal monat­
lich an einem Samstag. U. O. 

Hessen ~ 
Bergen aus Höhen 

In einem abbruchreifen Industriege­
bäude in Frankfurt probte der THW­
Ortsverband Bad Homburg im Rah­
men einer Übung das "Bergen aus 
Höhen" mit einem " rollgliss" -Gerät. 
Seit über drei Jahren gehört dieses 
Gerät zur Ausrüstung des OV. Neuer­
dings wurde es auch in den Entwurf 
der StAN für die Gerätegruppe des 
Bergungszuges aufgenommen. 

Das ebenfalls von der Feuerwehr 
vielfach verwendete Gerät vereinigt 
die Vorteile einer einfachen Handha­
bung und vielfältiger Einsatzmöglich­
keiten , Schnelligkeit und hoher Be­
triebssicherheit. Die Übung diente 
der Aneignung der notwendigen si­
cheren Kenntnis und Geläufigkeit 
aller Handgriffe, die für eine schnelle 
Personen bergung beherrscht werden 
müssen . 

Alle vorkommenden Abseilverfahren 
wurden durchgespielt; die beteiligten 
Helfer hatten die beachtliche Höhe 
von 18 m - der Aufsteckgalgen war 
in dieser Höhe hinter einem Fenster 
aufgestellt worden - zu überwinden. 
Es ist selbstverständlich , daß alle 
Sicherheitsbestimmungen sorgfältig 
beachtet wurden . 

Neuer THW-Ortsbeauftragter 
in Neuhof 

Der bisherige Ortsbeauftragte des 
THW-OV Neuhof, Winfried Trabert, 
wurde im Rahmen einer Feierstunde 
verabschiedet. Sein Nachfolger, Die-

ter Mack, wurde zum gleichen Zeit­
punkt offiziell von Landesbeauftrag­
tem Dr.-Ing. Reß in sein Amt einge­
führt. 

Trabert, der außer dem THW-Landes­
beauftragten den THW-Kreisbeauf­
tragten Holzapfel , den Vertreter des 
Landrats, Kassler , Bürgermeister 
Heimüller, die THW-OB von Fulda 
und Hünfeld sowie THW-Geschäfts­
führer Budzynki begrüßen konnte, 
gab anschließend einen Rückblick 
auf die Entwicklung des OV, der mitt­
lerweile 65 Helfer umfaßt. 

Dr. Reß dankte dem Scheidenden, 

der aus persönlichen Gründen sein 
Amt zur Verfügung stellte, und über­
reichte ihm die Entlassungsurkunde. 
Trabert wird als stellvertretender OB 
im OV Neuhof weiter mitarbeiten . 

Dem neuen OB Mack überreichte 
Oe. Reß die Ernennungsurkunde und 
wünschte ihm alles Gute für seine 
künftige Tätigkeit. H. Kassler als Ver­
treter des Landrates sprach sich für 
eine weitere gute Zusammenarbeit 
mit dem OV aus; Bürgermeister Hei­
müller teilte mit, daß bald ein Ge­
lände für die vom THW benötigten 
Garagen zur Verfügung stehen werde. 

Ein THW-Helfer seilt sich aus 18 m Höhe THW- l andesbeauftragter Dr.- Ing. Reß 
mit Hilfe eines " ro llgliss"-Gerätes an überreichte OB Mack (rechts) die Ernen-
der Außenwa nd ab. nungsurkunde. 
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Gasexplosion in Pirmasens 

Eine gewaltige Gasexplosion zer~ 
störte in Pirmasens ein zweistöckiges 
Eckhaus. Aus dem Nachbarhaus, 
das ebenfalls zur Hälfte weggerissen 
wurde. konnte sich eine Frau unver­
letzt retten . Sie gab den eintreffenden 
Männern von Polizei und Feuerwehr 
erste Hinweise auf Personen , die 
sich möglicherweise in den beiden 
Gebäuden befinden konnten . Als 
erster wurde ihr Mann, der zwischen 
den Trümmern eingeklemmt war, 
aus seiner bedrohlichen Lage unver­
letzt befreit. 

Nach zunächst sehr widersprüchli­
chen Aussagen der völlig verstörten 
Hausbewohner, die sich zum Zeit­
punkt des Unglücks bei Nachbarn 
aufgehalten hatten, kam man zu der 
Erkenntnis, daß sich vermutlich nur 
eine Person - eine Frau - in der im 
Keller gelegenen Waschküche des 
zerstörten Hauses aufgehalten haben 
könnte. 

Zwischenzeitlich hatte der an die 
Unglücksstelle geeilte Oberbürger­
meister Katastrophenalarm gegeben, 
worauf weitere Gruppen von Feuer­
wehr, THW, DRK, MHD und ASB an­
rückten. Da die Gas- und Wasserlei ­
tungen zerstört bzw. beschädigt wa­
ren , mußten die Stadtwerke zunächst 
diese Versorgungsleitungen fü r den 
Bezirk unterbrechen, bis die Absperr­
schieber der zerstörten Häuser freige­
legt und geschlossen werden konn­
ten. Danach erst konnte man mit 
den eigentlichen Bergungsarbeiten 
beginnen. Das auf dem Trümmerke­
gel liegende Walmdach wurde mit 
Hilfe einer Seilwinde abgezogen bzw. 
-gekippt, weil man vorher die Trüm­
mer nicht abraumen konnte. 

Inzwischen stand fest , daß sich zum 
Zeitpunkt des Unglücks tatsächlich 
eine Person im Hause - vermutlich 
im Keller - befunden hatte. Deshalb 
wurden die Arbeiten auf diesen Be­
reich konzentriert. Durch eine freige­
legte Öffnung in der teilweise einge­
stlJrzten Kellerdecke wurden die er­
sten schwachen Hilferufe der Frau 
gehört. Vorsichtig wurde die Öffnung 
erweitert. Kurze Zeit später konnte 
man die Frau auch im Licht von 
Handscheinwerfern erkennen: Ihr 
Unterkörper lag unter eingestürzten 
Teilen der Stahlträgerdecke. 
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Fieberhaft arbeiteten die Helfer des 
THW und der Feuerwehr, bis ein Not­
arzt durch die Öffnung in den Keller 
steigen und erste ärztliche Versor­
gung leisten konnte. Die Bergung 
erwies sich als sehr schwierig , sie 
konnte nur mit äußerster Umsicht 
und Sorgfalt durchgeführt werden. 

Die Unglücksstelle 
In Plrmasens un­
mittelbar nach 
der Gasexplosion. 

Helfer des THW 
und der Feuerwehr 
rä umen den Trüm­
merberg ab. 

Vorsichtig arbeiten 
sich die Helfer 
durch die einge­
stürzte Kellerdecke 
nach unten. 

Erst nach 16 Uhr konn te die Frau 
geborgen und mit Notarztwagen ins 
Krankenhaus gebracht werden. Dort 
erlag sie gegen 20 Uhr ihren schwe­
ren Verletzungen. 

Nach weiteren Sicherungsarbeiten, 
vor allem an dem schwer beschädig-



ten Nachbarhaus, wurde der Einsatz 
gegen 19.30 Uhr beendet. An einem 
der nächsten Wochenenden beluden 
die THW-Helfer an der EinsturzsteIle 
40 Kipper mit Trümmern und fuhren 
diese ab. 

Rettungseinsatz 
am Pulvermaar 

Die THW-Ortsverbände Trier und 
Wittlich wurden alarmiert, um bei 
der Suche nach einem im Pulvermaar 
bei Gillenfeld in der Eifel verunglück­
ten 20jährigen Taucher aus Essen 
zu helfen. Oie Kriminalpolizei Trier 
und der Vorstand des Verbandes 
Deutscher Sporttaucher hatten das 
THW um Mithilfe gebeten. 

Beim zuständigen Wasser- und 
Schiffahrtsamt wurde die Art der 
notwendigen Hilfeleistung geklilrt. 
Der THW-LB Rheinland-Pfalz beauf-

trag te den OV Wittl ich, der mit 19 
Helfern gegen 19 Uhr am Pulvermaar 
eintraf. Bis 23 Uhr waren eine Ton­
nenfähre als schwimmende Arbeits­
plattform und ein Anlegesteg fertig­
gesteIlt. Am nächsten Tag begann 
in Zusammenarbeit mit Angehörigen 
des Wasser- und Schiffahrtsamtes 
die Suche nach dem vermißten 
Taucher. 

Wegen der großen Tiefe des Pulver­
maars war eine Suche durch Taucher 
aus Sicherheitsgründen nicht mög­
lich. Deshalb arbeitete man mit Un­
terwasserscheinwerfern und einer 
Unterwasserkamera. Der dazugehö­
rige Monitor stand auf der Arbeits­
plattform. Um eine systematische 
Suche sicherzustellen, wurde die 
Wasserfläche in Planquadrate einge­
teilt. An vier von den Seiten der Platt­
form zum Ufer gespannten Seilen 
wurde diese mit Hilfe von Winden 
langsam über das Wasser gezogen; 

so konnte die ganze Fläche des 
Grundes abgeleuchtet und gefilmt 
werden. 

Oie Anordnungen zur Seilführung 
wurden von Bord der Tonnenfähre 
aus mit Funkgeräten an die Bedie­
nungen der Winden durchgegeben. 
Am Abend wurden die Helfer des 
OV Wittlich von neun Helfern des 
THW-OV Trier abgelöst. Diese setzten 
- gemeinsam mit den Männern des 
Wasser- und Schiffahrtsamtes - die 
Suche zwei Tage fort. Dabei konnten 
Teile der Ausrüstung des Tauchers, 
nicht aber der Verunglü ckte selbst 
geortet werden. 

Wegen eines schweren Schiffsunfalls 
auf der Mosel mußte die weitere Su­
che zunächst abgebrochen werden. 
Fähre und Steg wurden jedoch noch 
nicht abgebaut, weil die Suche im 
Pulvermaar fortgesetzt werden soll. 

F. F. 

8aarlanD e> 
Weiterbildung 
im Wasserdienst 

Am Losheimer Stausee wurde im 
Rahmen der Weiterbildung der Helfer 
des Bergungsdienstes in zusätzlichen 
Aufgaben des Wasserdienstes ein 
Wochenend-Lehrgang durchgeführt. 
Die Helfer, die bereits einen Lehrgang 
für Aettungsschwimmer absolviert 
hatten, wurden von Ausbildungsfach­
kräften der DLRG am Beatmungsge­
rät unterrichtet. Der praktische Teil 
dieses Unterrichtes fand auf dem 
Stausee statt. Es wurden die Rettung 
vom Ruderboot, das Heranfahren 
mit dem und das Bergen vom Motor­
boot aus sowie MögliChkeiten der 
Wiederbelebung im Boot geübt. 

THW-Helfer aus Merzig beim Einfa hren 
der Schlauchbootfähre. 

An einer anderen Stelle waren Helfer 
des OV Merzig unter Leitung der 
beiden Zugführer des OV Saarbrük­
ken, Huhn und Bück, damit beschäf­
tigt , eine - erst kurze Zeit zuvor zuge­
teilte - 8-t-Schlauchbootfähre mit 
LA-Oberbau zu bauen und zu betrei­
ben. Der erste Tag des Lehrgangs 
diente hier der theoretischen Unter­
weisung , der folgende Sonntag der 
Praxis. 

Vormittags konnte mit der Fähre, 
die von zwei Aubos angetrieben wird , 
im Beisein von LB Reimann , HSGL 
Faß und GF Ballnus die erste Probe­
fahrt durchgeführt werden . Am 
Nachmittag fuhr die Fähre unter Last ; 
es wurde ein THW-Einsatzfahrzeug 
übergesetzt. G. F. 

Die 8-t-Schlauchboottähre mit LA-Ober­
bau kurz vor ihrer Fertigstellung. 

Ein moderner GKW 
für das THW 

Als erste der 16 saarländischen Ber­
gungseinheiten des THW wurde die 
Einheit des OV Mettlach mit dem 
neuen Gerätekraftwagen, der mit 
einer ganzen Reihe von technischen 
Geräten bestückt ist, ausgestattet. 
THW-Landesbeauftragter Gerhard 
Reimann übergab den Schlüssel des 
Fahrzeuges bei einer kleinen Feier 
im Hof des Mettlacher Krankenhauses 
an OB Alfred Becker. 

Reimann erläuterte dabei alle Mög­
lichkeiten, die das neue Fahrzeug 
beim Einsatz im Katastrophenfall 
bietet. So ist es u. a. mit Motorsäge, 
Seilwinde, Beleuchtungsaggregat 
und Beleuchtungssätzen ausgerüstet. 
Der Wagen ist mit sechs Helfern be­
setzt. 

OB Becker gab seiner Genugtuung 
darüber Ausdruck, daß sein Ortsver­
band jetzt mit diesem Gerätekraftwa­
gen , einem Kombifahrzeug, zwei 
Mannschaftswagen, einem Motorboot 
und einem Kipper auf modernstem 
technischen Stand ist. Der Stellvertre­
ter des Ortsbeauftragten, Polizei­
Hauptkommissar Arthur Ewen, hatte 
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Voller Stolz zeigen sich die Mettlacher 
THW-Helfe r vor ihrem neuen Geräte­
kraftwagen. 

einleitend die THW-Helfer und zahl­
reiche Ehrengäste begrüßt. Unter 
ihnen waren Bürgermeister Feiten, 
Kreisbrandinspektor Bühler, THW-Ge­
schäftsführer Ballnus und zahlreiche 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens. T. B. 

Landtagsabgeordneter wird 
OB des THW 

Der bisherige Ortsbeauftragte des 
THW Mettlach, Reinig, wurde von 
THW-Landesbeauftragtem Reimann 
verabschiedet. Nachfolger wurde 
MdL Alfred Becker, dem Reimann 
im Rahmen einer Helferversammlung 
das Beauftragungsschreiben als 
Ortsbeauftragter übergab. 

Nach der Begrüßung der Gäste -
auch der Bürgermeister von Mettlach, 
Feiten , war anwesend - zeichnete 
Reimann die wechselvolle Geschichte 
des Ortsverbandes auf und wurdigte 
die Arbeit des bisherigen Ortsbeauf­
tragten. 

MdL Becker erklärte, daß er die Füh­
rung des THW-OV Mettlach als eine 
Gemeinschaftsaufgabe aller Füh­
rungskräfte betrachte. Nur im Zu­
sammenwirken aller Kräfte können 
Leistungsstand und Einsatzbereit­
schaft zum Wohle der Allgemeinheit 
erhöht werden . Polizeihauptkommis­
sar Ewen wurde zum Stellvertreter 
des OB ernannt. G. F. 

Gemeinschaftsübung 
THW - Feuerwehr - DRK 

Zur Förderung der Zusammenarbeit 
führten der THW-OV Ludweiler, die 
Freiwillige Feuerwehr und das DRK 
eine Gemeinschaftsübung durch. 
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Ein "Brand" in einem zum Abbruch 
bestimmten Haus war der Grund für 
die Alarmierung der Feuerwehr, die 
bald am Brandherd eintraf. Im Au­
genblick des Eintreffens kam es zu 
einer "Gasexplosion" . Fensterschei­
ben splitterten , im hinteren Gebäude­
teil stürzte eine Decke ein , dicke 
Rauchschwaden drangen aus dem 
Gebäude. Einsatzleiter Sruck von 
der Freiwilligen Feuerwehr ließ sofort 
mit den Lösch- und Bergungsarbeiten 
beginnen und forderte über Funk 
die Unterstützung durch DRK und 
THWan. 
Gegen 15.10 Uhr war das DRK unter 
Leitung von Bereitschaftsführer Kip­
per am Einsatzort. Dort wurde sofort 
ein Zelt aufgebaut, in dem " Verletzte" 
versorgt werden konnten . Nach kur­
zer Zeit hatte die Feuerwehr bereits 
zwei "Eingeschlossene" aus den 
oberen Räumen über die Drehleiter 
geborgen. Drei weitere Personen 
sprangen aus einem Giebelfenster 
in das aufgespannte Sprungtuch. 
Während die Löscharbeiten zügig 
vorangingen, wurden zwei "Verletzte" 
von Helfern unter schwerem Atem­
schutzgerät aus dem Erdgeschoß 
geborgen. Sie wurden schnellstens 
vom DRK versorgt. 

Um 15.14 Uhr rückte der Bergungs­
zug des THW an . Zugführer Kuhn 
teilte nach Weisung des Einsatzleiters 
die Helfer ein . Um den Einsturz der 
Vorderfront zu verhindern , wurde 
diese abgestützt , ebenso wurden 
zwei Fenster ausgesteift. Für weitere 
" Eingeschlossene" wurden Bohrun­
gen zur Luftversorgung durchgeführt. 
Gleichzeitig wurde mit einem Mauer­
durchbruch begonnen. Zwei Helfer 
mit Preßlufthämmern stemmten in 
kurzer Zeit eine Öffnung in die Mau­
er, durch die zwei Helfer der Feuer­
wehr und zwei des THW unter schwe­
rem Atemschutz in den Raum einstei­
gen und vier " Verletzte ", die Ver­
brennungen und Rauchvergiftungen 
erlitten hatten, bergen konnten . Zwei 
"Schwerverletzte" mit Knochenbrü­
chen und Brandverletzungen wurden 
mit Hilfe eines Leiterhebels und einer 
schrägen Ebene herabgelassen. 

Die Helfer der einzelnen Organisatio­
nen arbeiteten gut zusammen. So 
war es auch möglich, die gestellten 
Aufgaben innerhalb eines Zeitraumes 
von gen au 48 Minuten zu bewältigen. 
Nach Ende der Übung traf man sich 
im THW-Heim zu einer Aussprache, 
bei der sich THW-OB Knob lauch für 
die gute Zusammenarbeit aller Helfer 
bedankte. Er dankte ebenfalls der 
Polizei , die während der Übung den 

Verkehr geregelt hatte. DRK-Kreisvor­
sitzender Wahlen , GF Fritz Diehl und 
die Führungskräfte der Feuerwehr 
zeigten sich vom Ablauf der Übung 
und der guten Zusammenarbeit sehr 
befriedigt. E. K. 

THW errichtet 
Fußgängerbrücke 

Im Auftrag der Stadt Blieskastel er­
richteten 20 THW-Helfer aus St. Ing­
bert unter der Leitung von OB Thiel 
an fünf Samstagen in Niederwürz­
bach eine 22,5 m lange Fußgänger­
brücke. Die Brücke hat eine Nutz­
breite von 2 m, sie führt in unmittel­
barer Nähe der Kulturhalle über den 
Würzbach und soll den Schulkindern 
und Fußgängern den gefahrvollen 
Fußweg über die stark befahrene 
Hauptverkehrsstraße und zwei Bahn­
übergänge teilweise ersparen. 

Harmonisch fügt sich die vom THW 
errichtete Fußgängerbrücke In da s Land­
schaltsbild ein. 

Die Konstruktion der Brücke mit einer 
Spannweite von 9 m im längsten Teil 
wurde vom OV St. Ingbert entworfen ; 
die statische Berechnung erstellte 
das Bauamt. Die Stadt Blieskastel 
lieferte die benötigten rd . 10m' 
Schnittholz. Erschwerend wirkte sich 
auf die Arbeiten aus, daß acht Ei­
ehen pfähle der SpItzweIljoche mit 
einem Durchmesser von je 26 cm 
vier Meter tief in den Boden einge­
rammt werden mußten. 

Anläßlich der Übergabe der Brücke 
durch OB Thiel an den Bürgermeister 
von Slieskastel waren zahlreiche 
Gäste, unter ihnen Mitglieder des 
Rates der Stadt Blieskastel , anwe­
send. Es gab viele Worte des Dankes 
an die THW-Helfer. Vor allem stellte 
man fest, daß mit der Errichtung der 
Brücke nicht nu r einem Verkehrspro­
blem abgeholfen wurde, sondern 
auch das Ortsbild aufgewertet wurde. 

G. F. 



Albert Finck 
wurde verabschiedet 

Aus gesundheitlichen Gründen schied 
der Sachbearbeiter im HSG 1 beim 
LB X, Albert Finck, vorzeitig aus dem 
aktiven Dienst des THW aus. 

Fast 15 Jahre lang war Finck als Ge­
schäftsführer in den Bezirksverbän­
den Steglitz und Zehlendorf mit gro­
ßem Engagement tätig ; lange Jahre 
war er auch Mitglied des Personalra­
tes und Vorsitzender des örtlichen 

Personalrates in Berlin . Zuletzt arbei­
tete er bei der LV-Dienststelle als 
Sachbearbeiter im Hauptsachgebiet ,. 

Im Rahmen einer kleinen Feierstunde 
wurde Finck in Anwesenheit der Kol­
leginnen und Kollegen durch den 
Landesbeauftragten verabschiedet. 
Die Verleihung der THW-Helfernadel 
in Gold mit Kranz war Ausdruck des 
Dankes und der Anerkennung für 
seine besonderen Verdienste um 
den Aufbau und seine Tätigkeit im 
THW. G. B. 

Aus der Hand des Landesbeauftragten 
erhält Sachbearbeiter Albert Fink die 
Helfernadel in Gold mit Kranz. 

BODenrvwur-1 TemBerG fi 
Einsatzleitung .. Trinkwasser. 
notversorgung" 

Dem THW in Baden-Württemberg 
wurden sechs dem Ministerium für 
Ernähru~g , Landwirtschaft und Um­
welt unterstehende mobile Trinkwas­
seraufbereitungsanlagen (TWA) zur 
Verwendung bei Einsätzen in Notfäl­
len bzw. zur Nutzung für Ausbil­
dungsvorhaben überwiesen. Diese 
Anlagen sind bereits im Laufe des 
Jahres 1976 bei den einzelnen Was­
serwirtschaftsämtern übernommen 
worden . Unverzüglich wurden die 
für den Betrieb der Anlagen notwen­
digen Helfer ausgebildet ; ein größerer 
Einsatz mit zeitweilig drei TWA wurde 
anläßlich der extremen Trockenheit 
im Jahre 1976 in Creglingen (Main­
Tauber-Kreis) durchgeführt. 

Kürzlich führte der THW-Landesver­
band Baden-Württemberg eine Ein­
satzübung "Trinkwassernotversor· 
gung" durch . Dazu wurden erstmals 
an einem Samstag die beim THW 
in Baden-Württemberg vorhandenen 
sechs landeseigenen und die beiden 
organisationseigenen TWA in der 
Nähe des Absperrbauwerks des 
Hochwasserrückhaltebeckens der 
Schwippe bei Böblingen-Dagersheim 
zusammengezogen . 

Der konzentrierte Einsatz der acht 
TWA und die Durchführung von Maß­
nahmen zur Trinkwasserverteilung 
sollten dem zuständigen Ressortmini­
ster und seinen leitenden Mitarbeitern 
die Einsatzmöglichkeiten des THW 
bei der Trinkwassernotversorgung 
demonstrieren. Als hauptsächliche 
Aufgaben wurden das Aufbere iten 

von Bachwasser aus der Schwippe 
und die Trinkwasserverteilung ange­
sehen . Das Wasser sollte unter Ein­
satz von 1,5-t- und 4,5-t-Lkw mit ver­
lasteten Faltbehältern und anderen 
Gefäßen (z. B. Aufsatztanks, Kani­
stern) in die zu versorgenden Gebiete 
transportiert werden . Hier erfolgte 
die Wasserausgabe über Zapfgale­
rien . Die Einspeisung des zugeführten 
Wassers in das örtliche Versorgungs­
netz durch Behelfsleitungsbau wurde 
ebenfalls geübt. Weitere Aufgaben 
waren Versorgung zusammengefaßter 
Einsatzeinheiten, Lotsendienst, We­
geunterhaltung im Übungsgelände, 
Führen von Einheiten und Teil­
einheiten . 

Eingesetzt waren acht TWA-Trupps 
(jeweils vier Helfer) aus den THW-OV 
Aalen , Adelsheim , Blaubeuren, Öhrin­
gen, Pforzheim , Renehen, Tübingen 
und Stuttgart, Teile des Bergungszu­
ges Böblingen, der Instandsetzungs­
zug Leonberg - sowie das notwen­
dige Versorgungs- und Führungsper­
sonal. 

Der Minister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Umwelt des Landes Ba­
den-Württemberg , Gerhard Weiser, 
der das Übungsgelände aufsuchte, 
wurde, ebenso wie die Vertreter ober­
ster Landesbehörden , der Kreis- und 
Gemeindeverwaltung sowie der Or­
ganisationen, durch den Landesbe­
auftragten des THW, Dipl.-Ing. 
Schneider, begrüßt. Weiser besich­
tigte eingehend die einzelnen 
Übungsstationen. Der Minister und 
seine Mitarbeiter konnten dabei die 
Einzelheiten der praxisbezogenen 

Trinkwassernotversorgung klnnen­
lernen. Es wurden ihnen viele Anre­
gungen zur Erweiterung bzw. Ergän­
zung der Ausstattung vorgetragen . 
Mit den Fachkräften der TWA führten 
sie ins Detail gehende Gespräche. 
Minister Weiser nahm die Gelegenheit 
wahr, den THW-Helfern für ihre Tä­
tigkeit, die der Allgemeinheit zugute 
kommt, zu danken . 

Es zeigte sich, daß sich die Bereitstel­
lung eines Koordinierungsfahrzeuges 
für die Übungsleitung sehr positiv 
auswirkte. Es diente als zentrale An­
laufstelle, als Arbeitsraum für die 
Leitung , sicherte die direkte funkmä­
ßige Führung , um nur einige Bei­
spiele zu nennen. Wegen der Eigen­
art der Übung war ein entsprechen­
des Leitungsorgan bereits in der Vor­
bereitungsphase unter Einbeziehung 
örtlicher Führungskräfte gebildet 
worden. Die frühzeitige Beteiligung 
der betreffenden KB und OB des 
THW bewirkte, daß diese sehr intensiv 
an der überregionalen Aufgabe mit­
arbeiteten . 

Im Verlauf der Übung wurden auch 
Wasseruntersuchungen durchgeführt, 
Wasserproben dem zuständigen 
Landesuntersuchungsamt zugeführt. 
So sollte sichergestell t werden, daß 
die Trinkwasserqualität einwandfrei 
war. Die Verpflegung der eingesetz­
ten 119 Helfer wurde in eigener Regie 
vorgenommen. Für die eingesetzten 
31 Fahrzeuge und 9 Anhänger sowie 
die zahlreichen Arbeitsmaschinen 
wurden ein Materialerhaltungs- und 
ein Verbrauchsgütertrupp in Bereit-
schaft gehalten. G. K. 
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Bo~ern ~ 
Gemeinsame Hilfeleistung 

Angehörige der Feuerwehr, des THW 
und des Bayerischen Roten Kreuzes 
halfen gemeinsam mit Soldaten der 
Bundeswehr bei der Bergung eines 
Verletzten aus einem Kraftfahrzeug . 

Gleich zwölf Kraftfahrzeuge waren 
auf der BAB-Brücke bei Dettelbach 
in Unterfranken in einen Auffahrunfall 
verwickelt, bei dem der Einsatz dieser 
Gruppen erforderlich wurde. U. G. 

Vorsichtig wird der Verletzte aus dem Unfallfahrzeug herausgehoben. Die Helfer 
stehen schon mit einer Trage bereit. 

Neuer MKW für das THW Feuchtwangen 

Einen " großen Bahnhof" gab es beim 
OV Feuchtwangen in der Unterkunft 
in Banzenweiler : Landrat Ehnes, Bür­
germeister Eckhardt und THW-GF 
Hilpert vom GFB Mittelfranken-West 
waren anläßlich der Übergabe eines 
neuen MKW nach Banzenweiler ge­
kommen _ Kreisbrandinspektor Eber­
lein und Polizeidienststellenleiter 
Menzler waren ebenfalls anwesend . 

Das neue Fahrzeug, das einen An­
schaffungswert von 160000 DM hat, 
komplettiert den Fahrzeugpark des 
Ortsverbandes, die Einsatzbereit­
schaft fur den Katastrophenfall wird 
damit erheblich verbessert. Landrat 
Ehnes, den GeschaftsfUhrer Hilpert 
als einen verständnisvollen Förderer 
des Katastrophenschutzes begrüßt 
hatte , sprach dem THW den Dank 
des Kreistages und der Kreisverwal­
tung aus ; Bürgermeister Eckhardt 
unterstrich , daß gerade die ehrenamt­
liche Tätigkeit für ein Gemeinwesen 
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wertvoll sei. Seine Bitte an die Helfer, 
sich auch weiterhin fur den Staat 
und die Gemeinde einzusetzen , 
wurde von den THW-Angehörigen 
als eine Selbstverständlichkeit aufge­
nommen. 

Daß slaatliche Maßnahmen für den 
Katastrophenschutz notwendig und 
richtig seien, darüber ließ Landrat 
Ehnes keinen Zweifel aufkommen. 
Er erinnerte an die Brandkatastrophe 
in Norddeutschland, wo die Hilfsor­
ganisationen durch ihren Einsatz 
Schlimmeres verhütet hatten. Ein 
gutes Funktionieren der ehrenamtli­
chen Hilfe, meinte der Landrat , sei 
möglich, weil es in der Bundesrepu­
bllk Deutschland eine freiheitliche 
Verfassung gebe, die dem Bürger 
die geistige Freiheit sichere, ihm 
gleichwohl aber auch persönlichen 
Einsatz abverlange. 

Das THW Feuchtwangen verfügt jetzt 
uber sieben Fahrzeuge, zwei Anhän-

ger und ein Notstromaggregat. Um 
dieses wertvolle Gerät wetterge­
schützt unterzubringen, wird in Ban­
zenweiler eine bauliche Vergrößerung 
unumgänglich. GF Hilpert konnte 
den THW-Helfern mitteilen, daß in 
diesem Jahr 210000 DM fur sechs 
zusätzliche Garagen bereitgestellt 

Präsentation der Ausstattung des 
THW-OV Feuchtwangen du rch Geschäfts­
fü hrer Hll perl Rechts Im Bild l and ra t 
Ehne s. 

werden. Oie Genehmigung sei berei ts 
erteilt, versicherte Hilpert. 

Dann gab es noch einige Überra­
schungen in Form von Auszeichnun­
gen: Landrat Ehnes wurde für beson­
dere Verdienste um das THW mit 
dem Helferzeichen in Gold ausge­
zeichnet. Auch Ausbildungsleiter 

l andrat Ehnes Überreicht THW-OB 
Scholz das Helferzeichen in Gold; links 
Geschäftsführer Hilpert. 

Richard Vogel , stellvertretender Orts­
beauftragter, erhielt diese Auszeich­
nung. Das Helferzeichen in Gold mit 
Kranz erhielt Ortsbeauftragter Sc holz. 
Ihn würdigte der Geschäftsführer 
als den "Motor" des THW in Feucht­
wangen . In seinen Dank schloß Hil-



pert auch Kreisbrandinspektor Eber­
lein ein , der als Feuerwehrmann ein 
" Geburtshelfer" des Feuchtwanger 
THW-Ortsverbandes gewesen sei 
und erfolgreich als Koordinator in­
nerhalb der Hilfsorganisationen ge­
wirkt habe. Den Angehörigen des 
Roten Kreuzes - durch Erich Presse 
und Fritz Beyer vertreten - und der 
Polizei dankte Hilpert für die Unter­
stützung. 

Landrat Ehnes, von der Ehrung sicht­
lich überrascht, sagte dem THW auch 
für die Zukunft seine Unterstützung 
zu , soweit es die Haushaltslage des 
Kreises ermögliche. Von der Stadt 
Feuchtwangen erhält der THW-OV 
eine jährliche Zuwendung von 
1000 Mark. Von diesem Geld wurde 
jetzt ein neues Funkgerät ange-
schafft. R. 

Nachruf 

Der THW-Ortsverband Erlangen trau­
ert um seinen Kameraden 

Reinheld Gärtne r 

Seit 1976 gehörte Gärtner dem Orts­
verband Erlangen als Bergungshelfer 
an . Durch sein kameradschaftliches 
Verhalten war er bei allen Mitarbei­
tern beliebt und geachtet. Die THW­
Kameraden werden ihm stets ein 
ehrenvolles Andenken bewahren . 

Der Ortsbeauftragte und die Helfer 
des Ortsverbandes Erlangen 

Der THW-Ortsverband Traunreut ver­
lor bei einem tragischen Unfall seinen 
hochgeschätzten Kameraden 

Rudelf Landgraf 

Sicherheitsbeauftragter des Ortsver­
bandes Traunreut. 

Wir werden ihm ein ehrenvolles An­
denken bewahren . 

Führung und Helferschaft 
des THW-Ortsverbandes Traunreut 

Ölalarm in Rosenheim 

Aus einer defekt gewordenen Kraft­
stoffleitung flossen in Rosenheim 
ca. 40 bis 50 Liter Dieselöl in einen 
Regenwasserkanal und von dort wei­
ter in die Mangfall. Die Helfer des 
THW brachten - gemeinsam mit der 
örtlichen Feuerwehr - eine Ölsperre 
aus. Danach wurde das Öl mit Bin­
demitteln beseitigt. Nach mehrstündi­
gern Einsatz am Samstag wurde die 
Öisperre am Sonntag wieder einge-
holt. H. F. 

Bei den Helfern auf der Autobahn 

Hauptsachgebietsleiter Schelzig im Gespräch mit Zugfü hrer Hantschel vom THW-OV 
Rosenheim. 

Vertreter des THW-LV Bayern be­
suchten schon in den vergangenen 
Jahren die Bereitschaftsgruppen des 
THW, die in den kalten Nächten auf 
der Bundesautobahn Dienst taten. 

zur technischen Hilfeleistung auf 
Verkehrswegen eingesetzt waren. 
Schelzig sprach im Auftrag des Lan­
desbeauftragten den Rosenheimer 
Helfern - stellvertretend tür alle .ein­
gesetzten THW-Helfer - Dank und 
Anerkennung tür ihren unermüdli-

In diesem Jahr kam Hauptsachge­
bietsleiter Schelzig zum Irschenberg , 
wo die Helfer des OV Rosenheim chen Einsatz aus. H. F. 

Oie in der Mangfall ausgelegte Öisperre wi rd von THW-Helfern wieder eingeholt 
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warnDIenST @ 
Fachkräfte für Arbeitssicher. 
heit im Warndienst 

Nach § 16 des Gesetzes über 
Betriebsärzte, Sicherheitsingen ieure 
und andere Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit (ASiG) vom 12. Dezember 
1973 ist auch in Verwaltungen und Be­
trieben des öffentlichen Dienstes 
und der sonstigen Körperschaften 
ein den Grundsätzen dieses Gesetzes 
gleichwertiger sicherheitstechnischer 
Arbeitsschutz zu gewährleisten. Das 
Vorhandensein eines Sicherheitsbe­
auftragten gem. RVO § 719 schließt 
nicht aus, daß auch Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit ihre Aufgaben 
wahrnehmen. 

Diese Fachkräfte sollen - so § 6 
ASiG - den Arbeitgeber in bezug 
auf Arbeitsschutz und Unfallverhü­
tung und in allen Fragen der Arbeits­
sicherheit einschließlich der men­
schengerechten Gestaltung der Arbeit 
untersfützen. Sie sollen den Arbeit­
geber und die von diesem beauftrag­
ten, für den Arbeitsschutz und die 
Unfallverhütung verantwortlichen 
Personen beraten . 

Diese Beratung umfaßt folgende Ge­
biete : 
a) Planung, Ausführung und Unter­
haltung von Betriebsanlagen, von 
sozialen und sanitäre Einrichtungen; 
b) Beschaffung von technischen Ar­
beitsmitteln und die Einführung von 
Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen ; 
c) Gestaltung der Arbeitsplätze, des 
Arbeitsablaufs, der Arbeitsumgebung 
und sonstige Fragen der Wissen­
schaft über die Anpassung der Arbeit 
an den Menschen . 

Die sicherheitstechnische Überprü­
fung der Betriebsanlagen und der 
technischen Arbeitsmittel vor der 
Inbetriebnahme - und der Arbeitsver­
fahren vor ihrer Einführung - gehört 
zum Arbeitsbereich der Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit , ebenso die Be­
obach tung der Durchführung des 
Arbeitsschutzes und der Unfallverhü­
tung . Den Fachkräften ablieg I es, 
die Arbeitsstätten in regelmäßigen 
Abständen zu begehen. Festgestellte 
Mängel müssen sie dem Arbeitgeber 
oder den für den Arbeitsschulz und 
die Unfallverhütung verantwortlichen 
Personen mitteilen , Maßnahmen zur 
Beseitigung dieser Mängel vorschla-
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gen und auf deren Durchführung 
hinwirken. Sie müssen darauf achten, 
daß die Körperschutzmittel latsäch­
lieh benutzt werden . 

Die Ursachen von Arbeitsunfällen 
sollen von ihnen untersuchl, die Un­
tersuchungsergebnisse erfaßt und 
ausgewertet werden. Dem Arbeitge­
ber sollen die Fachkräfte Maßnahmen 
zur Verhütung solcher Arbeitsunfälle 
vorschlagen. 

Fachkräfte für Arbeitssicherheit sollen 
ferner darauf hinwirken, daß sich 
alle Beschäftigten so verhalten, wie 
dies den Anforderungen des Arbeits­
schutzes und der Unfallverhütung 
entspricht. Insbesondere sollen die 
Fachkräfte die Beschäftigten über 
die Unfall- und Gesundheitsgefahren, 
denen sie bei der Arbeit ausgesetzt 
sind, über die Schutzeinrichtungen 
und -maßnahmen belehren und bei 
der Schulung der Sicherheitsbeauf­
tragten mitwirken. 

Um den sicherheitstechnischen Ar­
beitsschutz in den Warnämtern zu 
gewährleisten, wurden die Sachge­
bietsleiter S 5 (Masch-Ing) der Warn­
ämler durch das Bundesamt für Zivil­
schutz im Einvernehmen mit dem 
Bezirkspersonalrat zu Arbeitssicher­
heitskräften bestellt. 

Diese Bestellung setzt voraus, daß 
die Sachgebielsleiter sich die für 
die Wahrnehmung des sicherheits­
technischen Dienstes erforderlichen 
Fachkenntnisse durch Ausbildungs­
lehrgänge verschaffen konnten . Sol­
che Ausbildungslehrgänge fanden 
in den Monaten Dezember 1977 und 
Januar/ Februar 1978 statt. Es waren 
vier einwöchige Lehrgänge, die von 
der Bundesansialt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung (BAU), Dort­
mund, im Schulungszentrum Wart 
bei Nagold im Schwarzwald durchge­
führt wurden . 

Oie Themen im einzelnen: 

- Grundlagen des Arbeitsschutzes 

- Über- und außerbetriebliche 
Arbeitsschutzeinrichtungen 

- Aufgaben und Arbeitsweise der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

- Gefährdungsermittlung (Einzeiun­
falluntersuchung) 

- Einführung in die Sicherheitstech­
nik I (Einschaltung in die Planung) 

- Grundlagen des Arbeitsschutzrechts 
(Gesetze, Verantwortung , Haftung) 

- Psychologie der Arbeitssicherheit 
(Mitarbeiterinformation ,-motivation , 
-führung) 

- Innerbetrieblicher Transport und 
Verkehr 

- Persönl iche SChutzausrüstung 

- Gesundheitsgefährl iche Arbeits-
stoffe (Gase, Dämpfe, Stäube) 

- Gefahren des elektrischen Siromes 

- Brand und Explosionsgefahren 
(Experimenlalvortrag) 

- Arbeitsmedizinische Probleme für 
Sicherheitsfachkräfte 

- Grundlagen der menschengemäßen 
Gestaltung von Arbeitsplatz, -umge­
bung, -prozeß (Lärm, Klima, Beleuch­
tung) 

- Organisation und Durchführung 
der betrieblichen Sicherheitsarbeit 

- Erslellung von betrieblichen Si­
cherheitsprogrammen mit Fallstudien 

- Arbeitsschutzrecht und Rechts­
fragen 

- Belriebl iehe Unfallslatistik 

- Gefährdungsanalyse (Einführung) 

- Gefährdungsanalyse 
(Fall beispiel eines betrieblichen Si­
cherheitsprogramms) 

Lehr-, Gesprächs- und Diskussions­
lechnik 
(bezogen auf die Durchsetzung von 
AS-Forderungen) 

- Grundlagen der menschengemäßen 
Gestaltung des Arbeitsplatzes und 
arbeitssicherheitsbezogene Ergono­
mie 

- Sicherheitstechnik 11 
(Methoden und Anwendung der Si­
cherheilstechnik) 

- Sicherheitstechnik 111 
(Verfahren der Sicherheitstechnik, 
Mitwirkung der Sicherheitsfachkraft) 

- Vorbeugender Brandschutz und 
Brandbekämpfung 

- Arbeitsschutz durch geplante In­
standhaltung 

- Gesundheitsgefahrliche Arbeits­
sloffe 11 (Schutzmaßnahmen/ Einfüh­
rung in den Strahlenschutz) 

- Systematische Betriebsbegehungen 
(Erslell ung und Anwendung von Kon­
trollisten) J. M. 



Umgebauter Linienbus soll 
das Unfall-Zelt des ASB 
ersetzen 

Vor der Einsatzzentrale des Arbei­
ter-Samariter-Bundes an der Frank­
furter Kleinmarkthalle fällt seit einiger 
Zeit ein ungewöhnliches Fahrzeug 
auf: ein in den ASS-Farben lackierter 
Omnibus mit der weithin sichtbaren 
Aufschrift " Fahrbare Unfallhilfe". 

Das neue Rettungsfahrzeug des Orts­
verbandes Frankfurt sieht allerdings 
- weil neu gespritzt - nur äußerlich 
neu aus. Im Inneren des Krankenbus­
ses sind die Männer des Rettungs­
dienstes derzeit noch feste bei der 
Arbeit. Gewerkelt wird an und in dem 
Bus bereits seit gut drei Monaten, 
nachdem es dem Transportleiter des 
Frankfurter ASS, Jürgen Lang , gelun­
gen war, den ausrangierten Linienbus 
der Frankfurter Stadtwerke für einen 
" fairen Preis", wie Lang es nennt, 
anzukaufen. 

Die Idee, eine mobile Unfallhilfsstelle 
einzurichten , war bei den Frankfurter 
ASS-Männern schon lange vorher 
geboren. Man wollte die Zelte, die 
bei rund 20 Großveranstaltungen 
im Jahr aufgeschlagen werden , dar­
unter bei der Dippemeß, am Walde he­
tag oder zum traditionellen Sornhei­
mer Radrennen, durch eine fahrbare 
Station ersetzen. Die Zelte, in denen 
Patienten mit Kreislaufbeschwerden 
oder Platzwunden ebenso behandelt 

, 
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Blick in das Innere des ASB-Busses. 

In EIgenarbeit haben die Frankfurter ASS-Helfer diesen ehemaligen linienbus zu 
einer fahrbaren UnfallhIlfssteIle umgebaut. 

- I 
~ ••• --

Der Vorsitzende des ASB-Ortsverbandes Frankfurt, Flughafenarzt Dr. Walfgang 
Fremder, und Branddirektor Achilles besichtigen das neue Fahrzeug . 

wurden wie Betrunkene, wiesen je­
doch einen erheblichen Nachteil auf: 
Sei Regenwetter wurde der Soden 
feucht, man hatte Schwierigkeiten, 
den Hygieneanforderungen gerecht 
zu werden , und die teuren medizini­
schen Geräte waren ständig der Luft­
feuchtigkeit ausgesetzt. 

Sei derlei Problemen dachte man 
an die Anschaffung eines gebrauch­
ten Omnibusses, der entsprechend 

Platz bietet und in dem man vor allem 
witterungsunabhängig arbeiten 
könnte. 

Seit acht Wochen nun sind zahlreiche 
ASS-Helfer damit beschäftigt, in Ei­
genleistung den Bus zur fahrbaren 
Krankenstation herzurichten . Die 
Neulackierung, für die ein Karosse­
riebetrieb einen Kostenvoranschlag 
von 12000 Mark unterbreitet hatte, 
übernahm schließlich kostenlos die 
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Flughafen-AG, für die Innenverklei­
dung und den Fußbodenbelag wur­
den ebenfalls Spender gefunden, 
die Handwerksarbeiten erledigten 
die ASB-Männer selbst. 

Doch für die weitere Innenausstat­
tung , besonders für die technisch­
medizinischen Geräte, fehlt dem ASB 
derzeit noch das Geld . Denn die noch 
anstehenden Ausgaben, schätzt Ret­
tungssanitäter Eberhard Blum, wer­
den sich auf etwa 40000 Mark 
belaufen . 

Neuer Küchenwagen für den 
Arbeiter-Samariter-Bund 

Sein neues Prunkstück konnte der 
Arbeiter-Samariter-Bund Elmshorn 
vorstellen : Der Mercedes-Küchenwa­
gen - nagelneu vom Hersteller nach 
Elmshorn überführt - gehört zum 
neu geschaffenen Betreuungszug 111 
des ASB, der im Katastrophenfall 
zum Einsatz kommen soll. 

Der ASB-Vorsitzende, Edmund 
Schulz, der Katastrophenschutzleiter 
der Organisation , Hannes Naumann, 
und Ausbildungsobmann Günter 
Schütt nahmen den Wagen in Emp­
fang. 

Zum Betreuungszug 111 gehören ne­
ben dem Lkw noch eine " Gu laschka­
none", zehn Großbehälter, ein Aggre­
gat und zwei Zelte. Die Kosten für 
diese Ausrüstung in HÖhe von 72 000 
Mark hat das Kieler Innenministerium 
übernommen, während die Unterhal­
tung vom Kreis Pinneberg bezahlt 

• 

I 

wird . Im Elmshorner ASB, der in den 
Katastrophenschutz des Kreises ein­
gegliedert ist, sind zur Zeit über 60 
Männer und Frauen organisiert. 

Bekannt wurde der ASB auch in Elms­
horn besonders durch seine Erste­
Hilfe-Kurse. Neben dem für Auto­
fahrer ist ein Erste-Hilfe-Kursus mitt­
lerweile auch tür den Bootsführer­
schein, den Jugendleiterausweis und 
einige Berufe vorgeschrieben. 

Da der Lehrstoff stets den neu esten 
Erkenntnissen der Unfallmedizin an­
gepaßt wird , empfiehlt der ASB zu­
dem alle drei Jahre eine Wiederho­
lung des Kurses. -•••• •• 

Im Mittelpunkt des NDR-Fernsehtilms 
steht Florla n, ein Student, der beim ASe 
seinen Zivildie nst leistet. Unser Bild 
zeigt die Dreharbeiten in München. 

I 

IJ 

Diesen nagelneuen Küchenwa gen erhielt der ASe Elmshorn für seinen Betreuu ngs­
zug. 
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ASB w irkt im NDR-Fernseh­
film " Ersatzdienst" mit 

Der Fernseh film erzählt die Ge­
schichte Florians, eines Studenten 
der Theaterwissenschaften , der uner­
wartet zum Zivildienst beim Arbei­
ter-Samariter-Bund eingezog~n wird . 

Kurz vorher ist seine Freundin Hanna 
die behütet auf dem Lande aufwuchs' 
und wie er in München studiert. zu 
ihm gezogen. Sein Dienst beim Arbei ­
ter-Samariter-Bund vermittelt Florian 
Einblicke in individuelles Leid und 
konfrontiert ihn mit der Arbeitswelt 
über die in Studentenkreisen nur ' 

theoretisch diskutiert wurde, In dem 
Maße, in dem er sich seinen Sanitä­
terkollegen und ihren alltäglichen 
Problemen annähert, in dem Maße, 
in dem dieses Leben für ihn Realität 
wird , entfremdet er sich dem Studen­
tenmilieu . Sein Engagement führt 
zu Konflikten mit Hanna, die schließ­
lich nach einer Zeit schwierigen Zu­
sammenlebens Florian verläßt. Nach 
Ablauf der Dienstzeit erscheint Flo­
rian eine Fortsetzung seines Stu­
diums nicht mehr vorstellbar. 

Gedreht wurde bis Mitte Mai in Mün­
chen an Orig inalschauplätzen mit 
weitgehender Unterstützung und 
Mitwirkung des Arbeiter-Samari ter­
Bundes. Regie führte Rolf Hädrich 
hinter der Kamera stand Eckhard ' 
Dorn . Nina von Reventlow kompo­
nierte die Musik zu dem Fernsehfilm. 
Darsteller des Florian ist Klaus Peter 
Grap, die Hanna wird von Sylvia 
Wempner gespielt. " Ersatzdienst" 
wird vom Norddeutschen Rundfunk 
voraussichtlich am 17. September 
im Deutschen Fernsehen (ARD) ge­
sendet. 



00HOnn1Te0- unFOll", HilFe e 
JUH-Helfer wieder in der Türke i 

Krankenhaus 
und Sanitätsstation 
werden komplett eingerichtet 
Bei der Ausstattung wurde an alles gedacht 

Durch die Erdbebenkatastrophe am 
6. September 1975 im türkischen 
Kurdistan wurden 50000 Menschen 
obdachlos; 3400 Frauen , Männer 
und Kinder verloren ihr Leben. Um 
das Elend der Obdachlosen im ost­
anatolischen Kulp und Lice zu lin­
dern , waren im Spätherbst 1975 zehn 
Techniker der Johanniter-Unfall-Hilfe 
sechs Wochen lang mit lechnischen 
Aufbaumaßnahmen von Schulen , 
Sanitätsstationen sowie sozialen Ein­
richtungen beschäftigt. Im Frühsom­
mer 1976 wurden durch weitere zwölf 
Techniker der Johanniter-Unfall-Hilfe 
in zehnwöchiger Arbeit die begonne­
nen Aufbaumaßnahmen erweitert 
und zu Ende geführt. In Lice und 
Kulp wurden folgende Gebäude er­
richtet: ein Landkrankenhaus, eine 
Pflegestation , zwei Arzthäuser, fünf 
Schulen, fünf Lehrerwohnungen , 
e in Gemeinschaftshaus, zwei Sanitär­
gebäude und ein Heizwerk. Dazu 
wurden insgesamt an Fertigbauteilen 
650 t Material mit 26 Großlastern 
auf der über 4000 km langen Strecke 
von Baden-Württemberg nach Analo­
lien befördert. 

Diese Aktion war nur dank der finan­
ziellen Unterstützung des Diakoni­
sehen Werkes und des Deutschen 
Caritasverbandes möglich . Das Dia­
konische Werk übernimmt jetzt­
wiederum in Zusammenarbeit mit 
dem Caritasverband - die Einrichtung 
eines Landkrankenhauses, das 
1975/76 in Kulp aufgebaut worden 
ist. Des weiteren werden Einrich­
tungsgegenstände für eine Sanitäts­
station in Liee verschickt. In der zwei­
ten Maiwoche wurden zwei Sattel­
SChlepper mit dem gesamten Einrich­
tungsmaterial und einer Gruppe Jo­
hanniterhelfer, bestehend aus Tech­
nikern und Pflegepersonal , auf dem 
Landwege nach Kulp geschickt. 

Das Material stammt aus dem Kata­
strophenlager der JUH/ Diakonisches 
Werk in Köln . 

Die Spezialisten der Johanniter-Un­
fall-Hilfe haben die Aufgabe, inner­
halb von sechs Wochen das Land­
krankenhaus in Kulp und die Sani­
tätsstation in Lice fachgerecht aufzu­
bauen und einzurichten. In dem 30-
Betten-Krankenhaus in Kulp werden 
die Ambulanz, der OP-Bereich, der 
LabNbereich, die Pflegestation , der 
t~chnische Bereich, eine Küche und 
die VerwaltlJ(\g komplett eingerichtet. 

;ln der Sanitätsstation in Lice wird 
die Ambulanz und der OP-Bereich 
mit den benötigten Einrichtungsge­
genständen und Instrumenten verse­
hen. Die Liste der mitgeführten Mate­
rialien , Instrumente und Zubehör 
füllt einen ganzen Ordner. Es fängt 
im OP-Bereich mit Sterilisatoren, 
OP-Tisch , Sauerstoffinhalisationsge­
rät an, führt weiter in den Ambulanz­
bereich mit komplettem Instrumen­
tensatz, Diagnosebestecke , Zahnarzt­
bestecke etc. über deJ:1 Pflegebereich 
mit 30 Stahlspinden, 30 kompletten 
Krankenbetten, 120facher Bettwäsche 
(Kopfkissen und Laken), 60 Wolldek­
ken ; selbst an Schlafanzüge und 
Ordner für Krankenblätter ist gedacht. 

Für die Küche sind Gasherd , Elektro­
kocher, Kühlschrank, Bestecke, 
Schüsseln , Pfannen etc. vorgesehen . 

AuCh Schreibtische und Schreibma­
schinen für die Verwaltung fehlen 
nicht. Es ist an alles gedacht worden, 
selbst Straßenbesen, Schrubber und 
Handfeger sowie Allzweckreiniger 
sind auf dieser Liste aufgeführt. Nach 
Abschluß der Aufbau- und Einrich­
tungsmaßnahmen werden das Kran­
kenhaus in Kulp und die Sanitätssta­
l ion in Lice an die ortsansässigen 
Fachkräfte übergeben. Das Kranken­
haus in Kulp wird voraussichtlich 
nach Fertigstellung noch erforderli­
cher Kanalisationsarbeiten im Som­
mer dieses Jahres in Betrieb genom-
men. 

Gerd-Dieter Wodny 

Schwesternhelferinnen­
ausbildung in Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland 

An der Schwesternhelferinnen-Aus­
bildungsschule IV der Johanniter-Un­
fall-Hilfe in Kassel werden Frauen 
und Mädchen von 17-55 Jahren zu 
Johann iter-Schwestern he Iferin nen 
ausgebildet. Die 14tägigen theoreti­
schen Lehrgänge werden in der 
Schule in Kassel-Wilhelmshöhe (mit 
Wohnmöglichkeit) durchgeführt, wäh­
rend die praktische Ausbildung an­
schließend an 14 Tagen in einem 
Krankenhaus am Wohnort der Teil­
nehmerinnen erfolgt. 

Die theoretischen Lehrgänge finden 
1978 statt : 

29. 5.-14. 6.1978 
19. 6.- 5. 7. 1978 
10. 7.-26. 7.1978 
31 . 7.-16. 8.1978 
21 . 8.- 6. 9. 1978 
18. 9.- 4. 10.1978 
9. 10.-25. 10.1978 
6. 11 .-21.11 . 1978 

Auskunft und Anmeldung erbeten 
an die Dezernentin : 

Karin v. Oettingen 
Gustav-Freytag-Str. 9 
6200 Wiesbaden 
Telefon : 061 21 / 370338 

Termine zur Schwestern­
helferinnenausbildung 
in Baden-Württemberg 

Karlsru he-Durlach: 

19. 6.- 4. 7. 78 
6. 7.-20 . 7. 78 

Heidelberg : 

10. 7.-26 . 7. 78 
13. 8.-26. 8. 78 

Wiesbach-Saarland : 

10. 11 .-25. 11 . 78 

Nähere Auskünfte: 

Frau Susanne v. Haber 
6900 Heidelberg 
Bergstraße 85 

Fortbildungsveranstaltung 
in Mannheim 

Unter sachkundiger Anleitung eines 
Fachmannes vom Bundesverband 
für den Selbstschutz übten Mannhei­
mer Johanniter das Ablöschen bren­
nender Kleidung. Dafür ist eine Woll­
decke, wie sie in jedem Rettungsfahr~ 
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zeug liegt, das geeignete "Löschmit­
tel" . Als schwierig erwies es sich , 
die Decke so zu halten, daß sie die 
Atemwege des Verletzten nicht be­
deckt. 

Pkw-Brände kommen, vor allem bei 
Unfällen auf der Autobahn, immer 
wieder vor. Wie sie mit Handfeuerlö­
schern verschiedener Größe und 
Typen bekämpft werden können , 
wurde ebenfalls geübt. Um das Feuer 
im Innenraum zu löschen, ist es an­
gebracht, eine Wagenscheibe mit 
dem Löschgerät einzuschlagen, bevor 
die Fenster durch Druck- und Hit­
zeentwicklung explodieren. 

Richtige Selbstsicherung mit einer 
Halteleine bei der Arbei t an 8lOsturz­
gefährdeten SchadensteIlen wurde 
abschließend geübt. 

Veronika Besau 

Zu Gast bei der Bundeswehr 

Schwesternhelferinnen aus dem Be­
reich IV der Johanniter-Unfall-Hilfe 
waren jetzt zur 7. Fortbildungsveran­
staltung in der Heinrich-Hertz-Ka­
serne im Birkenfelder Schönenwald 
zu Gast. Oie 2. Luftwaffend ivision 
fü hrte ~n ter Leitung ihres Divisions­
arztes, Oberstarzt Dr. Hans Bauer, 
mit Sanitätssoldaten der ihr unter­
stellten Verbände dieses Weiterbil­
dungsvorhaben durch, das in diesem 
Jahr unter dem Motto " Erste Hilfe 
bei Unfällen " stand. Dabei ging es 
speziell um lebensrettende Sofort­
maßnahmen. Durch Fachin formatio­
nen und praktische Übungen war 
es möglich, die Kenntnisse der über 
70 Schwesternhelferinnen, die mit 
ihrer Dezernentin Karin v. Oettingen 
vorwiegend aus dem benach­
barten Saarland angereist waren , 
auf den neuesten Ausbildungsstand 
zu bringen . 
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Oben: Das Ablöschen einer "brennenden Person" gehö rte zu den Übungen der 
Mannheimer Johanniler, die unter Mitwirkung des BVS durchgeführt wurden. -
Links: Sicheru ng mit der Halteleine war ein we iterer Punkt der Übung . 
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malTeserNHILFSDIenST 
Stellungnahme des MHD 
zu Fragen des Zivil- und Katastrophenschutzes 

Ein notwendiger Akt 
der Vorsorge 
Der Schutz der Zivilbevölkerung ist Aufgabe einer humanen Politik 

1. Zivilschutz - Katastrophen­
schutz, eine Realität 

Das Bewußtsein um die Gefahren 
der Umwelt wächst. Die Technik 
nimmt gefährliche Dimensionen an , 
bei der ein kleines Versagen unab­
sehbare Folgen für Leben und Ge­
sundheit der Bevölkerung bedeutet. 

Unglücke und Katastrophen fordern 
ihre Opfer: Verletzte, Tote , Hinterblie­
bene . 

Polit ische Spannungen führen zu 
Engpässen in der Versorgung mit 
Rohstoffen oder Nahrungsmitteln. 

Kriege stürzen ganze Völker ins 
Chaos; die Diskussion neuer Waffen­
techniken läßt die permanente Be­
drohung des Friedens bewußt 
werden . .,.. 
Terroraktionen bedrohen den einzel­
nen wie die Gesellschaft. 

Dieser allgegenwärtigen Bedrohung 
muß eine umfassende und wirksame 
Abwehr entgegenstehen. Zivilschutz 
und Katastrophenschutz sind eine 
Notwendigkeit, wie die Bedrohung 
des Menschen eine Real ität ist. 

2. Zivilschutz, Aufgabe einer 
humanen Politik 

In der Unterhaltung einer aufwendi­
gen, der jeweiligen Bedroh ungslage 
mit hohem Finanzaufwand angepaß­
tan Bundeswehr drückt sich der 
Überlebenswille der Gesellschaft 
aus. Dieser Wille kann jedoch nicht 
einseitig auf die militärische Verteidi­
gung ausgerichtet sein. 

3. Fehlende Einsicht, 
fehlendes Wissen 

Der Wille zum Überleben, die Bereit­
schaft jedes einzelnen , sich selbst 
tätig einzusetzen zum Schutze seines 
Lebens, seiner Gesundheit, zum 
Schutze seiner Familie, seines Nach­
barn , ist sicherlich vorhanden. 

Der Schutz der Zivilbevölkerung vor 
Gefahren im Frieden wie im Verteidi­
gungsfall entspricht dem existentiel­
len Bedürfnis des Menschen nach 
Sicherheit und Geborgenheit. Es 
ist Aufgabe einer humanen Politik, 
eine glaubwürdige und umfassende 
Vorsorge zu treffen . 

Zum wirksamen Einsatz ist insbesondere eine bessere und umfangreichere Ausstat­
tung der für die medizinische Versorgung vo n Verletzten und die Betreuung von 
Flüchtlingen vorgesehenen Einheiten erforderlich. 
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Es fehlt weitgehend die Einsicht in 
die Notwendigkeit der Vorsorge. Zum 
Beispiel wird die Gefährdung durch 
einen Krieg in der Regel durch zwei 
Extreme abgetan, entweder: " Bei 
einem Atomkrieg gibt es kein Überle­
ben:' Oder: "Die Entspannungspolitik 
verhindert die Entstehung eines Krie­
ges." 

Nur eine vorbehaltlose Aufklärung 
der Bevölkerung über mögliche Ge­
fahrensituationen vermag die Einsicht 
in die Notwendigkeit von Vorsorge­
maßnahmen zu vermitteln. 

Es fehlt weitgehend das Wissen , wei­
che Schutzmaßnahmen ergriffen wer­
den können . 

Welcher Bürger weiß. wohin er sich 
begeben soll, wenn die Sirenen ein­
mal nicht zum Probealarm heulen? 

4. Bereitschaft zur Selbst­
und Nachbarschaftshilfe 

Es ist Pflicht des Staates, seine Bür­
ger vorbehaltlos über mögliche Ge­
fahren und Schutzmaßnahmen aufzu­
klären. Die hierzu berufenen Stellen 
müssen aufrichtig zu ihrem Auftrag 
stehen und die Bevölkerung zum 
Nachdenken über die Gefährdung 
bewegen sowie den Gedanken des 
Jederzeit-Bereit- und Vorbereitetseins 
wecken . 

Der Bürger ist aufgerufen , durch 
ausreichende Vorsorgemaßnahmen , 
die Gefährdung seiner Versorgung, 
seines lebens und seiner Gesundheit 
herabzusetzen. Hierzu zählt die Be­
vorratung von Nahrungsmitteln und 
der private, evtl. behelfsmäßige, 
Schutzraumbau ebenso wie die Teil­
nahme an einer Erste-Hilfe-Ausbil­
dung. 

5. Stärkung der freien 
gesellschaftlichen Kräfte 

In Ergänzung zur Selbsthilfe der Be­
völkerung wird die Durchführung 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
auch von den freiwilligen und ehren­
amtlichen Mitgliedern der Hilfsorga­
nisationen getragen. Es ist Pfl icht 
des Staates, diese Organisationen 
materiell und finanziell in die lage 
zu versetzen , diese Aufgaben erfüllen 
zu können . So kann , um ein Beispiel 
zu nennen, nur eine gegenüber dem 
Jetztzustand umfangreichere Ausstat­
tung insbesondere der Einheiten, 
die für die medizinische Versorgung 
von Verletzten und die Betreuung 
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von Obdachlosen und Flüchtlingen 
vorgesehen sind, ihren wirksamen 
Einsatz im Ernstfall garantieren . 
Hierzu sind verstärkte finanzielle Lei­
stungen seitens des Bundes, der 
länder und der Gemeinden erforder­
lich. 

6. Im Mittelpunkt der Mensch 

Die Sorge um den in Not geratenen 
Menschen muß im Zivil- und Kata­
strophenschutz wieder die absolute 
Priorität erhalten . Sie wurde in der 
Vergangenheit zugunsten der techni­
schen Hilfe vernachlässigt. Die Forde­
rung nach besserer materieller und 
finanzieller Ausstattung der unmittel­
bar humanitaren Katastrophendienste 
ist durch Austausch der Vorrangigkeit 
in der Finanzausstattung erreichbar. 

7. Zivilschutz, selbstver­
ständlicher Akt der Vorsorge 

Die Sicherstellung eines umfassen­
den, der Bedrohungslage entspre­
chenden Zivil- und Katastrophen­
schutzes ist ohne eine nachhaltige 
Anhebung der Ausgabenmittel bei 
Bund , Ländern und Gemeinden nicht 

Den modernen und 
gut ausgerüsteten 
Fahrzeugen des 
Rettungsdienstes 
und triedensmä­
Bigen Katastro­
phenschutzes . .. 

... stehen über­
alterte Fahrzeuge 
des Zivilschutzes 
gegenü ber. 

realisierbar. Für die Überlebens­
chance des einzelnen und der Gesell­
schaft ist der Zivilschutz ein ebenso 
notwendiger wie selbstverständlicher 
Akt der Vorsorge, wie dies für die 
Vorhaltung einer einsatzfähigen und 
wirksamen Bundeswehr gilt. 

Das ursprung lieh vorgesehene Aus­
gabenverhältnis zwischen militäri­
scher und ziviler Verteidigung von 
20 :1 liegt heute tatsächlich bei einem 
Verhältnis von 60 :1. 

Die von Ländern und Gemeinden 
erbrachten jährlichen Finanzaufwen­
dungen von durchschnittlich 30,-
bis 50,- DM im Rahmen der frie­
densmäßigen Katastrophenabwehr 
fließen in erster Linie in die täglichen 
Brandschutz- und Rettungsdienstauf­
gaben. Die Ausgaben für die Sanitäts­
und Betreuungsdienste nehmen sich 
dagegen - mit Ausnahme der Zuwen­
dung~n des Landes Nordrhein-West­
falen - absolut unbedeutend aus. 

Regierungen und Parlamente in 
Bund , Ländern und Gemeinden sind 
aufgerufen , die in ihrer Pflicht ste­
henden Aufgaben verantwortungsvoll 
durchzuführen und dem über Jahre 
vernachlässigten Bereich des Zivil­
und Katastrophenschutzes politische 
und finanzielle Priorität zu verleihen . 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD ~~~ l) 
Als Fachverband tür den Brandschutz tät ig 

FEUERWEHREN: 
Retten - Löschen - Bergen - Schützen 
Aus dem Arbeitsprog ramm des DFV 

125 Jahre als Fachverband für die Feuer­
wehren tätig zu sein, ist eine Zeit , die 
im internationalen Feuerwehrwesen des­
gleichen sucht. Der Deutsche Feuerwehr­
verband ist der Fachverband aller deut­
schen Feuerwehren, der Freiwilligen, 
Berufs-, Werk- und Jugendfeuerwehren 
mit rund 940000 Aktiven. Oie Feuerweh­
ren stellen damit die größte deutsche 
Freiwilligen-Einrichtung, in der Bürger 
der Bundesrepublik aktiv tätig sind zum 
Wohle der Allgemeinheit. Fördernde Mit­
glieder sind in diesen Mitgliederzahlen 
nicht enthalten. In der Bundesrepubl ik 
ist jeder 31. männliche Bü rger aktiver 
Feuerwehrmann! 

Der Aufgabenbereich der Feuerwehren 
erstreckt sich nicht mehr allein auf das 
Löschen von Feuer. Die meiste Arbeit 
liegt im Bereich der techn ischen Hilfelei­
stung und dem Rettungswesen und 
Krankentransport. Im Jahre 1976 hatten 
die Feuerwehren an Einsätzen : 
Brände 
Techn. Hilfeleistungen 
Notfall-/Krankentransporte 
(Fahrten) 
Blinde Alarme \ 
Sonstige Einsätze f 

t67200 
214308 

t 699466 

112065 

Nicht vielen Bürgern ist der große Anteil 
an Notfall-/ Krankentransporten in der 
Bundesrepublik bekannt, der von den 
Feuerwehren ausgeführt wird, näml ich 
rund 1,7 Millionen Fahrten ; wobei teil­
weise mehr als ein Patient gleichzeitig 
transportiert wird . 

Nachstehend einige Zusammenfassungen 
aus dem Tätigkeitsbereich des Deutschen 
Feuerwehrverbandes in Bonn-Bad Godes­
berg : 

Arbeitsorganisation im DFV 

Die Fülle der Arbeiten, die vom Deutschen 
Feuerwehrverband zu leisten sind, ist 
nur zu bewältigen, wenn sie auf viele 
Schultern verteilt werden. Die jetzige 
Satzung des Deutschen Feuerwehrverban­
des aus dem Jahre 1975 sieht 12 Fachrefe­
rate vor, denen jeweils ein geeigneter 
Fachmann vorsteht ; es sind die Fachrefe­
rate Organisation, Technik und Ausrü­
stung, Ausbildung, Leistungsbewerbe, 
Sozialwesen, Ärztlicher Dienst, Vorbeu­
gender Brandschutz, Brandschutz in Be­
trieben, Einsatzplanung, Rettungsdienst, 
Jugendarbei t und Frauenarbeit. In nerhalb 
dieser Fachreferate wurden nach Bedarf 
Arbeitskreise oder Arbeitsgruppen gebil­
det. Außerdem wurden Vertreter des Deut­
schen Feuerwehrausschusses in Fachaus-

schüsse anderer Organisationen entsandt, 
vor allem in die Arbeitsausschüsse des 
" Fachnormenausschusses Feuerwehrwe­
sen". Die Koordination aller Arbeitsgebiete 
und Fachreferate obliegt der Bundesge­
schäftsstelle des Deutschen Feuerwehr­
verbandes in 80nn. 

Technik und Ausrüstung 

Die Feuerwehr unserer Zeit kann ihre 
vielfältigen Aufgaben nicht ohne moderne 
technische Geräte und Fahrzeuge erfüllen. 
Hierfür gibt es im Deutschen Feuerwehr­
verband einen Arbeitskreis "Technik und 
Ausrüstung ". Die Einheitlichkeit auf dem 
Gebiete der Technik und Ausrüstung 
wird vor allem durch die Normung er­
reicht. Eine aktive Mitarbeit im " Fachnor­
menausschuß Feuerwehrwesen" erfolgte 
daher schon sehr früh . 

Dem allzulange vernachlässigten Nach­
richtenwesen in der Feuerwehr hat der 
Deutsche Feuerwehrverband auf ganz 
speziellen Gebieten seine besondere Auf­
merksamkeit geschenkt. So setzt er sich 
tatkräftig für die Erhaltung und weitere 
Einführung des Notrufes 112 ein. 

Die Bemühungen der " Vereinigung zur 
Förderung des Deutschen Brandschutzes" 
(VFDB) um eine Verbesserung und Ver­
stärkung der Brandschutzforschung 
In der BundesrepublIk Deutschland hat 
der Deutsche Feuerwehrverband stets 
voll mitgetragen. 

Mitarbeit im Zivilschutz 

Zivilschutz wi rd verwaltet mit viel Papier 
und wenig Verständnis für die Eigeninitia­
tive der Verbände. Der Deutsche Feuer­
wehrverband hat nach wiederholten Aus­
sprachen und Diskussionen in seinen 
Organen wiederholt seine positive Einstel­
lung zum Zivilschutz bekräftigt, sich je­
doch immer auch sachlich-kritisch mit 
den Planungen auseinandergesetzt. Schon 
auf dem ersten Deutschen Feuerwehrtag 
nach der Wiedergründung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes (1953 in Ulm) wurden 
Vorträge über Erfahrungen und Erkennt­
nisse Freiwilliger Feuerwehren aus ihrer 
Tätigkeit im L~ftschutz 1938-1945 und 
über die Eingliederung der Freiwilligen 
Feuerwehren in den künftigen Luftschutz 
gehalten. 

Von seiten der Bundesregierung ist der 
Weg des Zivilschutzes durch vier Gesetze 
gekennzeichnet, von denen erst das letzte 

Diese Seiten 
erscheinen in 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

aus 1968 die Forderungen der Feuerweh­
ren in wesentlichen Punkten anerkannte. 
Mit dem " Ersten Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung" vom 
9. Oktober 1957 wurde ein Luftschutz­
hiifsdienst (LSHD) neben den bestehenden 
Hil feleistungsorganisationen geplant; 
der Versuch scheiterte. Der Entwurf eines 
" Gesetzes über das Zivilschutzkorps und 
über den Zivilschu tzdienst " vom 12. April 
1965 verstärkte die Trennung der örtlichen 
und überörtlichen Aufgaben des Luft­
schutzhilfsdienstes, sprach den Freiwilli­
gen-Organisationen die Fähigkeit zur 
Bewältigung überörtlicher Einsätze ab 
und setzte dafür ein berufliches Zivil­
schutzkorps ein; das letztere wurde durch 
das Haushaltssicherungsgesetz von 1967 
suspendiert. 

An die Stelle des Zivilschutzdienstes trat 
am 9. Juli 1968 das " Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes". 

Das Gesetz entspricht der alten Forderung 
des Deutschen Feuerwehrverbandes, 
den Zivilschutz auf dem friedensmäßigen 
Katastrophenschutz aufzubauen. Erweite­
rung des Katastrophenschutzes setzt 
das Vorhandensein des Katastrophen­
schutzes der Bundesländer voraus. Dieses 
Prinzip der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes wurde jedoch in der Vergangen­
heit durch die Behörden des Bundes 
und ihre nachgeordneten Dienststellen 
immer wieder unnötig kompliziert. Die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes 
erschöpft sich in einer unübersehbaren 
Flut von papiernen Vorschriften und Er­
lassen. 

So muß sich der Deutsche Feuerwehrver­
band in seinen Organen ständig mit Pro­
blemen des Zivilschutzes befassen. Das 
erfordert eine Fülle von Besprechungen 
und Beratungen, die stark beanspruc hen 
und den Deutschen Feuerwehrverband 
kostenmäßig erheblich belasten. Das 
Ergebnis all dieser Bemühungen des 
Deutschen Feuerwehrverbandes ist nach 
25jähriger Arbeit auf diesem Gebiet nicht 
ermutigend. Die gegenwärtige Finanzlage 
des Bundes läßt auch keine Besserung 
erhoffen. Seit 1977 beabsichtigt die Bun­
desregierung die Novellierung des KatSG 
von 1968. Nach monatelangen intensiven 
Beratungen wurde die Hoffnung auf ein 
positives Ergebnis in den letzten Wochen 
sehr gedämpft. Wohin die Bundesregie­
rung und die Politiker tendieren, läßt 
sich derzeit nicht absehen. Der Deutsche 
Feuerwehrverband wird sich aber weiter­
hin um eine sinnvolle Novellierung des 
KatSG zum Wohle der Feuerwehren 
und der Bürger bemühen. 
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Einheitlichkeit 
der Organisation 

Der Deutsche Feuerwehrverband hat sich 
bereits bald nach seiner Wiedergründung 
mit den Grundsatzfragen der Organisation 
und Gesetzgebung der Feuerwehren be­
faßt 

Die Verwaltungs- und Gebietsrelorm ver­
änderte mit den kommunalen Strukturen 
auch die Struktur der an die Gemeinde 
gebundenen Feuerwehren. Der Immer 
stärker werdende Einfluß der Verwaltung 
auf die Feuerwehren. häufig gepaart mit 
mangelndem Verständnis für ehrenamtli­
che Dienstleistungen. drängte oftmals 
das Ehrenamt zugunslen beruflich ange­
stellter Kräfte zurück. 

Der Deutsche Feuerwehrve rband beob­
achtet diese Dinge mit wachem Auge. 
Die Gliederung der Feuerwehraufgaben 
in Brandbekämpfung, Technische Hilfelei­
stung, Rettungswesen und Katastrophen­
schutz ist anerkannt. Bei der Verwaltungs­
und Gebietsreform konnte der Grundsatz 
durChgesetzt werden, daß Feuerschutz 
und Hilfeleistung nicht an Verwaltungs­
grenzen gebunden sind. sondern an die 
Ausruckezeiten der Feuerwehren. so daß 
die Feuerwehren in den Ortsteilen der 
Großgemeinden erhalten bleiben mussen. 

Schulung und Ausbildung 

Neben einer guten und zweckmäßigen 
technischen Ausrüstung hangt der Erfolg 
der Feuerwehren von der vielseitigen 
Ausbildung ihrer Manner und Frauen ab. 

In dem Maße, wie die Länder sich verselb­
ständigten. entstanden auch in den ver­
schiedenen Bundeslandern eigene Ausbil­
dungsvorschriften ; schließlich waren 
die Länder für das Feuerwehrwesen zu­
ständig. Die UneinheiUichkeit wurde grö­
ßer und größer, die Ausbildung entfernte 
sich von der Wirklichkeit der Einsatzerfor­
dernisse. Im Übungsdienst fuhne dIe 
Ausbildungsform zur Erstarrung Im Forma­
len. Es gelang dem Deutschen Feuerwehr­
verband, einen bundesweiten Ausschuß 
zur Vereinheitlichung der Ausbildung 
ins Leben zu rufen. Er ist inzwischen 
zu einem Arbeitskreis "Ausbildung" des 
Unterausschusses Feuerwehra ngelegen­
helten des Arbeitskreises V der Arbeits­
gemeinschaft der Innenministerien der 
Bundesländer geworden und hat hervor­
ragende Arbeit geleistet. 

Die verstarkten und vervielfaltigten Aufga­
ben. die den Feuerwehren in unserer 
Zeit gestellt sind. erfordern zwangslaufig 
auch eine wesentlich vielseitigere Ausbil­
dung. Zugleich aber wachsen damit auch 
die Führungsaufgaben, so daß die Füh­
rungskrafte der Feuerwehren eine vielsei­
tigere und umfassendere Ausbildung 
erhalten mussen. Oie Feuerwehr kommt 
heute ohne ein modernes Führungswis­
sen nicht aus. Aus dieser Erkenntnis 
herau s verabsch iedete die Delegierten-
~ersammlung des DFV 1968 in Volklingen 
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eine Entschließung über die Vermit tlung 
modernen Führungswissens an die Fü h­
rungskräfte der Feuerwehren. 

Einheit liche 
Entschädigungsleistungen 

Die Freiwilligkeit des Dienstes in den 
Freiwilligen Feuerwehren schließt nach 
Auffassung des Deutschen Feuerwehrver­
bandes die Unentgeltlichkeit der Dienstlei­
stung ein. Allerdings mussen dem Feuer­
wehrmann bare Auslagen und Verdienst­
ausfälle, die ihm in Ausubung des Feuer­
wehrdienstes entstehen, erstattet werden. 
Zuständig dafur Ist die Gemeinde, in der 
die Freiwillige Feuerwehr besteht Die 
gesetzlichen Regelungen hierfur slOd 
von Land zu Land unterschiedlich. In 
dIesem Zusammenhang sind auch die 
Bemühungen des Deutschen Feuerwehr­
verbandes um eine einheitliche Eingrup­
pierung der hauptberuflichen Kräfte bei 
den Freiwilligen Feuerwehren als Ange­
stellte im kommunalen feuerwehrtechni­
schen Dienst zu erwahnen. 

Finanzierung 

Eine wesentliche FinanzIerungsquelle 
fur die Ausstattung der Feuerwehren 
ist die Feuerschutzsteuer. Sie wurde am 
1. Februar 1939 du rch das Feuerschutz­
steuergesetz eingefuhrt und verpflichtet 
die Feuerversicherungsanstalten zu Feuer­
loschabgaben in bestimmten Prozentsat­
zen, je nachdem es sich um Monopolan­
stalten. Wettbewerbsanstalten oder private 
Unternehmen handelt. Diese Feuerschutz­
steuer ist durch die Bündelung von Versi­
cherungszweigen in einem gefährlichen 
Rückgang begriffen und droht uberdles 
im Rahmen der Harmonisierung der Steu­
ern in den EWG-Landern ganz in Wegfall 
zu kommen . Der Deutsche Feue rwehr­
verband hat sic h für die Erhaltung der 
Feuerschutzsteuer eingesetzt. Das Feu­
erwehrwesen würde einen bedrohlichen 
Rückfall ert eben, wenn diese FInanz­
queUe vers iegen sollte. 

Einheitliche St atistik 

Eine zielstrebige Arbeit ist auch im Feuer­
wehrwesen nur moglich, wenn man die 
Entwicklungen auf den verschiedensten 
Gebieten laufend verfolgt, beobachtet 
und auswertet. Hierzu sind statistische 
Unterlagen unerläßlich, die der DFV seit 
1960 erstellt 

Die Bestrebungen nach einem einheitli­
chen Brandberichtsformular Sind In den 
Vorarbeiten abgeschlossen. Leider schei­
tert die Einfuhrung noch an Bedenken 
bzw. finanZiellen SchWierigkeiten elOzel­
ner Bundeslander. Nur auf der Grundlage 

einer umfassende n und einheitlic hen 
Brandstatistik la ssen sich Schwerpunkte 
für die Brandschutzforschung setzen. 

Feuerwehrärztlicher Dienst 

Der Deutsche Feuerwehrverband ist schon 
seit Jahren bemuht, den Ärztlichen Dienst 
für die Feuerwehren weller auszubauen. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der sozialen 
Betreuung gehort die ärztliche Vorsorge. 
Zwar ist es nicht möglich, fur alle Feuer­
wehrangehörigen eine Einstellungsunter­
suchung oder gar regelmäßige Nachunter­
suchungen durchzufuhren. Unerläßlich 
sind aber Vorsorgeuntersuchung sowie 
regelmäßige Nachuntersuchungen bei 
Atemschutzgeräteträgern. 

Unfallverhütung 
im Feuerwehrdienst 

Zur sozialen Vorsorge für den Feuer­
wehrmann gehört insbesondere auch 
die Unfallverhutung. Bei der hierfur erar­
beiteten Unfallverhutungsvorschrift 
" Feuerwehren" hat der Deutsche Feuer­
wehrband sowohl in den Jahren 1954 
bis 1957 als auch bei der letzten Neufas­
sung im Jahre 1970 aktiv mitgearbeitet. 

Unfallversic herung 

Wenn ein Feuerwehrangehöriger verun­
glückt, sei es beim Übungsdienst oder 
beim Einsatzdienst oder sonst in Aus­
übung eines Feuerwehrauftrages, muß 
für Ihn und notfalls seine Familie bestens 
gesorgt werden Dazu genügen die Regel­
leistungen nach der Reichsversicherungs­
ordnung nicht. Der Deutsche Feuerwehr­
verband hat sich daher stets für zusätzli­
che Leistungen in der Form gesetzlicher 
Mehrleistungen für Feuerwehrmänner 
eingesetzt . 

Die Organe des Deutschen Feuerwehrver­
bandes und der 1957 gebildete Sozialbei· 
rat befaßten sich mit den Problemen der 
Sozialversicherung. Es kann festgestellt 
werden, daß der Feuerwehrmann heute 
uber einen guten Unfallversicherungs­
schutz verfugt, der allerdings von Land 
zu Land noch unterschiedlich ist. 

Feuerwehrerholungsheime 

Eine bedeutsame Erganzung der SOZialen 
Fursorge fur die Feuerwehrmanner stellen 
die Feuerwehrheime in der Bundesrepu­
blik Deutschland dar. Insbesondere hat 
sich der Deutsche Feuerwehrverband 
um die Zusammenführung der bestehen­
den acht Feuerwehrheime bemüht und 
einen " Arbeitskreis der Feuerwehrhelme" 
gebildet. Die Feuerwehrheime bieten 
den Feuerwehrangehöngen einen preis­
gunstigen Erholungsaufenthalt zur Erhal­
tung oder, z. B nach einem Unfall, zur 
Wiederherstellung ihrer Gesundheit. 



DLrG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Die DLRG - gleichwertiger Partner aller Hilfsorganisationen 

BAYERN 
und sein Rettungsdienst 
DLRG-Landesverbandsleiter Siegfried Rosenkranz 
stellt das größte Bundesland vor 

Bayern hat eine Flächenausdehnung 
von 71 084 Quadratkilometern und 
ist somit das größte Bundesland. 
Die Bevölkerung beträgt rund 10,8 
Mill ionen Einwohner. Das Land ist 
in sieben Regierungsbezirke einge­
teilt , welche seit 1837 ihre gegenwär­
tige Benennung führen (Oberbayern, 
Niederbayern, Oberpfalz, Oberfran­
ken , Mittelfranken, Unterfranken, 
Schwaben) und deren Grenzbestim­
mung im Jahre 1879 im wesentlichen 
die letzte Regelung erfahren hat. 

Bayerns Haltung zu den Entwicklun­
gen und Problemen einer Epoche -
seien sie staatlicher, kultureller 
oder religiöser Art - war jeweils weit­
gehend mitbestimmt durch seine 
über Jahrhunderte führende Ge­
schichte und seine in dieser ge­
schlossenen Entwicklung aufgebaute 
Tradition. Ausgangspunkt der Ge­
samtentwicklung ist ein Gebiet, das 
der Historiker Karl Alexander von 
Müller als das " Altbayerische Fünf­
eck" bezeichnete. Seine Grenzen 
sind im Süden der Nordkamm der 
Alpen vom Berchtesgadener Land 
bis zum Le,ch, im Westen der Lech, 
im Norden der Donaulauf bis Re­
gensburg und die Verlängerung die­
ser Linie bis zum BÖhmerwald, im 
Osten Inn, Salzach und Enns. 

Von diesem Stück Land ging alles 
aus, was jeweils in der Geschichte 
.. Bayern" hieß. Als beim Zusammen­
bruch der alten römischen sich die 
neue abendländische Welt bildete, 
tauchte schon der Baiernname (mit 
ai) zum erstenmal auf - sehr lange, 
bevor man erstmals von "teutschen 
Landen" sprach. 

Das baierische Kernland hat im Laufe 
der Jahrhunderte große Ausweitun­
gen erfahren . Im 8. bis 13. Jahrhun­
dert dehnte es sich nach Süden und 
Osten aus ; im 10. Jahrhundert reichte 
der baierische Staat vom Lech im 
Westen bis zur Leitha und Traisen 
im Osten , vom Fichtelgebirge im Nor­
den bis an die Adria. Es ist das größte 
deutsche Stammesgebiet in jener 

Epoche, ein Ostalpenstaat, wie es 
später keinen mehr gab. Bis zum 
Ende des Mittelalters haben sich 
allerdings viele Gebiete wieder gelÖSt. 

" Bayern ist geblieben" 

Eine zweite Ausdehnungsper iode 
begann zu Anfang des 13. Jahrhun­
derts; sie endete erst am Beginn des 
19. Jahrhunderts. Zwischen der Fran­
zösischen Revolution und dem Wie­
ner Kongreß war der " neue baieri­
sehe Staat" geformt, ein zusammen­
hängendes Land von Aschaffenburg 
bis Berchtesgaden, von Hof bis Lin­
dau, dazu die Rheinpfalz. Nicht weni­
ger als 83 große und kleine weltliche, 
geistliche und bürgerliche Herr­
sChaftsgebiete verschiedener Her­
kunft und Kultur wurden eingeglie­
dert, die reif waren, in eine größere 
Einheit aufgenommen zu werden . 
Es waren Fürstentümer, Reichsstädte, 
Grafschaften, Hochstifte und Klöster 
in Schwaben und Franken , die nun 
Bestandteile des baierischen König­
reiches wurden . Bayern schuf in der 
Überwindung einer übertriebenen 
Kle instaaterei eine jener Vorausset­
zungen zum Aufbau eines deutschen 
Nationalstaates im 19. Jahrhundert, 
nicht mit Gewalt und Unterdrückung, 
sondern auf friedlichem Weg durch 
Verträge und Unterordnung. 

Im Jahr t818 gibt sich Bayern als 
eines der ersten deutschen Länder 
eine Verfassung - 1871 spielt es eine 
entscheidende Rolle bei der Reichs­
gründung. Bis zum Jahr 1914 unter­
hielten der Vatikan, Frankreich , Eng­
land, Italien und Rußland Gesandt­
schaften in München, Bayern hatte 
seine diplomatischen Vertreter an 
auswärtigen Höfen . 

" Das Gute bewahren" 

Der unvoreingenommene Betrachter 
wird es nach Würdigung dieser 
Fragmente sicher verstehen, daß 
wir Bayern im Hinblick auf unsere 

historische und kulturelle Entwick­
lung zwangsläufig etwas vorsichtig 
und zurü ckhaltend in der Beurteilung 
aller neuen und als " modern" be­
zeichneten Ideen und Trends sind , 
die von außen an uns herangetragen 
werden ; stellt es sich doch oft her­
aus, daß es sich nur um alte Hüte 
handelt, die neu aufgeputzt wurden . 
Dieses vorsichtige Abwägen wird 
uns häufig als sturer Traditionalis­
mus, ja als Rückschritt ausgelegt. 
Nichts ist unzutreffender als diese 
Betrachtungsweise. Ein Staatsgebil­
de, das Jahrhunderte kompakt über­
dauert hat, besitzt nun mal einen 
Schatz an Erfahrungen in all den 
Bereichen, die für überstürzte Refor­
men besonders anfällig sind . Auf 
diese Erfahrungen zu verzichten , 
wäre töricht. So betrachtet erhält 
der Ausdruck "konservativ" das posi­
tive Vorzeichen, das ihm in seiner 
ursprünglichen Bedeutung zukommt, 
nämlich " das Bewährte, das Gute 
bewahren ". Leider scheint dieser 
Begriff heute zumeist ins Gegenteil 
verkehrt zu werden. 

Das Rettungsdienstgesetz 

Daß diese Art, die EntwiCklung auf 
den verschiedensten Gebieten zu 
betrachten , den echten Fortschritt 
keineswegs ausschließt, beweist in 
eindrucksvoller Form die Organisa­
tion des Rettungsdienstes in unserem 
Land. In der Erkenntnis, daß ein Ur­
laubs- , Reise- und Durchgangsland, 
ein Tor zum Süden und Südosten 
besondere Probleme des Land-, Was­
ser- und Bergrettungsdienstes zu 
bewältigen hat, veranlaßte die Bayeri­
sche Staatsregierung, dem gesamten 
Rettungsdienst eine gesetzliche 
Grundlage zu schaffen. 

Ich darf einige Auszüge aus einer 
Broschüre des Bayerischen Staatsmi­
nisteriums des Innern zitieren : "Seit 
dem 1, Januar 1974 ist das neue Ret­
tungsdienstgesetz (BayRDG) in Kraft. 
Bayern ist damit das erste Land , das 
dem RettungSdienst eine gesetzliChe 
Grundlage gegeben hat. Das Gesetz 
geht auf eine Initiative der Staatsre­
gierung zurück und baut auf den 
Anregungen der beiden Rettungs­
kongresse des Deutschen Roten 
Kreuzes in Berlin und Göttingen und 
auf dem vom Bayerischen Roten 
Kreuz vorgelegten Förderungsplan 
für den RettungSdienst auf. 
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Der Rettungsdienst wurde bisher 
weit überwiegend vom Bayer ischen 
Roten Kreuz, daneben vom Arbeiter­
Samariter-Bund, der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft , der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe und dem Malte­
ser-Hilfsdienst getragen. Diese Orga­
nisationen haben sich nach besten 
Kräften bemüht, den wachsenden 
Anforderungen gerecht zu werden . 
Die notwendige Koordinierung fehlte, 
die ungesicherte Finanzlage er­
schwerte eine optimale personelle 
und materielle Ausstattung . 
Das Rettungsdienstgesetz macht 
Schluß mit der oft unkoord inierten 
Tätigkeit der. verschiedenen im Ret­
tungsdienst arbeitenden Einrich­
tungen. 

Zentraler Einsatz 

In Zukunft werden alle ungeachtet 
ihrer Organisationszugehörigkeit 
zentral von Rettungsleitstellen einge­
setzt. Zu diesem Zweck werden Ret­
tungsdienstbereiche gebildet , die 
aus funktechnischen, wirtschaftlichen 
und einsatztaktischen Gründen etwa 
drei bis vier Landkreise umfassen. 
Die Rettungsleitstellen sind Tag und 
Nacht besetzt. 
Das Rettungsdienstgesetz garantiert, 
daß die Einrichtungen des Rettungs­
dienstes in ganz Bayern in gleichem 
Maße zur Verfügung stehen , wo er­
forderlich, auch mit Sondergeräten 
der Berg- und Wasserrettung Der 
H u bsch rau ber-Luftrett u ngsd ienst 
wird in das Gesetz mit einbezogen. 
Im BayRDG hat sich der Staat ver­
pflichtet, die Erstinvestitionen für 
den Ausbau im Rahmen mehrjähriger 
Beschaffungspläne zu tragen. Hierfür 
wird er innerhalb von fünf Jahren 
etwa 25 Millionen Mark aufbringen. 
Nach Abschluß der Aufbauphase, 
also ab 1979, muß der Staat grund­
sätzlich auch für alle Wiederbeschaf­
fungen aufkommen. Die Betriebsko­
sten sind durch Benutzungsentgelte 
zu decken." 

DLRG gleichberechtigt 

In Artikel 3 des BayRDG (Durchfüh­
rung des Rettungsdienstes) wird die 
DLRG gleichberechtigt neben den 
anderen Organisationen genannt. 
Dieses Gesetz gab unserem Landes­
verband Motivation und Möglichkeit, 
die Organisation auf eine völlig neue 
Basis zu stellen . Die Aufstockung 
und Modernisierung des Geräteparks 
hatte zwangsläufig auch eine Intensi­
vierung der Ausbildung zur Folge, 
was wiederum positiv auf den Mit-
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gliederzuwachs Wirkte , Gestützt auf 
einen Stab von bewahrten Mitarbei­
tern in den Bezirken und Ortsverban­
den und koordiniert durch eine ein­
vernehmlich arbeitende Gesamtvor­
standschaft des Landesverbandes, 
konnte diese zunächst unlösbar 
scheinende Aufgabe des Gesetzge­
bers erfüllt werden. In enger Zusam­
menarbeit mit dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern mußten 
Jahresbeschaffungspläne für Fahr­
zeuge, Boote, Tauchgeräte, Funkaus­
stattungen und Zubehör erstellt und 
mit dem beauftragten Koordinator 
abgestimmt werden . Da das Innenmi­
nisterium aufgrund bestehender Vor­
schriften nur 50 Prozent des tatsäch­
lich bestehenden Bedarfs finanzieren 
kann, stellte uns die Beschaffung 
der restlichen 50 Prozent Eigenlei­
stung vor erhebliche Schwierigkeiten . 
Durch das große Verständnis und 
die Eigeninitiatipe unserer Unterglie­
derungen wurden auch diese Mittel 
bereitgestellt. 

Es sei mir an dieser Stelle gestattet, 
dem " Vater des BayRDG", Herrn 
Ministerialdirigenten Dr. Oehler im 
Bayerischen Staatsministerium des 
Innern , seinen Mitarbeitern, Herrn 
Strobel vom Prasidium des BRK so­
wie allen Mitgliedern des Arbeitskrei­
ses "Rettungsdienst Bayern " für ihre 
Hilfe in der schwierigen Anfangs­
phase der Neuordnung sowie für 
ihre stets fa ire Zusammenarbeit herz­
lichen Dank zu sagen. Nicht uner­
wahnt sollte hier auch die Koordina­
tions- und Kooperationsvereinbarung 
mit Herrn Staatssekretar Sackmann 
von der Wasserwacht im Bayerischen 
Roten Kreuz bleiben , welche eine 
Partnerschaft beider Wasserret­
tungs-Organisationen in Bayern be­
gründete. 

Ausstattung vereinheitlicht 

Das Ergebnis der Bemühungen aller 
Beteiligten : In den beiden letzten 
Jahren konnte die DLRG in Bayern 
rund eine halbe Million Mark in Neu­
anschaffungen investieren, die Eigen­
leistungen der Untergliederungen 
(Stationsbau und Beschaffung von 
Geräten außerhalb des BayRDG) mit 
eingerechnet. Die Typen der Fahr­
zeuge, Boote, Trailer und Funkgeräte 
wurden vereinheitlich, die zentrale 
Beschaffung eingeführt, die Ausbil­
dung in den Fachbereichen gest[afft. 

Eine Klippe, an der unsere Integrie­
rung in das BayRDG zunächst zu 
scheitern drohte, bestand in der Un­
möglichkeit der funktechnischen 

Kommunikation mit den anderen 
Rettungsorganisationen , da die 
DLRG-Frequenz 155,91 MHz zum 
" Nichtöffentlichen beweglichen Land­
funk" (NöbL) gehor!, alle anderen 
Dienste aber auf den Kanälen der 
" BOS" (Behörden und Organisatio­
nen mit Sicherheitsaufgaben) arbei­
ten. Durch beharrliche Interventionen 
und mit Unterstützung des Bayeri­
schen Innenministeriums wurde auch 
diese Schwierigkeit beseitigt und 
die uneingeschränkte 90S-Zulassung 
erreicht. 

Nur mit dieser Regelung ist die Koor­
dinierung von Wasser- , Land- und 
Luftrettung zu erreichen. Es ist mir 
unverständlich , wieso sich gewisse 
Kreise in anderen Bundesländern 
immer noch dieser Erkenntnis ver­
schließen und in der Aufnahme der 
DLRG in den Kreis der BOS-Berech­
tigten (zu denen auch Polizei , Feuer­
wehren und THW zählen) eine " Ge­
fahr" sehen. Das Gegenteil ist der 
Fall : eine Aufwertung unserer Organi­
sation. 

Das BayRDG sie ht zwar vor, daß für 
Rettungen "kostendeckende Entgelte" 
zu nehmen sind ; dies gilt jedoch nur 
fü r solche Rettungen, die eine unmittel ~ 

bare ärztliChe Behandlung nach sich 
ziehen, also Verkehrs~ oder Arbeitsun­
fä lle und dergleichen. Leide r dachte 
der Gesetzgeber nicht daran, daß auf 
"normale" Wasserrettungen nur in den 
wenigsten Fällen eine ärzll iche Behand­
lung tolgt und somit auch von den Kas~ 

sen keine Entgelte gezahlt werden, aus 
denen die sprunghaft gestiegenen Be~ 

tri ebs kosten bestritten werden können. 
Diese Kosten einschließlich der Wartung 
und Reparatur tragen noch voll unsere 
Gliederungen. Eine Änderung der Be­
stimmungen über die Folgelasten Im 
Bereic h der Wasserrettung erscheint 
zwingend notwendig. 

Wenn es mir gelungen Ist, Ihnen unsere 
Heimat und die Situation der DLRG In 
Bayern ein wenig näherzubringen, würde 
Ich mich treuen. Vielleicht konnte ich 
mit dazu beitragen, ein wenig Staub 
von antiquierten Vorstellungen zu pusten. 
Wir sind ei n weltoffe nes Land und heißen 
alle Besucher von Herzen willkommen, 
die bereit sind, unsere Eigenart zu ak­
zeptieren, so wie wir andere nac h ihrer 
Fasson selig werden lassen. Der Lan­
desverband Bayern der DLRG scheut 
keine Anstrengung, seine Leistungen 
kontinuierlich zu steigern und In den 
einzelnen Fachbereic hen engen Kontakt 
mit den Kameraden in anderen Bundes­
ländern zu gewinnen und zu erhalten. 
Die Regionalveranstaltungen der jüng­
sten Vergangenheit geben uns Zuver­
sicht, daß dies In Zukunft In verstärktem 
Maß geschehen wird - zur Förderung 
unserer gemeinsamen Interessen In 
ganz Deutschland. SIegtried Rosenkranz 
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Ärzte sind es vor allem, aber auch 

'\ beschreitet das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie neue Rechtsanwälte, Bauunternehmer und 
Wege . Im Rahmen des Umweltpro- Wissenschaftler, die nahezu aus-
gramms werden erhebliche Beträge nahmslos darauf bestehen, ihr 
für die Forschung bereitgestellt _ Schutzbedürfnis nicht an die große 
bis 1980 zusätzliche 52 Mlo. DM. Glocke zu hängen. So müssen die 
Ziele der Förderung sind vor allem Kugeln oft als Öltank getarnt oder 
die Erweiterung des Wissens über bei Nacht und Nebel eingebuddelt preSSeSOHOU die Belastbarkeit von Gewässern werden . 

DeS inlonDS sowie die Entwicklung neuer und Platz ist in einer solchen Kugel 
wirtschaftlicher Verfahren zur Trink- aber gerade tür neun Personen . 
wassergewinnung und Abwasserrei- Sie müssen sich 14 Kubikmeter Luft, 
nigung. sechs Sperrholzsitze, drei Segeltuch-
Für die Trinkwasserversorgung müs- liegen und ein Chemie-Klo teilen. 
sen insbesondere die Aufbereitungs- Die Bunkerordnung sieht einen BUS-

Zivilverteidigung -
technologien verbessert werden . Das geklügelten Schichtdienst vor. Die 

wie sie die DDR sieht 
BMFT konzentriert sich im Rahmen Lebensmittelvorräte sollen 14 Tage 
seiner Förderung auf einige Schwer- reichen. Seit Anfang 1978 ist in der DDR die 
punkte : Verbesserung der Vorratshal- (Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Zivilverteidigung dem Verteidi-
tung von Aohwasser; Verbesserung Essen) gungsminlsterium unterstellt. Das 
der Wasserbereitstellung ; Optimie-Persona l gilt jetzt als kämpfende 
rung der Trinkwasseraufbereitung Einheit und ist auch militä risch ge-
durch verfahrens- und regeltechni-

Atom-Opfer in Grenzen halten gliedert. 
sehe Maßnahmen; Maßnahmen zur 

Eine Konferenz zu Problemen der Sicherung und Rationalisierung der Die seit Jahren andauernden ständl-Zivilverteidigung fand an der Fach- Wasserverteilung ; Neuentwicklung gen Bemühungen der Sowjetunion schule der Zivilverteidigung der DDR und Verbesserung von Abwasserrei- um einen landesweiten Ausbau des in Beeskow statt. An der Tagung nigungsanlagen ; Erhöhung der Lei- Zivilschutzes sind Inzwischen überall nahmen der Stellvertreter des DDR- stungsfähigkeit konventioneller Ab- bekannt geworden. Amerikanische Verteidigungsministers, Generalleut- w asserrei n 19 u ngsverfah ren . Experten haben nun festgestellt, nant Poppe, Offiziere sowie Funktio-
Erste Ergebnisse werden bereits in in welchem Umfange dieser Schutz näre der Zivilverteidigung aus Staats-
einem Statusseminar im Rahmen tatsächlich wirksam werden könnte. und Wirtschaftsorganen teil. 
einer internationalen wasserfachli- Bei einem atomaren Schlagabtausch Generalleutnant Fritz Peter, der Leiter ehen Tagung in Hannover vorgestellt. zwischen den USA und der UdSSR der Zivilverteidigung der DDR, wer-

(Umweltschutzdienst, Düsseldorf) kämen "nur" rund vier Prozent der tete die zwei Jahrzehnte währende 
sowjetischen Bevölkerung ums Le-Entwicklung von den Anfängen des 
ben; das schreiben amerikanische Luftschutzes zur heutigen modernen 
Experten den forcierten Anstrengun-Zivilverteidigung als Ausdruck der 
gen der Sowjetunion , ihren zivilen Fürsorge der Partei der Arbeiterklasse 
Bevölkerungsschutz auszubauen , für den Schutz des Lebens und der 
als Ergebnis zu . In absoluten Zahlen Arbeit der Menschen. Dabei wurden Wer könnte Schutzräume 
würde dies den Verlust von rund stets die Erfahrungen der Sowjet- liefern? 
10 Millionen Menschen bedeuten, union und der anderen sozialisti-

Es würde heute zunehmend schwie- halb soviel wie die Sowjetunion im sehen Bruderländer schöpferisch 
Zweiten Weltkrieg einbüßte. Als Be-angewandt ... riger. einen vorgefertigten Schutz-
rechnungsgrundlage wurde eine Be-

Angesichts ... und vor allem wegen raum zu erhalten, wenn zur gleichen 
völkerungsziffer von 280 Millionen Zelt viele Interessenten auf die Idee der forcierten Aufrüstung der NATO-

kämen , einen solchen zu kaufen. Menschen angenommen, Der zivile 
Hauptkräfte mit neuen Offensiv- und 

Im Laufe der Jahre sind nämlich Bevölkerungsschutz in der UdSSR 
umfaßt neben den Schutzraumbauten 

Massenvernichtungswaffen gelte 
viele Schutzbauten-Verkäufer man-

vor allem großzügige und großräu-
es, "ständig wachsam zu sein und 

gels Absatzes auf der Strecke ge-die Einsatzbereitschaft der Führungs-
blieben. mige Evakuierungsmaßnahmen. 

organe und Kräftegruppen weiter 
Trotz intensiver Werbung fand sich Nach Ansicht der amerikanischen zu erhöhen ", erklärte Generalleutnant 

Experten bietet in der Sowjetunion Poppe. kaum ein Kunde. Eine Durststrecke 
die Evakuierung der Zivilbevölkerung (Berliner Zeitung , Berlin [Osti) ließ die noch Ende der sechziger 
auf das Land besseren Schutz als Jahre kräftig prosperierende Branche 
Zivilschutzmaßnahmen in den radikal schrumpfen ; von 44 Schutz-
Städten. bauten-Verkäufern sind kaum mehr 

als vier übriggeblieben. Seit sechs Bei ihren Berechnungen hatten die 
Neue Technologien Monaten aber registriert einer der amerikanischen Experten angenom-
der Trinkwasserversorgung Verkäufer eine plötzliCh einsetzende men, daß bei einem sowjetischen 

rege Nachfrage nach seinen Kugeln. nuklearen Erstschlag der amerikani-
Um auch in der Zukunft die ausrei- "Ich habe schon über 550 ernsthafte sche Zweitschlag in seiner Kapazität 
chende Versorgung der Bevölkerung Interessenten in meiner Kunden- schwer beeinträchtigt würde, 
mit Trinkwasser sicherzustellen, kartei. " (VIP , Bonn-Bad Godesberg) 
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Von nun an geht's bergauf 

BASLER ZEITUNG 
Vor Hans Mumenthaler, dem Direktor 
des Bundesamtes für Zivilschutz in 
Bern, sind neuerdings alle 3065 Ge­
meinden der Schweiz gleich: Seit 
Inkrafttreten des revidierten Zivil­
schutzgesetzes vor rund sechs Wo­
chen gibt es keinen Unterschied mehr 
zwischen zivilschutzpflichtigen und 
" schicksalsergebenen" Städten und 
Dörfern . Bei Halbzeit im Zivilschutz 
wird nun also ein neuer Anlauf unter­
nommen - doch vor 1990 ist das 
Endziel , " jedem Einwohner einen 
Schutzplatz", noch nicht in Sicht ... 

In den vergangenen 15 Jahren haben 
Bund, Kantone, Gemeinden und Pri­
vate rund 3,5 Milliarden Franken für 
die bauliche Infrastruktur und die 
Materialbeschaffung ausgegeben. 
" Wir stehen schon etwa in der Halb­
zeit" , sagt Fürsprecher Mumenthaler. 
Der angestrebte Endausbau dürfte 
mindestens 6,75 Milliarden Franken 
kosten , und mit weiteren zwölf Auf­
baujahren wird im Bundeshaus noch 
gerechnet ... 

(Basel /Schweiz) 

Schutz räume in der UdSSR 

ßI.. 

JOURNAL 
OF THE INSTITUTE OF CIVIL DEFENCE 

In der Sowjetunion ist eine große 
Anzahl verschiedenartiger Schutz­
räume für die Bevölkerung entworfen 
und gebaut worden . Einige dieser 
Schutzräume sind überirdisch ange­
legt; in der Mehrzahl jedoch sind 
die Anlagen unter der Erdoberflä­
che - in Untergeschossen oder in 
den Kellern bestehender Gebäude -
eingerichtet worden. 

An besonders gefährdeten Punkten 
in dicht besiedelten Gebieten wurden 
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wesentlich tiefer liegende Schutzan­
lagen, die einem Druck von 100 
pounds je square-inch standhalten 
können , angelegt. Die Schutzräume. 
die für die Aufnahme einer größeren 
Personenzahl bestimmt sind , wurden 
mit doppelt geschützten Türen gegen 
Überdruck, Luftfiltern und Luftaufbe­
reitungsanlagen, Heizung, Wasserver­
sorgung, Telefon, Rundfunk, Erster­
Hilfe-Ausrüstung, Schlafgelegenhei­
ten, Lebensmittelvorräten , Schutz­
masken und Bekleidungsvorräten 
ausgestattet. Die Standardschutz­
räume bieten Platz für jeweils ca. 
300 Personen. Das gesamte unterirdi­
sche Metro-System Moskaus ist so 
ausgebaut worden , daß es für über 
eine Million Menschen Schutz bieten 
kann. 

(Landon, Val. XXXIX / Nr. 3) 

Richtiges Schutzraum­
Handbuch erforderlich 

ClVILT FÖRSVAR 
Das Reichsamt für Zivilverteidigung 
veranstaltete gemeinsam mit der Uni­
versität von Santa Clara, USA, ein 
Symposium " Überleben in Schutz­
räumen " in Rosersberg . Vertreter 
aus elf Nationen nahmen daran teil. 
Die Auswertung der Ergebnisse ist 
jetzt abgeschlossen. Heftig diskutiert 
und in verschiedenen Gruppen be­
handelt wurde das Fehlen einer Anlei­
tung für denjenigen , der in einem 
Schutzraum Schutz sucht - ein 
5ch utzrau rn-Hand buch . 

Soweit man feststellen konnte, gibt 
es kein Land. das ein einigermaßen 
brauchbares Schutzraum-Handbuch 
besitzt. Man haI auch kein besonders 
ausgearbeitetes Schutzraum-Hand­
buch aus dem 11. Weltkrieg finden 
können - weder in England noch 
in Deutschland. In der Schweiz hat 
man bisher weder Geld noch Zeit 
gehabt, um für Schutzraumleiter eine 
vollwertige Ausbildung durchzufüh­
ren . Ein Schutzraum-Handbuch muß 
so gestaltet werden, daß es von Laien 
benutzt werden kann, die keine be­
sondere Ausbildung haben. 

In den Fällen. in denen man keinen 
Schutzraumleiter bestellen kann, 
kommt ganz offensichtlich einem 
zweckmäßig ausgearbeiteten Hand-

buch eine noch größere Bedeutung 
zu. 

In Schweden ist die beim Symposium 
betonte Notwendigkeit bereits Ein­
sicht geworden; im Reichsamt für 
Zivilverteidigung arbeitet man an 
einem Schutzraum-Handbuch, wei­
ches noch während der Planperiode 
1977/ 82 fertiggestellt werden soll. 

(Stockholm, Nr. !Hl/1977) 

Textil-Vorsorgehaltung 
für den Kriegsfall 

Die Situation im Textilbereich und 
in der Schuhwarenindustrie stellt 
sich in Norwegen etwa so dar: 

Die Lagerhaltung der Textilindustrie 
an Rohstoffen deckt eine zweimona­
tige Friedensproduktion. Abgesehen 
von Wolle und kurzen, künstlichen 
Textilfasern gibt es keine norwegi­
sche Produktion an Spinnstoffen 
oder Garn aus endlosen Textilfasern -
darunter auch Nähgarn und Gaze 
zum Gebrauch in der Krankenpflege. 
Gummifäden, Farbstoffe und be­
stimmte Chemikalien müssen impor­
tiert werden . Norwegische Wolle wird 
im Kriegsfalle in erster Linie zur Her­
stellung sogenannter " Kriegsgar­
derobe" verwendet werden. Wir kön­
nen uns kaum selbst versorgen und 
müssen deshalb in einem bestimmten 
Umfange eine Bereitschaftslagerung 
vorsehen. 

Die Konfektionsindustrie ist gegen­
wärtig stark spezialisiert, kann aber 
weiterhin die meisten Warengruppen 
herstellen, die in Norwegen ver­
braucht werden. Der Selbstversor­
gungsgrad variiert stark, von etwa 
70 % bis herunter zu 5 %, je nach 
Art der Ware. 

Die Probleme der Textilindustrie wer­
den wahrscheinlich auf der Grund­
lage eines Berichtes, den das Indu­
strieministerium vorbereitet hat, im 
Parlament behandelt werden . Von 
seiten der betroffenen Behörden sind 
bereits Stützungsmaßnahmen durch­
geführt worden. Für eine Bereit­
schaftslagerung wird man, soweit 
es Rohwaren und Halbfabrikate be­
Irifft, auf jeden Fall erhebliche Mittel 
investieren müssen . 

(Osla, Nr. 1/ 1977) 
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Elektroschock 
stoppt Kammerflimmern 

Zur schnellen und sicheren Therapie 
akuter Fälle von Herzkammerflimmern 
oder -flattern wurde ein neuer Oefi­
brillator - Sirecard E - entwickelt. 
Das kleine , tragbare Gerät ist für 
Netzbetrieb ausgelegt und speziell 
für die Behandlung kardialer Notfälle 
in der Praxis des niedergelassenen 
Arztes konzipiert. 

Bei dem neuen Gerät kann die not­
wendige Defibrillationsenergie über 
einfache Bedienung in 15 Stufen 
vorgewählt werden . Die an den Pa­
tienten abgegebene Energie (an 50 
Ohm) beträgt dabei zwischen 5 und 
350 Joule. Sie wird an einer über­
sichtlichen Leuchtsäule angezeigt, 
wobei die Höchstenergie innerhalb 
von 8 5 erreicht wird . Die Normal­
energie zur Notdefibrillation eines 
Erwachsenen mit normaler Statur 
beträgt etwa 230 Joule. 

Als Sicherheitsausstattung verfügt 
der neue Defibrillator über eine Ener­
gie-Entladeeinrichtung, die etwa 30 s 

nach Ladung die gespeicherte Ener­
gie automatisch intern verbraucht. 
Ferner ist er mit einem erdfreien De­
fibrillationsausgang versehen . Die 
Defibrillation wird beidhändig ausge­
löst. 

Am Patienten wird eine Elektrode 
über der Herzspitze, die andere über 
der Herzbasis in Höhe der 2. oder 
3. Rippe ganzflächig aufgesetzt und 
angedrückt. Die Defibrillationsenergie 
wird durch Drücken beider Elektro­
dentasten an den Patienten abgege­
ben. War dies erfolglos, so kann die 
Defibrillation nach Laden auf eine 
höhere Energie wiederholt werden . 

Neues automatisches 
Beatmungsgerät 

Ärzte und Notärzte haben für Ret­
tungseinsätze aller Art, für die Not­
aufnahme und den Transport in die 
Klinik, für den industriellen Bereich, 
auf Schiffen, für " Buschkliniken" 
und für den Zivilschutz ein gleicher­
maßen mobil wie stationär einzuset­
zendes automatisches und leichtes 
Beatmungsgerät gefordert, das ad­
äquat dem " klassischen " Beutelbeat­
mer einzusetzen ist, um beide Hände 
für wichtige andere Maßnahmen frei 
zu haben. 

Ein neues Gerät - Oxylog - ist diesen 
Wünschen entsprechend konzipiert 
worden. Es fand auf der Ausstellung 
an läßlich des 4. Rettungskongresses 
des DRK in Wiesbaden starke Beach­
tung . 

Überall dort, wo Atemstörungen auf­
treten, kann sofort wirkungsvoll ge­
holfen werden , auch z. B. bei Beat­
mung eines Patienten während des 
Transports vom OP in die Intensiv­
station . 

Das Gerät ist ein zeitgesteuertes, 
volumenkonstantes Beatmungsgerät 
für die kontrollierte Beatmung 

• Mit pneumatischer Logiksteuerung 

• Mit stufenlos einstellbarer Beat­
mungsfrequenz 10-35/ min 

• Mit stufen los einstellbarem Atem­
minutenvolumen 2-20 I/ min 

• Mit auf 50 oder 100 % einstellbarer 
Oa-Konzentration ohne Veränderung 
des Atemminutenvolumens 

• Mit optischer Warneinrichtung 
bei Disconnection und Stenose 

• Die Skalen für Beatmungsfrequenz 
und Atemminutenvolumen zeigen 
drei farbidentische Einstellbereiche 

mit Vorzugswerten für die Beatmung 
von Kleinkindern, Kindern und Er­
wachsenen. 

• Der Beatmungsdruck kann über 
den eingebauten Atemdruckmesser 
verfolgt werden. 

• Die Verbindung Patient/Gerät wird 
per flexiblem Schlauch mit Beat­
mungsventil (wahlweise Maske oder 
Intubationskatheter anschließbar) 
hergestellt. Das gesamte Verbin­
dungssystem ist autoklavierbar bzw. 
im Aseptor zu desinfizieren. 

• Eine Kurzbetriebsanleitung auf 
dem Gehäuse erklärt grundsätzlich 
den Vorgang zur Einstellung der Be­
atmungsparameter. 

Automatische 
Löschmittelsperre 

Die automatische Löschmitteisperre 
wird überall dort eingesetzt, wo spe­
ziell in Rohrleitungen mit dem Auftre­
ten von explosionsfähigen Brenn­
stoff- / Luftgemischen und deren Ent­
zündung gerechnet wird , um eine 
auftretende Explosion auf einen be­
stimmten Leitungsteil zu begrenzen 
und abzulöschen. 

Eine automatische Löschmittelsperre 
besteht aus einem Flammenmelder 
(optischer Detektor), einer Löschmit­
teiflasche mit Verteilerdüse und der 
Steuereinheit. 

Im Gegensatz zu herkömmlichen 
mechanischen Flammensperren hat 
die automatische LöschmiUelsperre 
den Vorteil , daß störender Druckver­
lust an der Einbaustelle und laufende 
Verschmutzung vermieden werden . 
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neue BÜOHer 

Bürgerliches Gesetzbuch und 
Nebengesetze 

Von Rlchard Haase 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 

Diese 3. erweiterte Auflage des Wer­
kes ist eine Textausgabe mit Erläute­
rungen und Verweisungen, die der 
zum Teil doch sehr erheblich verän­
derten juristischen Landschaft von 
heute Rechnung trägt. Die Auflage 
ist nach dem Stand vom 1. März 1978 
ausgerichtet. Beispielsweise sind 
das 1. Gesetz zur Reform des Ehe­
und Familienrechtes vom 14. Juni 
1977 und das Gesetz zur Änderung 
schadensrechtlicher Vorschriften 
vom 16. August 1977 einbezogen. 

An Nebengesetzen enthält das Buch: 
Gesetz betreffend Abzahlungsge­
schäfle; Wohnungseigentumsgesetz; 
Ehegesetz; Verordnung über die Be­
handlung der Ehewohnung und des 
Hausrates nach der Scheidung: Ge­
setz über die Stellung der nichtehe­
lichen Kinder; Verordnung zur Be­
rechnung des Regelunterhafles; Ge­
setz zur Regelung des Rechts der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Zwei Anhänge und ein Stichwortver­
zeichnis erleichtern den Gebrauch 
des Buches. 

Der gefährdete Friede 

Von R. J. Rummel 
tuduw Verlagsgesellschaft mbH, 
München 

Professor Rummel gibt die Resultate 
sorgfältig zusammengetragener und 
analysierter Daten aus der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkriege über die 
Hauptaspekte des internationalen 
Verhaltens der UdSSR und der USA 
und über die jeweiligen Stärken und 
Schwächen ihrer nationalen Interes­
sen , Glaubhafligkeit und militärischen 
Befähigung wieder. 

Oie zum Nachdenken geradezu pro­
vozierenden Schlüsse des Verfassers 
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werden ernstgenommen werden müs­
sen. Rummel stellt heraus. daß seine 
Analysen und Schlüsse aufzeigen, 
daß die USA möglicherweise schon 
in naher Zukunft zu einer unmögli­
chen Entscheidung gezwungen sein 
könnten , sich der Herrschaft der So­
wjets zu unterwerfen oder einen 
Atomkrieg zu riskieren , in dem sie 
von vornherein keine Chancen hätten , 
ihn zu gewinnen. 

Man sollte nicht außer acht lassen , 
daß eine bizarre Zukunft erst in dem 
Augenblick, in dem sie sich vollzieht, 
verständlich und plötzlich vorherseh­
bar und einleuchtend wird. Vorher 
hält man ein solches Geschehen ein­
fach nicht für möglich. Sicher würde 
vieles, was in der politischen Welt 
geschieht, als Grundlage für einen 
Tatsachenroman abgelehnt werden. 
Das Buch liefert einen zuverlässigen 
Hinlergrund für die gegenwärtige 
Politik der beiden Großmächte. 

Erste Hilfe bei Unfällen und 
plötzlichen Erkrankungen 

Von Dr. med. Norbert Ka iser und 
Manfred Knörlg 
Zweite, erweiterte Auflage 
Ehrenwirth Verlag, München 

Unter Erster Hilfe werden meist alle 
Maßnahmen zusammengefaßt, die 
Laien bei Verletzungen und Erkran­
kungen bis zum Einsetzen einer fach­
kundigen ärztlichen Hilfe anwenden. 
Was natürlich nicht ausschließt. daß 
auch von Ärzten Erste Hilfe geleistet 
wird - bis eine Behandlung im Kran­
kenhaus fortgefÜhrt wird. Jeder ist 
zur Leistung Erster Hilfe nicht nur 
moralisch , sondern auch gesetzlich 
verpflichtet. Man darf feststellen , 
daß heute jedermann wissen sollte, 
was er bei akuten Notfällen tun 
muß - und tun darf. 
Dies aber setzt eine gewisse Schu­
lung voraus, weil man im Notfall 
keine Zeit hat, erst nachzulesen, was 
zu tun wäre. 

Das Buch ist mehr als nur ein Nach­
schlagewerk; seine Verfasser haben 
sich bemüht , eine anschauliche 
Grundlage für die notwendige Ausbil­
dung zu schaffen, die den Leser zu­
verlässig in Wort und Bild unter­
richtet. 

Ober nicht weniger als 100 Einzel fälle 
von Verletzungen und plötzlichen 
Erkrankungen, das richtige Verhalten 
am Unfallort, Rettung, Transport und 

Versorgung Verletzter, Schockbe­
handlung und Wiederbelebung wird 
informiert. Ein umfangreicher Anhang 
enthält alle Adressen und Rufnum­
mern von Notdiensten und wichtigen 
Kliniken und Organisationen Im In­
und Ausland . Sehr wichtig : ein ein­
schlägiges Fremdwörter-Verzeichnis. 

ABC-Schutz-Fibel 
ABC-Schutz IV 

Von Horst Komorowski 
Verlagsgruppe: Max imillan-Verlag ; 
E. S. Mittl er & Sohn; Verlag Offene 
Worte, Herford 

Es gibt zwar bereits eine Reihe von 
Vorschriften und Fachbüchern , die 
das Gebiet der ABC-Abwehr behan­
deln, doch gehen sie noch zu wenig 
auf wichtige Einzelthemen ein . Dieses 
Buch soll dem praktischen Ausbilder 
als Lehrbuch ebenso wie als Ge­
dächtnishilfe dienen. 

Verschiedenartige Entstrahlungsan­
weisungen - dies zumindest bezeich­
net der Verfasser als ein Ziel - sollen 
auf eine gemeinsame Leitlin ie zu­
sammengeführt werden. Es wird der 
Versuch gemacht, Verfahrensanwei­
sungen ohne Rü cksicht auf die Be­
lange - etwa einer mobilen oder orts­
festen Station - zu beschreiben. Der 
Leser kann sich so über alle wichti­
gen Verfahren unterrichten , auch 
wenn diese nicht - weil er dieser 
oder jener Einheit angehört - im Be­
reich seiner eigenen Aufgabe liegen. 

Alle Bereiche der ABC-Dekontamina­
tion werden behandelt. Literaturhin­
weise und Auszüge aus der Strahlen­
sChutzverordnung runden den be­
handelten Stoff ab. 

Empfehlenswerte Hand- und 
Sachbücher 

Loseblattsammlung Druckgase 
Von Rolf-He inz Müller 
20. ErgänzungslIeferung 
Deutscher Fachschriften-Verlag 
Braun & Co. KG, Malnz- Wiesbaden 

Notstandsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland 
Von Töpfer/ Lind 
Loseblattsammlung: 39. Ergänzungs­
lieferung; 
Stand 1. Januar 1978 
Verlag R. S. SChulz, 
Percha am Starnberger See 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Das Dreiecktuch 

Wußten Sie schon, daß ... 
... bei dem schweren Eisenbahnun­
glück zwischen Bologna und Florenz, 
das sich im April ereignete und bei 
dem es 50 Todesopfer und etwa 200 
Verletzte gab, ein Arzt, der sich im 
Speisewagen aufgehalten hatte, Erste 
Hilfe mit Tischtüchern und Servietten 
leistete? Die Bilder von diesem ZU9-
unglück, bei dem auf einer Strecke, 
deren Gleise nach schweren Regen­
fällen unterspült worden waren , zwei 
Züge zusammenstießen und einige 
Waggons von einem Viadukt 30 Meter 
tief abstürzten, gingen um die ganze 
Welt. Auch die geistesgegenwärtige 
Tat des Arztes, der so vielen Verletz­
ten helfen konnte , war in aller Munde. 
Er sagte: "Ich blieb unverletzt und 
habe mich dann sogleich mit ein 
paar anderen aus unserem Wagen 
um die Verletzten gekümmert, die 
zum Teil schlimm aussahen. Zum 
Verbinden nahmen wir Tischtücher 
und Servietten . Einem Verletzten 
haben wir mit Gabeln das Bein ge­
sch ient. " 

Wußten Sie schon, daß . .. 
... das Dreiecktuch das einfachste 
behelfsmäßige Verbandmittel ist, 
sozusagen das Erste-Hilfe-Mittel par 
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excellence? Der Arzt aus dem Un­
glückszug wußte dieses vielseitige 
Mittel anzuwenden. Nicht umsonst 
ist bei uns für die überwiegende Zahl 
aller Kraftfahrzeuge ein Verbandka­
sten vorgeschrieben (§ 35 h StVZO), 
zu dem als Mindestausrüstung von 
Erste-Hilfe-Material fünf Dreiecktü­
cher in der Größe 90 x 90 x 127 cm 
gehören. Zum Inhalt des Verbandka­
stens für Krankenkraftwagen (DIN 
13159) gehören gar zehn Dreiecktü­
cher. Auch Kopftücher, Halstücher 
oder Servietten lassen sich zu Drei­
ecktüchern umfunktionieren. Sie 
lassen sich auch leicht selbst schnei­
dern , indem man sie in der angege­
benen Größe ausschneidet und die 
Kanten umnäht. 

Wußten Sie schon, daß . . . 
... der Umgang mit dem Dreiecktuch 
sowohl im Unterricht über "Lebens­
rettende Sofortmaßnahmen" als auch 
in "Erster Hilfe" gelehrt wird? Mit 
dem Dreiecktuch macht man u. a . 
Kopfverbände, Brustverbände, Arm­
stützverbände, Handverbände und 
Fußverbände. Man kann damit oft 
die schwierigen Mullbindentouren 
vermeiden . Es eignet sich ebenfalls 
gut, um Mullauflagen auf Wunden 
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festzuhalten oder um Schienen zu 
fixieren . Die Verwendung des Drei­
ecktuchs setzt jedoch voraus, daß 
der Verletzte baldmöglich fachge­
recht versorgt wird . 

Es gibt im Handel auch Dreiecktü­
cher, auf denen als Gedächtnisstütze 
Zeichnungen von den gebräuchlich­
sten Anwendungsarten aufgedruckt 
sind . 

Der Gebrauch des Dreiecktuches 
als Sofortmaßnahme oder in der 
Ersten Hilfe ist nur eine von vielen 
Maßnahmen zur Abwendung lebens­
bedrohlicher Zustände und anderer 
Gefahren . Wer bei einem Unfall rich­
tig helfen will , muß die " Rettungs­
kette" kennen, jenen Ablauf von 
Maßnahmen nach einem Notfall , den 
man mit einer Kette vergleicht, die 
aus fünf Gliedern besteht : Sofort­
maßnahmen, Meldung, Erste Hilfe, 
Rettungsdienst, Krankenhaus. 

Helfen kann man lernen! Vielleicht 
haben Sie auch schon gelernt zu 
helfen , meinen aber, daß Sie das 
nicht mehr ausreichend beherrschen. 
In jedem Falle sollten Sie sich bei 
den Hilfsorganisationen nach den 
Terminen für die nächsten Lehrgänge 
erkundigen . 
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